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Bundesrepublik Deutschland 

Der Bundeskanzler Bonn, den 7. Januar 1958 

6 — 71001 — 1366/57 


An den Herrn 

Präsidenten des Deutschen Bundestages 


Anbei übersende ich den 

Entwurf eines Gesetzes über Maßnahmen zur 
Verbesserung der Agrarstruktur und zur 
Sicherung land- und forstwirtschaftlicher 
Betriebe (Grundstückverkehrsgesetz) 

nebst Begründung mit der Bitte, die Beschlußfassung des Deut- 
schen Bundestages herbeizuführen (Anlage 1). 

Federführend ist der Bundesminister für Ernährung, Landwirt- 
schaft und Forsten. 

Der Bundesrat hat zu der Gesetzesvorlage in seiner 185. Sitzung 
am 29. November 1957 gemäß Artikel 76 Abs. 2 des Grund- 
gesetzes nach der Anlage 2 Stellung genommen. 

Der Standpunkt der Bundesregierung zur Stellungnahme des 
Bundesrates ist in Anlage 3 dargelegt. 

Der Stellvertreter des Bundeskanzlers 

Ludwig Erhard 


Druck: Bonner Universitäts-Budidruckerei, Bonn 
Alleinvertrieb; Dr, Hans Heger 
Bad Godesberg, Goethestr. 54, Telefon 3551 
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Anlage 1 


Entwurf eines Gesetzes 

über Maßnahmen zur Verbesserung der Agrarstruktur und zur 
Sicherung land- und forstwirtschaftlicher Betriebe 
(Grundstückverkehrsgesetz) 


Der Bundestag hat mit Zustimmung des Bundes- 
rates das folgende Gesetz beschlossen: 

ERSTER ABSCHNITT 

Sachlicher Geltungsbereich 

§ 1 

(1) Die Vorschriften dieses Gesetzes über Grund- 
stücke gelten, soweit nichts anderes bestimmt ist, 
für landwirtschaftliche und forstwirtschaftliche 
Grundstücke sowie für Moor- und Ödland, das in 
landwirtschaftliche oder forstwirtschaftliche Kultur 
gebracht werden kann. 

(2) Landwirtschaft im Sinne dieses Gesetzes ist 
die Bodenbewirtschaftung und die mit der Boden- 
nutzung verbundene Tierhaltung, um pflanzliche 
und tierische Erzeugnisse zu gewinnen, besonders 
der Ackerbau, die Wiesen- und Weidewirtschaft, 
der Erwerbsgartenbau, der Erwerbsobstbau und der 
Weinbau, sowie die Fischerei in Binnengewässern. 

(3) Grundstück im Sinne dieses Gesetzes ist auch 
ein Teil eines Grundstücks sowie eine Mehrheit von 
Grundstücken, die räumlich oder wirtschaftlich Zu- 
sammenhängen und demselben Eigentümer gehören. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Rechtsgeschäftliche Veräußerung 

§ 2 

(1) Die rechtsgeschäftliche Veräußerung eines 
Grundstücks und der schuldrechtliche Vertrag hier- 
über bedürfen der Genehmigung. Ist ein sdiuld- 
reditlicher Vertrag genehmigt worden, so gilt auch 
die in Ausführung des Vertrages vorgenommene 
Auflassung als genehmigt. 

(2) Der Veräußerung eines Grundstücks stehen 
gleich 

a) die Begründung und die Veräußerung eines Mit- 
eigentumsanteils an einem Grundstück, 

b) die Veräußerung eines Erbanteils an einen an- 
deren als an einen Miterben, wenn der Nach- 
laß im. wesentlichen aus einem land- oder forst- 
wirtschaftlichen Betrieb besteht, 

c) die Bestellung des Nießbrauchs an einem Grund- 
stück für eine juristische Person. 


(3) Die Länder können 

a) die Vorschriften dieses Gesetzes auf die Ver- 
äußerung von grundstücksgleichen Rechten, 
welche die land- oder forstwirtschaftliche 
Nutzung eines Grundstücks zum Gegenstand 
haben, sowie von selbständigen Fischereirechten 
für anwendbar erklären, 

b) bestimmen, daß die Veräußerung von Grund- 
stücken bis zu einer bestimmten Größe keiner 
Genehmigung bedarf. 

§ 3 

(1) über den Antrag auf Genehmigung entschei- 
det die Landwirtschaftsbehörde. Ist eine Gemeinde 
oder ein Gemeindeverband als Vertragsteil an der 
Veräußerung beteiligt, so entscheidet die zustän- 
dige Aufsichtsbehörde im Benehmen mit der Land- 
wirtschaftsbehörde. 

(2) Zur Stellung des Antrages auf Genehmigung 
sind die Vertragsparteien und derjenige, zu dessen 
Gunsten der Vertrag geschlossen worden ist, be- 
rechtigt. Hat ein Notar den Vertrag beurkundet, so 
gilt dieser als ermächtigt, die Genehmigung zu be- 
antragen. Mit dem Antrag auf Genehmigung ist der 
Vertrag vorzulegen. 

§ 4 

(1) Die Genehmigung ist nicht notwendig, wenn 

a) der Bund oder ein Land als Vertragsteil an der 
Veräußerung beteiligt ist, 

b) die Veräußerung oder die Ausübung des Vor- 
kaufsrechts der Durchführung eines Flurbereini- 
gungsverfahrens, eines Siedlungsverfahrens oder 
eines Verfahrens nach § 37 des Bundesvertriebe- 
nengesetzes dient, 

c) Grundstücke veräußert werden, die innerhalb 
eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles 
oder im räumlichen Geltungsbereich eines Be- 
bauungsplanes liegen, wenn es sich nicht um die 
Wirtschaftsstelle eines land- oder forstwirtschaft- 
lichen Betriebes handelt, 

d) die Veräußerung nach dem bayerischen Alm- 
gesetz vom 28. April 1932 (Bayerisches Gesetz- 
und Verordnungsblatt S. 237) genehmigt ist. 

(2) Ist zu einer Veräußerung die Genehmigung 
nicht notwendig, so hat die Genehmigungsbehörde 
auf Antrag ein Zeugnis darüber zu erteilen. Das 
Zeugnis steht der Genehmigung gleich. 
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§ 5 

(1) Die Entscheidung über die Genehmigung ist 
binnen einem Monat nadi Eingang des Antrages bei 
der örtlich zuständigen Genehmigungsbehörde zu 
treffen. Kann die Prüfung des Vertrages in dieser 
Zeit nicht abgeschlossen werden oder hat die Ge- 
nehmigungsbehörde eine Erklänmg über die Aus- 
übung des Vorkaufsrechts nach § 11 herbeizuführen, 
so ist vor Ablauf der Frist ein Zwischenbescheid zu 
erteilen. Die Frist des Satzes 1 verlängert sich als- 
dann auf zwei Monate. 

(2) Der Vertrag gilt nach Ablauf von einem Mo- 
nat und, wenn ein Zwischenbescheid erteilt ist, von 
zwei Monaten als genehmigt, falls nicht die Geneh- 
migungsbehörde binnen dieser Frist eine Entschei- 
dung nach § 8 oder eine Mitteilung über die Aus- 
übung des Vorkaufsrechts nach § 11 Abs. 2 an den 
Veräußerer zur Post gibt. 

(3) Gilt der Vertrag durch Fristablauf als geneh- 
migt, so hat die Genehmigungsbehörde auf Antrag 
ein Zeugnis darüber zu erteilen. 


§ 6 

(1) Auf Grund einer genehmigungsbedürftigen 
Veräußerung darf eine Rechtsänderung in das 
Grundbuch erst eingetragen werden, wenn dem 
Grundbuchamt die Rechtskraft der Entscheidung der 
Genehmigungsbehörde oder des Gerichts über die 
Erteilung der Genehmigung oder der Ablauf der 
Frist nach § 5 Abs. 2 nachgewiesen wird. 

(2) Ist in das Grundbuch auf Grrmd eines nicht 
genehmigten Rechtsgesdiafts eine Rechtsänderung 
eingetragen, so hat das Grundbuchamt auf Ersuchen 
der Genehmigungsbehörde oder des Vorsitzenden 
des Gerichts, falls nach ihrem Ermessen eine Ge- 
nehmigung erforderlich ist, einen Widerspruch in 
das Grundbuch einzutragen. Der Widerspruch ist zu 
löschen, wenn die Genehmigungsbehörde oder der 
Vorsitzende des Gerichts darum ersucht oder wenn 
dem Grundbuchamt die Rechtskraft der Entschei- 
dung der Genehmigungsbehörde oder des Gerichts 
über die Erteilung der Genehmigimg oder der Ab- 
lauf der Frist nach § 5 Abs. 2 nachgewiesen wird. 
§ 53 Abs. 1 der Grundbuchordnung bleibt un- 
berührt. 

§ 7 

Die Genehmigimg ist zu erteilen, wenn 

1. ein landwirtschaftlicher oder forstwirtschaftlicher 
Betrieb geschlossen veräußert oder im Wege der 
vorweggenommenen Erbfolge übertragen wird 
und der Erwerber entweder der Ehegatte des 
Eigentümers oder mit dem Eigentümer in gerader 
Linie oder bis zum dritten Grad in der Seiten- 
linie verwandt oder bis zum zweiten Grad ver- 
schwägert ist, 

2, ein gemischter Betrieb insgesamt veräußert wird 
und die land- oder forstwirtschaftliche Fläche 
nicht die Grundlage für eine selbständige Existenz 
bietet, 


3. die Veräußerung einer Grenzverbesserung zwi- 
sdien Eigentümern aneinander grenzender Gnmd- 
stücke dient, 

4. Grimdstücke zur Verbesserung der Landbewirt- 
schaftung oder aus anderen volkswirtschaftlich 
gerechtfertigten Gründen getauscht werden und 
ein etwaiger Geldausgleich nicht mehr als ein 
Viertel des höheren Grundstücks wertes ausmacht, 

5. ein Grundstück zur Vermeidung einer Enteignung 
veräußert wird, 

6. Ersatzland erworben wird, soweit 

a) der Erwerber auf das Ersatzland zur Sicherung 
seiner Existenz angewiesen ist oder 

b) das Ersatzland zur Erfüllung dem Erwerber 
wesensgemäß obliegender Aufgaben zu dienen 
bestimmt ist imd es sich bei dem Ersatzland 
nicht um einen land- oder forstwirtschaftlichen 
Betrieb handelt, 

7. die Veräußerung zur Begradigung oder zur Er- 
weiterung öffentlicher Verkehrswege dient, 

8. der Genehmigungsbehörde der Vertragsentwurf 
Vorgelegen und sie schriftlich erklärt hat, keine 
Bedenken geltend zu machen. Die Erklänmg darf 
in den Fällen, in denen ein Vorkaufsrecht nach 
dem Reichssiedlungsgesetz in Betracht kommt, 
nur im Einvernehmen mit der Siedlungsbehörde 
abgegeben werden. 


§ 8 

(1) Die Genehmigimg darf nur versagt oder durch 
Auflagen (§ 9) oder Bedingungen (§ 10) ein- 
geschränkt werden, wenn^unter Berücksichtigung 
auch allgemeiner volkswirtschaftlicher Gesichts- 
punkte 

a) die Veräußerung eine ungesunde Verteilung des 
Grund und Bodens bedeuten oder 

b) die Veräußerung eine unwirtschaftliche Verklei- 
nerung oder Aufteilung eines Grundstücks zur 
Folge haben würde oder 

c) der Gegenwert in einem groben MißverLmtäiS 
zum Wert des Grundstücks steht. 

(2) Liegen die Voraussetzungen vor, unter denen 
das Vorkaufsrecht nach dem Reichssiedlungsgesetz 
ausgeübt werden kann, so darf, wenn das Vorkaufs- 
recht nicht ausgeübt wird, die Genehmigimg aus 
Absatz 1 Buchstabe a nur versagt werden, falls es 
sich um die Veräußerung eines land- oder forst- 
wirtschaftlichen Betriebes handelt. 

(3) Eine unwirtschaftliche Verkleinerung oder 
Aufteilung im Sinne von Absatz 1 Buchstabe b liegt 
in der Regel dann vor, wenn durch Erbauseinander- 
setzung, Übergabevertrag oder eine sonstige rechts- 
geschäftliche Veräußerung 

a) ein lebensfähiger landwirtschaftlicher Betrieb 
bis zu zwanzig Hektar wesentlich verkleinert 
oder aufgeteilt wird, 

b) ein einzelnes Grundstück kleiner als ein Hektar 
wird, 
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c) in einem Flurbereinigungsverfahren zugeteilte 
oder anläßlich einer mit öffentlichen Mitteln 
geförderten Aufstockung oder Aussiedlung eines 
landwirtschaftlichen Betriebes erworbene Grund- 
stücke geteilt werden. 

(4) Wird das Grundstück für andere als land- 
oder forstwirtschaftliche Zwecke veräußert, so darf 
die Genehmigung aus Absatz 1 Buchstabe c nicht 
versagt werden. 

(5) Die Genehmigung soll, auch wenn ihr Beden- 
ken aus den in Absatz 1 aufgeführten Gründen ent- 
gegenstehen, nicht versagt werden, wenn dies eine 
unbillige Härte für den Veräußerer bedeuten würde. 

§ 9 

(1) Dem Erwerber kann die Auflage gemacht 
werden, 

a) das erworbene Grundstück an einen Landwirt 
zu verpachten, 

b) das erworbene Grundstück ganz oder zum Teil 
zu angemessenen Bedingungen entweder an 
einen Landwirt oder an ein von der Siedlungs- 
behörde zu bezeichnendes Siedlungsuntemeh- 
mcm zu veräußern, 

c) an anderer Stelle binnen einer bestimmten, 
angemessenen Frist Land abzugeben, jedoch 
nicht mehr, als der Größe oder dem Wert des 
erworbenen Grundstücks entspricht, 

d) zur Sicherung einer ordnungsgemäßen Wald- 
bewirtschaftung einen Bewirtschaftungsvertrag 
mit einem forstlichen Sachverständigen oder 
einer Forstbehörde abzuschließen oder nach 
einem genehmigten Wirtschaftsplan zu wirt- 
schaften. 

(2) Wird die Genehmigung unter Auflagen erteilt, 
so ist die hierdurch betroffene Vertragspartei be- 
rechtigt, bis zum Ablauf eines Monats nach Eintritt 
der Rechtskraft der Entscheidung vom Vertrage 
zurückzutreten. Auf das Rücktritts recht sind die 
Vorschriften der §§ 346 bis 356 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs sinngemäß anzuwenden. 

§ 10 

(1) Die Genehmigung kann unter der zu befri- 
stenden Bedingung erteilt werden, daß 

a) die Vertragsparteien einzelne Vertragsbestim- 
mungen; denen Bedenken aus einem der in § 8 
aufgeführten Tatbestände entgegenstehen, in 
bestimmter Weise ändern, 

b) der Erwerber das landwirtschaftliche Grundstück 
auf eine bestimmte Zeit an einen Landwirt ver- 
pachtet, 

c) der Erwerber an anderer Stelle Land abgibt, 
jedoch nicht mehr, als der Größe oder dem Wert 
des zu erwerbenden Grundstücks entspricht. 

(2) Ist die Bedingung eingetreten, so hat die Ge- 
nehmigungsbehörde auf Antrag darüber eine Be- 
scheinigung zu erteilen. 


§ 11 

(1) Liegen die Voraussetzungen vor, unter denen 
nach dem Reichssiedlungsgesetz das Vorkaufsrecht 
ausgeübt werden kann, so hat die Genehmigungs- 
behörde ein Stück des Vertrages der Siedlungs- 
behörde zur Herbeiführung einer Erklärung über 
die Ausübung des Vorkaufsrechts durch die vor- 
kaufsberechtigte Stelle vorzulegen. 

(2) Die Erklärung über die Ausübung des Vor- 
kaufsrechts ist von der Genehmigungsbehörde den 
Vertragsparteien mitzuteilen. 

(3) Im Falle des § 7 Satz 2 des Reichssiedlungs- 
gesetzes darf die Genehmigung nur unter der Bedin- 
gung erteilt werden, daß das Vorkaufsrecht nicht 
bis zum Ablauf der Frist ausgeübt wird; § 10 Abs. 2 
gilt entsprechend für den Nachweis über den Aus- 
fall der Bedingung. 

§ 12 

Bedarf das Rechtsgeschäft auch der Genehmigung 
nach dem Wohnsiedlungsgesetz, so braucht diese 
nicht gesondert erteilt zu werden, wenn die Voraus- 
setzungen für sie erfüllt sind. Bestehen jedoch Be- 
denken gegen diese Genehmigung, so ist nur über 
die Genehmigung nach § 2 zu entscheiden. In dem 
Genehmigungsbescheid ist zum Ausdruck zu brin- 
gen, ob auch die Genehmigung nach dem Wohn- 
siedlungsgesetz erteilt ist. 

DRITTER ABSCHNITT 

Gebote bei der Zwangsversteigerung 

§ 13 

(1) Bei der Veräußerung eines Grundstücks im 
Wege der Zwangsversteigerung kann ein Gebot nur 
abgeben, wer eine Bieterlaubnis vorlegt. § 71 des 
Gesetzes über die Zwangsversteigerung und 
Zwangsverwaltung ist anzuwenden. In den Fällen 
des § 81 Abs. 2 und 3 des Gesetzes über die 
Zwangsversteigerung und Zwangsverwalttmg darf 
der Zuschlag einem anderen als dem Meistbieten- 
den nur erteilt werden, wenn dieser andere eine 
Bieterlaubnis beigebracht hat. 

(2) Die Bieterlaubnis erteilt auf Antrag die Land- 
wirtschaftsbehörde. 

(3) Das Vollstreckungsgericht hat die Anordnung 
und Aufhebung der Zwangsversteigerung sowie den 
Versteigerungstermin der Landwirtschaftsbehörde 
mitzuteilen. 

(4) § 2 Abs. 2 Buchstabe a und Abs. 3 Buchstabe b 
ist entsprechend anzuwenden. 

§ 14 

(1) Eine Bieterlaubnis ist nicht notwendig, wenn 
das Gebot abgegeben wird für 

a) den Bund oder ein Land, 

b) ein Siedlungsunternehmen im Sinne des § 1 
Abs. 1 des Reichssiedlungsgesetzes oder 
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c) Hypothekenbanken, öffentlidi-reditliche Kredit- 
anstalten, Sparkassen, Bausparkassen, Versidie- 
rungsunternehmen und genossensdiaftlidie Kre- 
ditinstitute, denen eine Hypothek, eine Grund- 
sdiuld, eine Rentensdiuld oder eine Reallast an 
dem Grundstück zusteht. 

(2) Eine Bieterlaubnis ist ferner nicht notwendig, 
wenn Grundstücke veräußert werden, die inner- 
halb eines im Zusammenhang bebauten Ortsteiles 
oder im räumlichen Geltungsbereich eines Be- 
bauungsplanes liegen, wenn es sich nicht um die 
Wirtsdiaftsstelle eines land- oder forstwirtschaft- 
lichen Betriebes handelt. 

§ 15 

(1) Ergeben sich Bedenken gegen die Erteilung 
der Bieterlaubnis aus den in § 8 Abs. 1 Buchsta- 
ben a und b auf geführten Tatbeständen, so kann 
sie dahin beschränkt werden, daß sie nur für 
ein Gesamtausgebot oder für bestimmte Gruppen- 
ausgebote gilt. Im Falle dieser Beschränkung kann 
der Bieter ein Gesamtausgebot oder solche Gruppen- 
ausgebote verlangen. § 63 des Gesetzes über die 
Zwangsversteigerung und Zwangsverwaltung bleibt 
unberührt. 

(2) An Stelle oder neben einer Beschränkung 
nach Absatz 1 können die im § 9 bezeichneten Auf- 
lagen gemacht werden. 

(3) Wird nicht binnen einem Monat nach Eingang 
des Antrages bei der zuständigen Landwirtschafts- 
behörde eine beschränkte Bieterlaubnis oder eine t 
Bieterlaubnis unter Auflagen erteilt, so ist die Biet- 
e^laubnis unbeschränkt zu erteilen. 

(4) Sind bei Erteilung der Bieterlaubnis Auflagen 
gemacht worden, so hat das Vollstreckungsgericht 
der Landwirtschaftsbehörde den Zuschlag mitzu- 
teilen. 

§ 16 

Erteilt die Landwirtschaftsbehörde die Bieterlaub- 
nis nicht unbeschränkt oder nur mit Auflagen, so 
ist § 29 entsprechend anzuwenden. 

VIERTER ABSCHNITT 

Gerichtliche Zuweisung einer Besitzung 

§ 17 

(1) Gehört eine landwirtschaftliche oder forstwirt- 
schaftliche Besitzung einer Erbengemeinschaft, so 
kann das Gericht die Besitzung ungeteilt einem 
Miterben auf dessen Antrag oder, wenn die Besit- 
zung in mehrere Besitzungen geteilt werden kann, 
geteilt einzelnen der Miterben auf deren Antrag 
zuweisen. 

(2) Das Eigentum an den zugewiesenen Grund- 
stücken und anderen zu der Besitzung gehörenden 
Gegenständen geht mit der Rechtskraft der gericht- 
lichen Entscheidung oder, falls in ihr ein späterer 
Zeitpunkt bestimmt ist, zu diesem Zeitpunkt auf den 
Miterben über, dem die Besitzung zugewiesen wird 
(Erwerber). 


(3) Wird ein Antrag auf Zuweisung gestellt, so 
ist ein anhängiges Verfahren auf Zwangsversteige- 
rung zum Zwecke der Aufhebung der Gemeinschaft 
auf Antrag so lange einzustellen, bis über den An- 
trag auf Zuweisung rechtskräftig entschieden ist. 
Der Antragsteller hat dem Vollstreckungsgericht 
nachzuweisen, daß er einen Zuweisungsantrag ge- 
stellt hat. Wird dem Zuweisungsantrag stattgege- 
ben, so ist das Zwangsversteigerungsverfahren auf- 
zuheben. 

§ 18 

(1) Die Zuweisung ist nur zulässig, wenn die Be- 
sitzung mit einer zur Bewirtschaftung geeigneten 
Hofstelle versehen ist und ihre Erträge einschließ- 
lich der aus etwaigem Pachtland ohne Rücksicht auf 
die privatrechtlichen Belastungen im wesentlichen 
zum Unterhalt einer bäuerlichen Familie ausreichen. 
Die Zuweisung soll nicht auf Grundstüdce erstreckt 
werden, für die nach ihrer Lage und Beschaffenheit 
anzunehmen ist, daß sie in absehbarer Zeit anderen 
als landwirtschaftlichen oder forstwirtschaftlichen 
Zwecken dienen werden. 

(2) Die Zuweisung ist ferner nur zulässig, wenn 
sich die Miterben über die Auseinandersetzung 
nicht einigen oder eine von ihnen vereinbarte Aus- 
einandersetzung nicht vollzogen werden kann. Hat 
der Erblasser angeordnet, daß einer der Miterben 
das Recht haben soll, die Besitzung zu übernehmen, 
so ist die Zuweisung an einen anderen Miterben 
nur zulässig, wenn der Miterbe auf das Recht ver- 
zichtet oder das Recht nach Ablauf einer angemes- 
senen Zeit nicht ausgeübt hat. 

(3) Die Zuweisung ist unzulässig, solange die 
Auseinandersetzung ausgeschlossen oder ein zu 
ihrer Bewirkung berechtigter Testamentsvollstrek- 
ker vorhanden ist oder ein Miterbe ihren Aufschub 
verlangen kann. 

§ 19 

(1) Der Entscheidung über die Person des Er- 

werbers sind die Bestimmungen eines in der Ge- 
gend geltenden Anerbengesetzes über die Erbfolge 
in die Besitzung, bei Fehlen solcher Bestimmungen 
ein in der Gegend hierfür bestehender Erbbrauch 
und, falls auch ein solcher nicht besteht, die Be- 
stimmungen des Höfegesetzes vom (Bundes- 

gesetzbl. IS....) über die gesetzliche Hoffolge 
sinngemäß zugrunde zu legen. Ist unter Abwägung 
aller Umstände eine Abweichung von diesen Be- 
stimmungen geboten, so ist die Besitzung demjeni- 
gen der antragstellenden Miterben zuzuweisen, der 
danach in Betracht kommt. Ergibt sich aus dem Ver- 
halten des Erblassers, daß er die Besitzung einem 
der antragstellenden Miterben zugedacht hatte, so 
ist sie diesem zuzuweisen. 

(2) Die Bestimmungen des Absatzes 1 gelten für 
die Zuweisung von Teilen der Besitzung sinngemäß. 

(3) Die Länder können bestimmen, daß an Stelle 
der in Absatz 1 Satz 1 bezeichneten Bestimmungen 
andere Bestimmungen der Entscheidung zugrunde 
zu legen sind. 
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§ 20 

(1) Für die übrigen Miterben treten an die Stelle 
ihrer Anteile an der Besitzung die Ansprüche gegen 
den Erwerber, die das Gericht nach Maßgabe der 
Absätze 2 bis 4 bei der Zuweisung festsetzt. 

(2) Der Festsetzung dieser Ansprüche sind die 
Bestimmungen eines in der Gegend geltenden An- 
erbengesetzes über die Abfindung und Versorgung 
der weichenden Erben beim Übergang der Besit- 
zimg auf einen Erben sowie ein hierfür in der Ge- 
gend bestehender Brauch und, falls weder ein An- 
erbengesetz noch ein Brauch der bezeichneten Art 
besteht, die Bestimmungen des Höfegesetzes 
sinngemäß zugnmde zu legen. Soweit es unter 
Abwägung aller Umstände geboten ist, sind die 
Ansprüciie von diesen Bestimmungen abweichend 
festzusetzen. Ergibt sich aus dem Verhalten des 
Erblassers, daß er abweichende Anordnungen tref- 
fen wollte, weil er die Besitzung dem Erwerber zu- 
gedacht hatte, ist dies bei der Festsetzung der An- 
sprüche zu berücksichtigen. 

(3y Die Länder können bestimmen, daß anstelle 
der in Absatz 2 Satz 1 bezeichneten Bestimmungen 
andere Bestimmungen der Festsetzimg der An- 
sprüche zugrunde zu legen sind. 

(4) Auf Antrag eines Miterben kann das Gericht 
bei der Zuweisung festsetzen, daß er von dem Er- 
werber ganz oder teilweise in Land abzufinden ist 
Der Miterbe darf nur mit Grundstücken abgefimden 
werden, die zur Deckung eines Landbedarfs des Mit- 
erben erforderlich sind und von der Besitzung 
abgetrennt werden können, ohne daß die Voraus- 
setzimgen des § 18 Abs. 1 Satz 1 wegfallen. Die 
Veräußerung dieser Grundstücke an den Antrag- 
steller bedarf nicht der Genehmigung nach diesem 
Gesetz. 

(5) Das Gericht hat bei der Zuweisung unter 
sinngemäßer Anwendung der Grundsätze des Ab- 
satzes 2 festzusetzen, wer im Verhältnis der Mit- 
erben zueinander die Nachlaßverbindlichkeiten zu 
tragen hat. 

§21 

(1) Wenn der Erwerber binnen fünfzehn Jahren 
nach dem Erwerb auf Grund der Zuweisung die Be- 
sitzung oder einzelne zu ihr gehörende zugewiesene 
Gegenstände, deren Wert mehr als ein Zehntel des 
Wertes der Besitzung beträgt, veräußert oder ände- 
ren als land- oder forstwirtschaftlichen Zwecken 
widmet, hat er die Miterben so zu stellen, wie wenn 
er sich mit ihnen im Zeitpunkt des Erwerbes auch 
über den Wert der Besitzung oder der veräußerten 
einzelnen Gegenstände nach den Vorschriften des 
Bürgerlichen Gesetzbuchs auseinander gesetzt hätte. 
Das gilt nicht, wenn der Erwerber die Besitzting 
einem anderen im Wege der vorweggenommenen 
Erbfolge übereignet oder wenn er einzelne zu der 
Besitzung gehörende Gegenstände veräußert, soweit 
die Veräußerung zur Erhaltung des Besitzes erfor- 
derlich war. Der rechtsgeschäftlichen Veräußerung 
stehen die Zwangsversteigerung und die Enteig- 
nung gleich. 


(2) Hat der Erwerber vor der Veräußerung oder 
bis zum Ablauf eines Jahres nach der Veräußerung 
durch Rechtsgeschäfte anstelle der Besitzung eine 
andere Besitzung oder anstelle von einzelnen zu 
der Besitzung gehörenden zugewiesenen Gegen- 
ständen andere Gegenstände für die Besitzung er- 
worben, so besteht die Verbindlichkeit nach Ab- 
satz 1 nur insoweit, wie der Wert des Veräußerten 
den Wert des neu Erworbenen übersteigt. Beträgt 
der Unterschied der Werte nicht mehr als ein Zehn- 
tel des Wertes der Besitzung, so fällt die Verbind- 
lichkeit weg. 

(3) Hat der Erwerber die Besitzung einem ande- 
ren im Wege der vorweggenommeneri Erbfolge 
übereignet und trifft der andere innerhalb von 
fünfzehn Jahren nach dem Erwerb der Besitzung 
durch den Erwerber Maßnahmen der in Absatz 1 
bezeichneten Art, so sind die Vorschriften der Ab- 
sätze 1 und 2 auf den anderen sinngemäß anzu- 
wenden. 

(4) Die Ansprüche nach den Absätzen 1 bis 3 sind 
vererblich und übertragbar. Sie verjähren in zwei 
Jahren. 


FÜNFTER ABSCHNITT 

Landbewirtschaftung 

§ 22 

(1) Wird ein landwirtschaftliches Grundstü^ 
schlecht bewirtschaftet, so kann die Landwirtschafts- 
behörde über die Verhältnisse auf dem Grundstück 
das Gutachten eines Gutachterausschusses einholen, 
der nach näherer Bestimmung der Länder unter Be- 
teiligung der landwirtschaftlichen Berufsvertretung 
gebildet ist. 

(2) Die Beauftragten der Landwirtschaftsbehörde 
und die Mitglieder des Gutachterausschusses dürfen 
nach Benachrichtigimg des Besitzers das Grundstück 
mit Ausnahme von Wohnimgen betreten und die 
nötigen Untersuchungen vornehmen oder vorneh- 
men lassen. 

(3) Kommt das Gutachten zu dem Ergebnis, daß 
das Grundstück anhaltend schlecht bewirtschaftet 
wird, so kann die Landwirtschaftsbehörde den 
Nutzungsberechtigten auffordem, binnen einer 
bestimmten, angemessenen Frist das Grtindstück 
ordnungsmäßig zu bewirtschaften. Dabei soll der 
Nutzungsberechtigte auf die Möglichkeit einer Maß- 
nahme nach §§ 23 und 24 für den Fall hingewiesen 
werden, daß er der Aufforderung nicht folgt. 

(4) Ist der Nutzungsberechtigte über das Grund- 
stück nicht verfügungsberechtigt, so soll der Ver- 
fügungsberechtigte von der Aufforderung nach 
Absatz 1 benachrichtigt werden. 

(5) Wird ein landwirtschaftliches Grundstück nicht 
genutzt, gelten die Absätze 2 bis 4; einer Begut- 
achtung bedarf es nicht. 
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§ 23 

(IJ Folgt der Nutzungsberechtigte, der über das 
Grundstück verfügungsberechtigt ist, einer Auffor- 
derung nach § 22 Abs. 3 nicht, so kann die Land- 
wirtsdiaftsbehörde anordnen, daß er mit einem zur 
Bewirtschaftung des Grundstücks Geeigneten ein 
Pachtverhältnis oder ein anderes Rechtsverhältnis 
vereinbart, das diesen zur Nutzung des Grund- 
stücks berechtigt. Dabei ist dem Verfügungsberech- 
tigten eine angemessene Frist für eine Vereinba- 
barung des Nutzungsverhältnisses zu setzen. Die 
Frist beginnt mit der Rechtskraft der Verfügung. 

(2) Kommt innerhalb der Frist keine Vereinba- 
rung zustande, so kann die Landwirtschaftsbehörde 
den, mit dem das Pachtverhältnis zu begründen 
ist, mit seinem Einverständnis bestimmen und die 
innerhalb des Ortsüblichen angemessenen Pacht- 
bedingungen festsetzen. Mit der Rechtskraft der 
Verfügung gilt das Pachtverhältnis zwischen den 
Beteiligten als vereinbart. 

§ 24 

(1) Folgt der Nutzungsberechtigte, der über das 
Grundstück nicht verfügungsberechtigt ist, einer 
Aufforderung nach § 22 Abs. 3 nicht, so kann die 
Landwirtschaftsbehörde das bestehende Pacht- oder 
andere Nutzungsverhältnis unter Einhaltung einer 
angemessenen Frist, die mit der Rechtskraft der 
Aufhebungsverfügung beginnt, aufheben und auf 
Antrag Anordnungen über die Abwicklung des auf- 
gehobenen Nutzungsverhältnisses treffen. Mit der 
Rechtskraft der Verfügung gelten die Anordnungen 
zwischen den Beteiligten als vereinbart. 

(2) Gleichzeitig hat die Landwirtschaftsbehörde 
den Verfügungsberechtigten aufzufordern, binnen 
einer angemessenen Frist entweder zu erklären, daß 
er das Grundstück nadi Aufhebung des bisherigen 
Nutzungsverhältnisses selbst bewirtschaften v/ill, 
oder mit einem zur Bewirtschaftung des Grundstücks 
Geeigneten ein Pachtverhältnis oder ein anderes 
Rechtsverhältnis zu vereinbaren, das diesen zur 
Nutzung des Grundstücks berechtigt. Die Frist be- 
ginnt mit der Rechtskraft der Verfügung. 

(3) Erklärt der Verfügungsberechtigte innerhalb 
der Frist, das Grundstück selbst bewirtschaften zu 
wollen, sind weitere Maßnahmen während der Zeit, 
die notwendig ist, um das Grundstück einer ord- 
nungsgemäßen Bewirtschaftung zuzuführen, nicht 
zulässig. 

(4) Wenn der Verfügungsberechtigte innerhalb 
der Frist nicht erklärt, das Grundstück nach 
Aufhebung des bisherigen Nutzungsverhältnisses 
selbst bewirtschaften zu wollen, und eine Vereinba- 
rung nach Absatz 2 nicht zustande kommt, so gilt 
§ 23 Abs. 2. 

§ 25 

Die Verfügung oder die gerichtliche Entscheidung 
nach § 23 Abs. 2 und § 24 Abs. 4 schließt die Besitz- 
einweisung zu dem in ihr bezeichneten Zeitpunkt, 
jedoch frühestens mit der rechtskräftigen Aufhe- 
bung des Nutzungsverhältnisses ein. Mit d^esera 
Zeitpunkt wird dem Nutzungsberechtigten der Be- 
sitz entzogen und der neue Pächter Besitzer. 


SECHSTER ABSCHNITT 

Verfahren 

§ 26 

(1) örtlich zuständig ist die Landwirtschaftsbe- 
hörde, in deren Bezirk die Hofstelle des Betriebes 
liegt, zu dem das Grundstück gehört. Ist keine Hof- 
stelle vorhanden, so ist die Landwirtschaftsbehörde 
zuständig, in deren Bezirk die Grundstücke ganz 
oder zum größten Teil liegen. 

(2) Hält sich die Landwirtschaftsbehörde für unzu- 
ständig, 30 hat sie die Sache unverzüglich, späte- 
stens vor Ablauf der Frist des § 5 Abs. 1 Satz 1 und 
§ 15 Abs 3, an die zuständige Behörde abzugeben 
und den Antragsteller von der Abgabe zu benach- 
richtigen. Die Abgabeverfügung ist für die in ihr 
bezeichnete Landwirtschaftsbehörde bindend. 

§ 27 

Die Landwirtschaftsbehörde kann die zur Auf- 
klärung des Sachverhalts notwendigen Ermittlungen 
anstellen. Sie hat, wenn über die Genehmigung der 
Veräußerung forstwirtschaftlicher Grundstücke zu 
entscheiden ist, die Forstbehörde zu beteiligen. Im 
übrigen soll sie die Beteiligten hören; für Genehmi- 
gungsverfahren gilt dies jedoch nur, wenn eine Ge- 
nehmigung versagt oder nur unter Bedingungen 
oder mit Auflagen erteilt werden soll. Außerdem 
soll die Landwirtschaftsbehörde nach näherer Be- 
stimmung der obersten Landesbehörde für Land- 
wirtschaft die land- und forstwirtschaftliche Berufs- 
vertretung beteiligen. 

§ 28 

(1) Entscheidungen der Landwirtschaftsbehörde 
sind mit Unterschrift und Dienstsiegel zu versehen. 

(2) Entscheidungen, gegen die ein Antrag auf ge- 
richtliche Entscheidung zulässig ist, sind zu begrün- 
den und zuzustellen. Für die Zustellung gelten die 
Vorschriften des Verwaltungszustellungsgesetzes 
vom 3. Juli 1952 (Bundesgesetzbl. I S. 379). Bei der 
Zustellung sind die Beteiligten über die Zulässig- 
keit des Antrages auf gerichtliche Entscheidung, 
über die Stelle, bei der er zu stellen ist, sowie über 
Form und Frist des Antrages zu belehren. Die An- 
tragsfrist beginnt nicht vor der Belehrung, späte- 
stens aber fünf Monate nach der Zustellung der 
Entscheidung der Landwirtschaftsbehörde. 

§ 29 

(1) Wenn die Landwirtschaftsbehörde eine Ge- 
nehmigung versagt oder unter Auflagen oder Be- 
dingungen erteilt, ein Zeugnis nach § 4 Abs. 2 oder 
§ 5 Abs. 3 oder eine Bescheinigung nach § 10 Abs. 2 
verweigert oder eine Entscheidung über die Land- 
bewirtschaftung nach den §§ 23, 24 getroffen hat, 
können die Beteiligten binnen zwei Wochen nach 
Zustellung der Entscheidung Antrag auf Entschei- 
dung durch das nach dem Gesetz über das gericht- 
liche Verfahren in Landwirtschaftssachen zuständige 
Gericht stellen. 
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(2) Das Gericht kann die Entscheidungen treffen, i 
die auch die Landwirtsdiaftsbehörde treffen kann. ■ 

§ 30 

Im Verfahren vor der Landwirtschaftsbehörde | 
werden Gebühren und Auslagen nicht erhoben. 

§ 31 

Die Vorschriften der §§ 27 bis 30 sind entspre- 
chend anzuwenden, wenn nach § 3 Abs. 1 Satz 2 die 
Aufsichtsbehörde entscheidet. 

§ 32 

Das Gesetz über das gerichtliche Verfahren in 
Landwirtsdiaftssachen vom 21. Juli 1953 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 667) wird wie folgt geändert; 

1. a) § 1 Nr. 2 und 3 erhält folgende Fassung: 

„2. die rechts geschäftliche Veräußerung, die 
Gebote bei der Zwangsversteigerung und 
die gerichtliche Zuweisung einer Besitzung 
im Grundstückverkehrsgesetz vom . . . . j 
(Bundesgesetzbl. IS. . . .), 

3. die Landbewirtschaftung im Grimdstück- 
verkehrsgesetz,"; ! 

b) § 1 Nr. 4 erhält folgenden Zusatz: | 

„ferner die Festsetzung des Ersatzanspruchs i 
oder der Entschädigung nach § 7 Abs. 2 des i 
Gesetzes zur Ergänzung des Reichssiedlungs- | 
gesetzes vom 4. Januar 1935 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1) in der Fassung des § 33 Abs. 2 Nr. 3 des ■ 
Grundstückverkehrsgesetzes,". 

2. a) In § 36 werden die Worte „über den Verkehr j 

mit land- oder forstwirtschaftlichen Grund- 
stücken" ersetzt durch die Worte „über die 
rechtsgeschäftliche Veräußerung (§ 1 Nr. 2)"; 

b) § 36 erhält folgenden Absatz 2: 

I 

„(2) In gerichtlichen Verfahren auf Grund | 
der Vorschriften über die Gebote bei der j 
Zwangsversteigerung (§ 1 Nr. 2) bestimmt 
sich der Geschäftswert nach § 17 Abs. 3 und 
§ 18 der Kostenordnung. Es wird die Hälfte 
der vollen Gebühr erhoben." 

3. Nach § 36 v/ird folgender § 36 a eingefügt: 

„§ 36 a 

(1) In gerichtlichen Verfahren auf Grund der 
Vorschriften über die gerichtliche Zuweisung 
einer Besitzung (§ 1 Nr. 2) bestimmt sich der Gc- 
schäftswert nach § 17 Abs. 3 und § 18 der Kosten- 
ordnung. Es wird das Vierfache der vollen Ge- 
bühr erhoben. 

(2) Endet das Verfahren ohne Zuweisung der 
Besitzung an einen Miterben, so bestimmt sich 
der Geschäftswert nach § 24 der Kostenordnung. 
Es wird das Doppelte der vollen Gebühr erhoben, 

(3) In Verfahren über Ansprüche nach § 21 des 
Grundstückverkehrsgesetzes bestimmt sich der 
Geschäftswert nach § 24 der Kostenordnung. Es 
wird eine volle Gebühr erhoben." 


4. § 37 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) In gerichtlichen Verfahren auf Grund der 
Vorschriften über die Landbewirtschaftung (§ 1 
Nr. 3) bestimmt sich der Geschäftswert nach § 24 
der Kostenordnung. Es wird die volle Gebühr 
erhoben." 

5. Nach § 37 wird folgender § 37 a eingefügt: 

„§37a 

ln gerichtlichen Verfahren auf Grund der Vor- 
schriften über Angelegenheiten, die mit der Auf- 
hebung der früheren Vorschriften über Erbhöfe 
Zusammenhängen (§ 1 Nr. 6), bestimmt sich der 
Geschäftswert nach § 24 der Kostenordnung, Es 
wird die volle Gebühr erhoben." 

6. § 38 erhält folgende Fassung: 

„§ 38 

In gerichtlichen Verfahren über die Aufhebung 
von Pacht- und sonstigen Nutzungsverhältnissen 
sowie die Inanspruchnahme von Gebäuden oder 
Land und die Festsetzung des Ersatzanspruchs 
oder der Entschädigung (§ 1 Nr. 4) bestimmt sich 
der Geschäftswert nach § 24 der Kostenordnung. 
Es wird die volle Gebühr erhoben." 

7. Im § 60 Abs. 3 Buchstabe a fallen die Worte „und 
6" weg. 

SIEBENTER ABSCHNITT 

Siedlungsrechtliche Vorschriften 

§ 33 

(1) Das Reichssiedlungsgesetz wird wie folgt ge- 
ändert: 

1. § 1 Abs. 1 Satz 3 erhält folgende Fassung: 

„Als Siedlungsunternehmen im Sinne dieser Vor- 
schriften können von den obersten Landesbehör- 
den auch Behörden, Anstalten des öffentlichen 
Rechts, Teilnehmergemeinschaften nach dem Flur- 
bereinigungsgesetz oder juristische Personen, die 
sich satzungsgemäß mit Aufgaben der Verbesse- 
rung der Agrarstruktur befassen, bezeichnet wer- 
den." 

2. § 4 erhält folgende Fassung: 

.§ 4 

(1) Wird ein landwirtschaftliches Grundstück 
in Größe von zwei Hektar aufwärts durch Kauf- 
vertrag veräußert, so hat das gemeinnützige Sied- 
lungsunternehmen, in dessen Bezirk das Grund- 
stück belegen ist, das Vorkaufsrecht, wenn die 
Veräußerung einer Genehmigung nach dem 
Grundstückverkehrsgesetz bedarf. Dies gilt nicht, 
wenn die Genehmigungsbehörde nach § 7 des 
Grundstückverkehrsgesetzes die Genehmigung zu 
erteilen hat. 

(2) Das Vorkaufsrecht des gemeinnützigen Sied- 
lungsunternehmens wird nicht dadurch ausge- 
schlossen, daß in dem Veräußerungsvertrag ein 
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geringeres als das vereinbarte Entgelt beurkundet 
ist. Dem gemeinnützigen Siedlungsunter nehmen 
gegenüber gilt das beurkundete Entgelt als ver- 
einbart. 

(3) Die Landesregierung kann durch Reditsver- 
ordnung für das Land cxier für Teile des Landes 
die Mindestgröße der Grundstücke, die dem Vor- 
kaufsrecht unterliegen, auf mehr als zwei Hektar 
oder für bestimmte Zeit auf weniger als zwei 
Hektar festsetzen. 

(4) Die Siedlungsbehörde kann bestimmen, daß 
statt des gemeinnützigen Siedlungsunternehmens 
eine nach § 1 Abs. 1 Satz 3 als Siedlungsunter- 
nehrnen bezei ebnete Stelle das Vorkaufsrecht hat." 

3, § 6 Abs. 1 erhält folgende Fassung: 

„(1) Das Vorkaufsrecht kann ausgeübt werden, 
sobald die Siedlungsbehörde dem Vorkaufsberech- 
tigten den Veräußerungs vertrag mitteilt. Die Er- 
klärung des Vorkaufsberechtigten über die Aus- 
übung des Vorkaufsrecht ist über die Siedlungs- 
behörde der Genehmigungsbehörde, die den Ver- 
trag nach § 11 des Grundstückverkehrsgesetzes 
der Siedlungsbehörde mitgeteilt hat, zuzuleiten. 
Die Ausübung des Vorkaufsrechts erfolgt da- 
durch, daß die Genehmigungsbehörde diese Er- 
klärung dem Verpflichteten mitteilt. Die Mittei- 
lung ist unwirksam, wenn sie nicht binnen der 
Frist des § 5 Abs. 2 des Grunds tückverkeh rs- 
gesetzes zur Post gegeben ist. Mit Ausübung des 
Vorkaufsrechts gilt der Veräußerungsvertrag als 
wirksam geworden."' 

4. § 7 erhält folgende Fassung: 

Der Vorkaufsberechtigte ist befugt, innerhalb 
der Frist des § 5 Abs. 1 Satz 3 des Grundstückver- 
kehrsgesetzes das Grundstück zu besichtigen. 
Wird er von dem Eigentümer oder einem Dritten 
an der Ausübung dieses Rechts gehindert und teilt 
er dies der Genehmigungsbehörde binnen der Frist 
mit, so kann das Vorkaufsrecht noch binnen einer 
Frist von zwei Monaten von dem Tage ab, an dem 
das Hindernis fortfällt, ausgeübt werden." 

5, a) § 8 Abs. 1 erhält folgende Fassung; 

„(1) Auf das Vorkaufsrecht sind § 505 Abs. 2 
und die §§ 506 bis 509 des Bürgerlichen Ge- 
setzbuchs sinngemäß anzuwenden." 

b) § 8 Abs. 3 wird aufgehoben. 

6. § 9 erhält folgende Fassung: 

„§ 9 

(1) Erwirbt eine nach § 4 vorkaufsberechtigte 
Stelle in Ausübung des Vorkaufsrechts ein Grund- 
stück, so erlöschen die eingetragenen Vorkaufs- 
rechte und Vormerkungen, die ein Recht auf Auf- 
lassung erhalten sollen (§ 883 des Bürgerlichen 
Gesetzbuchs), 

(2) Verwendet der Vorkaufäberechtigte das 
Grundstück oder einen Teil davon innerhalb von 
zehn Jahren nach Erwerb des Eigentums nicht für 


Siedlungszwecke, so darf er es anderweitig erst 
veräußern, wenn er das Grundstück den Personen 
vergeblich zum Kauf angeboten hat, deren Rechte 
gemäß Absatz 1 erloschen sind." 

7. §§ 10 und 11 werden aufgehoben. 

(2) Das Gesetz zur Ergänzung des Reichssied- 
lungsgesetzes vom 4. Januar 1935 (Reichsgesetzbl. I 
S. 1) wird wie folgt geändert: 

1. § 6 Abs. 2 und 3 wird aufgehoben. 

2. § 6 erhält folgenden neuen Absatz 2: 

„(2) Eine Verwendung für Siedlungszwecke im 
Sinne des Reichssiedlungsgesetzes liegt auch dann 
vor, wenn ein Siedlungsunternehmen Grundstücke 
zur Venbesserung der Agrarstruktur verwendet 
oder einen von ihm erworbenen landwirtschaft- 
lichen Betrieb im ganzen einem Siedlungsbewer- 
ber überträgt." 

3. In § 7 Abs. 2 wird Satz 3 durch folgende neue 
Sätze 3 und 4 ersetzt: 

„Kommt eine Einigung über die Höhe des Ersatz- 
anspruchs oder der Entschädigung nicht zustande, 
so entscheidet darüber die Siedlungsbehörde. Ge- 
gen die Entscheidung der Siedlungsbehörde kön- 
nen die Beteiligten binnen zwei Wochen nach Zu- 
stellung den Antrag auf Entscheidung durch das 
nach dem Gesetz über das gerichtliche Verfahren 
in Landwirtschaftssachen zuständige Gericht stel- 
len." 

(3) Die Verordnung über das Vorkaufsrecht nach 
dem Reichssiedlungsgesetz vom 15. April . 1937 
(Reichsgesetzbl. I S. 546) und die auf Grund dieser 
Verordnung ergangenen Bestimmungen werden auf- 
gehoben. 


ACHTER ABSCHNITT 

Zusatz-, Übergangs- und Schlußbestimmungen 

§ 34 

(1) Ordnungswidrig handelt, wer 

a) auf Grund einer genehmigungsbedürftigen Ver- 
äußerung den Besitz eines Grundstücks erwirbt 
oder behält oder einem anderen überläßt oder 
beläßt, obwohl die Genehmigung für diese Ver- 
äußerung nicht beantragt oder die beantragte 
Genehmigung rechtskräftig versagt worden ist, 

b) eine Auflage nicht erfüllt, die bei der Genehmi- 
gung eines Rechtsgeschäfts oder Erteilung einer 
Bieterlaubnis nach den bisherigen Vorschriften 
über den Verkehr mit land- oder forstwirtschaft- 
lichen Grundstücken oder nach diesem Gesetz 
gemacht ist. 

(2) Die Ordnungswidrigkeit kann mit einer Geld- 
buße bis zu zehntausend Deutsche Mark geahndet 
werden. 
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§ 35 

(1) Die Vorsdiriften dieses Gesetzes sind audi an- 
zuwenden auf Rechtsgesdiäfte, die vor seinem In- 
krafttreten a/bgesdilossen worden sind. Dies gilt 
nicht, wenn über einen Antrag auf Genehmigung 
einer Veräußerung oder Belastung bereits entschie- 
den worden ist und die Entscheidung rechtskräftig 
geworden ist oder rechtskräftig wird, weil ein zu- 
lässiger Rechtsbehelf nicht eingelegt worden ist oder 
wird. Das Vorkaufsrecht nach § 4 des Reichssied- 
lungsgesetzes richtet sich in den Fällen des Satzes 2 
und denjenigen, in denen gegen eine vor Inkraft- 
treten des Gesetzes getroffene Entscheidung ein 
Rechtsbehelf eingelegt worden ist, nach den bis- 
herigen Bestimmungen. 

(2) Bei Anträgen auf Genehmigung einer Vexäuße- 
rimg oder der Bestellung eines Nießbrauchs für eine 
juristische Person, über die vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes noch nicht entschieden ist, beginnt 
die Frist des § 5 Abs. 1 mit dem Inkrafttreten dieses 
Gesetzes. Ist der Antrag bei einem Gericht gestellt 
und ist dieses nicht mehr zuständig, so hat das Ge- 
richt den Antrag an die Genehmigungsbehörde zur 
Entscheidung aibzugeben und den Antragsteller von 
der Abgabe zu benachrichtigen. Die Frist des § 5 
Abs. 1 beginnt mit dem Eingang des Antrags bei der 
Genehmigungsbehörde. 

(3) Anhängige Verfahren, welche die Genehmi- 
gung eines nach den Vorschriften dieses Gesetzes 
nicht mehr genehmigungsbedürftigen Rechtsge- 
schäfts zum Gegenstand haben, sind einzustellen. 
Gerichtskosten bleiben in diesem Falle außer An- 
satz; außergerichtliche Kosten werden nicht erstat- 
tet. 

(4) Ist vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes eine 
Genehmigung zur Abgabe eines Gebots bei der 
Zwangsversteigerung versagt oder unter Auflagen 
oder Bedingungen erteilt worden, so ist ein nach 
dem Inkrafttreten dieses Gesetzes abgegebenes Ge- 
bot aus diesem Grunde nicht unwirksam. 

(5) Bei einer Auflage, die vor dem Inkrafttreten 
dieses Gesetzes bei der Genehmigung einer Ver- 
äußerung oder einer Belastung angeordnet worden 
ist, ist § 34 entsprechend anwendbar. 

§ 36 

(1) Ist eine landwirtschaftliche oder forstwirtschaft- 
liche Besitzung vor dem Inkrafttreten dieses Geset- 
zes auf eine Erbengemeinschaft übergegangen, so 
gelten die Bestimmungen der §§ 17 bis 20 nur, wenn 
die Besitzung in den Ländern Hamburg, Nieder- 
sachsen, Nordrhein-Westfalen oder Schleswig-Hol- 
stein belegen ist. Die Bestimmungen der §§ 17 bis 20 
gelten auch für die Entscheidung über einen Antrag 
auf Übertragung einer landwirtschaftlichen oder 
forstwirtschaftlichen Besitzung, der vor dem Inkraft- 
treten dieses Gesetzes nach den bisher geltenden 
Bestimmungen gestellt und über den noch nicht 
rechtskräftig entschieden ist. 

(2) § 21 ist nicht anzuwenden, wenn der Erwerber 
die Besitzung vor dem Inkrafttreten dieses Gesetzes 
erworben hat. 


§ 37 

Eine auf Grimd der bisher geltenden Vorschriften 
zur Sichenmg der Landbewirtschaftung angeord- 
nete Verpachtung oder Verwaltung durch einen 
Treuhänder bleibt rechtswirksam. Andere Maß- 
nahmen zur Sicherung der Landbewirtschaftung 
gelten als aufgehoben. Für die Abwicklung einer 
Treuhandverwaltung sind die bisher geltenden Vor- 
schriften maßgebend. Für Verfahren, die auf Grund 
der nach § 41 aufgehobenen Vorschriften zur Siche- 
rung der Landbewirtschaftung mit dem Ziel der 
Zwangsverpachtung oder der Aufhebung eines 
Pachtvertrages wegen schlechter Bewirtschaftung 
eingeleitet worden sind, sowie für eine Anordnung 
zur Abwicklimg eines aufgehobenen Pachtvertrages 
sind die Vorschriften dieses Gesetzes maßgebend. 

§ 38 

Die Vorschriften über die Preisbildung gelten 
nicht für Grundstücke im Sinne dieses Gesetzes. 

§ 39 

Sind gerichtliche Verfahren auf Grund der Vor- 
schriften über Angelegenheiten, die mit der Auf- 
hebung der früheren Vorschriften über Erbhöfe Zu- 
sammenhängen, vor dem Inkrafttreten dieses Ge- 
setzes anhängig geworden, so sind bis zum Ende 
des laufenden Rechtszuges die bisher geltenden 
Kostenvorschriften anzuwenden. 

§ 40 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 13 Abs. 1 
des Dritten Überleitungsgesetzes vom 4. Januar 
1952 (Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 
Rechtsverordnungen, die auf Grund dieses Gesetzes 
erlassen werden, gelten im Land Berlin nach § 14 
des Dritten Überleitungsgesetzes. 

§ 41 

(1) Dieses Gesetz tritt mit Ausnahme der §§ 13 

bis 16 am (etwa drei Monate nach 

seiner Verkündung) in Kraft, Die Bundesregierung 
bestimmt durch Rechts Verordnung, wann die Vor- 
schriften der §§ 13 bis 16 im Geltungsbereich dieses 
Gesetzes oder in Teilen des Geltungsbereiches 
dieses Gesetzes in Kraft treten imd erläßt die 
hierzu erforderlichen Übergangs Vorschriften. 

(2) Entgegenstehende Vorschriften treten außer 
Kraft; besonders werden folgende Vorschriften, so- 
weit sie noch in Geltung sind, aufgehoben: 

1. Artikel III bis VI der Verordnung Nr. 84 der 
britischen Militärregiening (Amtsblatt der Mili- 
tärregierung Deutschland, Britisches Kontroll- 
gebiet, S. 500) sowie die als Anlage C beigefügte 
Landbe wirtschaftun gsordnimg ; 

2. die vom Zentral-Justizamt für die britische Zone 
erlassene Verfahrensordnung für Landwirt- 
schaftssachen vom 2. Dezember 1947 (Verord- 
nungsblatt für die britische Zone S. 157) mit 
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Ausnahme der §§ 34 bis 38, § 44 Abs. 3, § 45 
Abs. 4 bis 6, § 56 Abs. 4 Satz 3, §§ 58, 59, 61 
und 63; 

3. in § 8 des preußischen Gesetzes über gemein- 
sdiaftliche Holzungen vom 14. März 1881 (Ge- 
setz-Sammlung für die Königlichen preußischen 
Staaten S. 261) die Worte „und Veräußerung"; 

4. in § 3 Nr. 3 der Preußischen Kabinettsorder vom 
24. Dezember 1816 (Gesetz-Sammlung für die 
Königlichen preußischen Staaten 1817 S. 57) die 
Worte „und Veräußerung"; 

5. das preußische Gesetz betreffend die Zulassung 
einer Verschuldungsgrenze für fand- und forst- 
wirtschaftlich genutzte Grundstücke vom 
20. August 1906 (Gesetz-Sammlung für die Kö- 
niglichen preußischen Staaten S. 389); 

6. § 35 des preußischen Ausführungsgesetzes zum 
Reichssiedlungsgesetz vom 15. Dezember 1919 
(Preußische Gesetzsammlung 1920 S. 31); 

7. § 32 des preußischen Landesrentenbankgesetzes 
in der Fassung der Bekanntmachung vom 
1. August 1931 (Preußische Gesetzsammlung 
S. 154); 

8. Gesetz über die Sicherung der Reichsgrenze und 
über Vergeltungsmaßnahmen vom 9. März 1937 
(Reichsgesetzbl. 1 S. 281) sowie die Erste Durch- 
führungsverordnung hierzu in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 8. Oktober 1941 (Reichs- 
gesetzbl. I S. 623) und der Verordnung vom 
19. September 1943 (Reichsgesetzbl. I S. 543); 

9. bayerische Verordnung Nr. 127 zur Durchführung 
des Kontrollratsgesetzes Nr. 45 vom 22. Mai 
1947 (Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 180) mit Ausnahme der §§ 1 bis 4; 

10. bayerische Bekanntmachung über genehmigungs- 
freie Rechtsgeschäfte im Grundstücksverkehr 
vom 10. September 1949 (Bayerischer Staats- 
anzeiger Nr. 34 S. 4) in der Fassung der Be- 
kanntmachung vom 28. Juli 1951 (Bayerischer 
Staatsanzeiger Nr. 32 S. 5); 

11. bayerische Verordnung über die Gebühren und 
Auslagen für das Verfahren vor den Bauern- 
gerichten vom 23. August 1948 (Bayerisches Ge- 
setz- und Verordnungsblatt S. 195); 

12. Artikel 20 des bayerischen Forstgesetzes vom 
28. März 1852 in der Fassung der Bekannt- 
machung vom 4. Juli 1896 (Bayerisches Gesetz- 
und Verordnungsblatt S. 325) und des Artikels 7 
Abs. 5 des Vereinfachungsgesetzes vom 23. Juli 
1931 (Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 189); 

13. Artikel VII Abs. 2 des Gesetzes Nr. 48 des Lan- 
des Bayern zur Beschaffung von Siedlungsland 
und zur Bodenreform vom 18. September 1946 
(Bayerisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 326); 

14. hessische Verordnung zur Durchführung des 
Kontrollratsgesetzes Nr. 45 vom 11. Juli 1947 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land 
Hessen S. 44) in der Fassung der Zweiten Ver- 


ordnung zur Durchführung des Kontrollrats- 
gesetzes Nr. 45 vom 31. März 1949 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt für das Land Hessen S. 35) 
mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 und 39 sowie die 
Erste Ausführungsverordnung vom 28. August 
1947 (Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Hessen S. 93); 

15. hessische Verordnung über die Kosten im Ver- 
fahren vor den Landwirtschaftsbehörden und 
den Bauerngerichten auf Grund der Verordnung 
zur Durchführung des Kontrollratsgesetzes 
Nr. 45 vom 11. Juli 1947 vom 31. Oktober 1948 
(Gesetz- und Verordnungsblatt für das Land 
Hessen S. 153); 

16. hessische Zweite Verordnung über die Genehmi- 
gungsfreiheit im Verkehr mit land- und forst- 
wirtschaftlichen Grundstücken vom 1. November 
1949 (Gesetz- und Verordnungsblatt für das 
Land Hessen S. 165); 

17. hessische Landbewirtschaftungsordnung vom 
11. Juli 1947 (Gesetz- und Verordnungsblatt für 
das Land Hessen S. 52); 

18. Artikel 94 bis 96 des hessischen Ausführungs- 
gesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch vom 
17. Juli 1899 (Großherzoglich Hessisches Regie 
rungsblatt S. 133); 

19. Artikel 42, 50 und 51 des hessischen Land- 
gesetzes vom 1. September 1919 (Hessisches Re- 
gierungsblatt S. 321) nebst §§ 51, 52 der Voll- 
zugsordnung zum hessischen Landgesetz vom 
1. September 1919 (Hessisdies Regierungsblatt 
S. 344); 

20. § 12 des hessischen Forstgesetzes vom 10. No- 
vember 1954 (Gesetz- und Verordnungsblatt für 
das Land Hessen S. 211), soweit es sich um die 
Veräußerung eines Waldgrundstücks handelt; 

21. Artikel VII Abs. 2 des Gesetzes vom 15. Oktober 
1946 für das Land Hessen zur Beschaffung von 
Siedlungsland und zur Bodenreform (Gesetz- 
und Verordnungsblatt für das Land Hessen 
S. 218); 

22. Verordnung Nr. 166 der Regierung des Landes 
Württemberg-Baden zur Ausführung des Kon- 
trollratsgesetzes Nr. 45 in der Fassung der Be- 
kanntmachung Nr. 274 vom 13. Januar 1950 
(Regierungsblatt der Regierung Württemberg- 
Baden S. 3) mit Ausnahme der §§ 1 bis 7; 

23. Verordnung Nr. 619 des Landwirtschaftsministe- 
riums des Landes Württemberg-Baden über die 
Festsetzung einer Mindestgröße für die Geneh- 
migungspflicht im landwirtschaftlichen Grund- 
stücksverkehr vom 2. Juli 1949 (Regierungsblatt 
der Regierung Württemberg-Baden S. 170); 

24. §§ 5 bis 19 der Verordnung Nr. 235 betreffend 
die Durchführung der Verordnung Nr. 166 der 
Regierung des Landes Württemberg-Baden zur 
Ausführung des Kontrollratsgesetzes Nr. 45 vom 
21. August 1947 (Regierungsblatt der Regierung 
Württemberg-Baden S. 108); 
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25. Bekanntmachung Nr. 181 des Landes Württem- 
berg-Baden über eine Landbewirtschaftungs- 
ordnung vom 1. Oktober 1947 (Regierungsblatt 
der Regierung Württemberg-Baden S. 105); 

26. badische Durchführungsverordnung zum Kon- 
trollratsgesetz Nr. 45 vom 11. Dezember 1948 
(Badisdies Gesetz- und Verordnungsblatt S. 217) 
mit Ausnahme der §§ 58 bis 63, sowie die ba- 
dische Landesverordnung zur Ergänzung dieser 
Landesverordnung vom 16. September 1949 (Ba- 
disches Gesetz- und Verordnungsblatt S. 447) 
und das badische Landesgesetz zur Änderung 
dieser Landesverordnung vom 13. Dezember 

1951 (Badisches Gesetz- und Verordnungsblatt 

1952 S. 29); 

27. Erstes Ausführungsgesetz des Landes Württem- 
berg-Hohenzollern zum Kontrollratsgesetz Nr. 45 
vom 2. Mai 1949 (Regierungsblatt für das Land 
Württemberg-Hohenzollern S. 143) in der Fas- 
sung von § 12 des Zweiten Ausführungsgesetzes 
vom 13. Juni 1950 (Regierungsblatt für das Land 
Württemberg-Hohenzollern S. 249); 

28. Bekanntmachung der Staatskanzlei des Landes 
Württemberg-Hohenzollern über die Zuständig- 
keit für Entscheidungen nach dem Kontrollrats- 
gesetz Nr. 45 vom 10. Mai 1949 (Regierungsblatt 
für das Land Württemberg-Hohenzollern S. 152); 

29. § 3 des badischen Gesetzes die geschlossenen 
Hofgüter betreffend vom 20. August 1898 (Badi- 
sches Gesetz- und Verordnungsblatt S. 405), so- 
weit die Lostrennung einzelner Teile des Hof- 
gutes und die Zerlegung des Hofgutes der Ge- 
nehmigung der Verwaltungsbehörde bedürfen; 

30. §§26 und 27 des badischen Gesetzes zur Aus- 
führung des § 66 der Verfassung über Auf- 
hebung der Familien- und Stammgüter, des 
Fideikommisses des vormaligen Großherzog- 
lichen Hauses und des Hausvermögens der stan- 
desherrlichen Familien (Stammgüteraufhebungs- 
gesetz) vom 18. Juli 1923 (Badisches Gesetz- und 
Verordnungsblatt S. 233); 

31. Artikel 21 bis 23 b des badischen Ausführungs- 
gesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch in der 
Fassung der Bekanntmachung vom 13. Oktober 
1925 (Badisches Gesetz- und Verordnungsblatt 
S. 281), des Artikels II des badischen Gesetzes 
vom 15. Dezember 1927 (Badisches Gesetz- und 
Verordnungsblatt 1928 S. 1), des § 57 des badi- 
schen Gesetzes über die Feldbereinigung vom 
27. März 1931 (Badisches Gesetz- und Verord- 
nungsblatt S. 77 und 185) und im Regierungsbe- 
zirk Südbaden des § 44 des badischen Agrar- 
reformgesetzes vom 27. Februar 1948 (Badisches 
Gesetz- und Verordnungsblatt S. 165); 

32. Artikel 39 und 43 des württembergischen Ge- 
setzes über die Auflösung der Fideikommisse 
vom 14. Februar 1930 (Regierungsblatt für Würt- 
temberg S. 21); 

33. §§ 31, 32 bis 40 der Vollzugsverordnung 

des württembergischen Justizministers vom 
27. Februar 1930 (Regierungsblatt für Württem- 
berg S. 34); 


34. Artikel 149 bis 151 des württembergischen Aus- 
führungsgesetzes zum Bürgerlichen Gesetzbuch 
vom 29. Dezember 1931 (Regierungsblatt für 
Württemberg S. 545); 

35. § 12 Abs. 4 und 5 sowie § 19 des Bodenreform- 
gesetzes des Landes Württemberg-Hohenzollern 
vom 6. August 1948 (Regierungsblatt für das 
Land Württemberg-Hohenzollern S. 151); 

36. §§ 10, 16, 17, 21 und 22 der Ersten Verordnung 
des Staatsminsteriums des Landes Württemberg- 
Hohenzollern zur Durchführung des Boden- 
reformgesetzes vom 12. Juli 1949 (Regierungs- 
blatt für das Land Württemberg-Hohenzollern 
S. 373); 

37. § 9 Abs. 4 des badischen Agrarreformgesetzes 
vom 27. Februar 1948 (Badisches Gesetz- und 
Verordnungsblatt S. 165); 

38. Artikel 4 Abs. 5 Satz 2 und Artikel 7 Abs. 2 des 
Gesetzes Nr. 65 des Landes Württemberg-Baden 
zur Beschaffung von Siedlungsland und zur 
Bodenreform vom 30. Oktober 1946 (Regierungs- 
blatt der Regierung Württemberg-Baden S. 263); 

39. § 18 der Verordnung Nr. 601 Erste Verordnung 
des Landwirtschafts- und des Justizministeriums 
des Landes Württemberg-Baden zur Ausführung 
und Ergänzung des Gesetzes zur Beschaffung 
von Siedlungsland und zur Bodenreform vom 
1. April 1947 (Regierungsblatt der Regierung 
Württemberg-Baden S. 43); 

40. § 2 Satz 1 der Verordnung Nr. 609 Dritte Ver- 
ordnung des Landwirtschafts- und Justizministe- 
riums des Landes Württemberg-Baden zur Aus- 
führung und Ergänzung des Gesetzes zur Be- 
schaffung von Siedlungsland und zur Boden- 
reform vom 15. September 1948 (Regierungsblatt 
der Regierung Württemberg-Baden S. 150); 

41. bremische Verordnung zur Durchführung des 
Kontrollratsgesetzes Nr. 45 vom 19. Juli 1948 
(Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen 
k 119) mit Ausnahme der §§ 1 bis 5 und 38; 

42. bremische Landbewirtschaftungsordnung vom 
19. Juli 1948 (Gesetzblatt der Freien Hansestadt 
Bremen S. 122); 

43. bremische Anordnung über Ausnahmen von der 
Genehmigungspflicht vom 28. September 1949 
(Gesetzblatt der Freien Hansestadt Bremen 
S. 212); 

44. Grundstücksverkehrs- und bewirtschaftungsver- 
ordnung des Landes Rheinland-Pfalz vom 11. De- 
zember 1948 (Gesetz- und Verordnungsblatt der 
Landesregierung Rheinland-Pfalz S. 447) mit 
Ausnahme der §§59 bis 63; 

45. § 22 des lippischen Ausführungsgesetzes zum 
Bürgerlichen Gesetzbuch vom 17. November 
1899 (Lippische Gesetz-Sammlung S. 489); 

46. Verordnung des Senats von Berlin zur Ausfüh- 
rung des Gesetzes Nr. 45 des Alliierten Kon- 
trollrats vom 24. Mai 1949 (Verordnungsblatt für 
Groß-Berlin I S. 159); 
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47. Durchführungsanordnung zur Verordnung zur 
Ausführung des Gesetzes Nr. 45 des Alliierten 
Kontrollrats vom 24. Mai 1949 (Verordnungs- 
blatt für Groß-Berlin I S. 160) in der Fassung 
der Zweiten Durchführungsanordnung vom 
28. Dezember 1950 (Verordnungsblatt für Berlin 
1951 I S. 49); 

48. Verordnung zur Änderung der Verordnung zur 
Ausführung des Gesetzes Nr. 45 des Alliierten 
Kontrollrats vom 16. April 1951 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt für Berlin I S. 329); 


49. preußisches Gesetz zur Sicherung der Bewirt- 
schaftung von Fischgewässern vom 18. Juli 1919 
(Preußische Gesetzsammlung S. 140). 

(3) Das Gesetz Nr. 45 des Kontrollrats mit Aus- 
nahme der Ubergangsvorschrift in Artikel XII 
Abs. 2 verliert, soweit es noch wirksam ist, im Gel- 
tungsbereich dieses Gesetzes seine Wirksamkeit. 
Die Fortgeltung von Vorschriften, die durch Arti- 
kel II des Gesetzes Nr. 45 wieder in Kraft gesetzt 
I sind, bleibt unberührt. 


Begründung 


Allgemeines 

A. 

Bereits in der 1. Wahlperiode des Deutschen Bun- 
destages ist damit begonnen worden, das Agrar- 
recht den veränderten politischen und wirtschaft- 
lichen Verhältnissen anzupassen und die Rechts- 
einheit auf diesem Gebiet unter gleichzeitiger Ab- 
lösung des Besatzungsrechts wiederherzustellen. So 
sind, um nur die wichtigsten Gesetze zu nennen, 
das Gesetz zur Abwicklung der landwirtschaftlichen 
Entschuldung, das Landpachtgesetz, die Vorschrif- 
ten über die Flüchtlingssiedlung im Bundesvertrie- 
benengesetz, das Gesetz zur Förderung der land- 
wirtschaftlichen Siedlung, das Flurbereinigungs- 
gesetz und das Gesetz über das gerichtliche Ver- 
fahren in Landwirtschaftssachen verabschiedet wor- 
den. Noch offengeblieben sind dagegen im wesent- 
lichen die Gebiete, die im Kontrollratsgesetz Nr. 45 
und in den von den ehemaligen Zonen und Ländern 
hierzu erlassenen unterschiedlichen Ausführungs- 
bestimmungen sachlicher Art geregelt worden sind. 
Es handelt sich hierbei hauptsächlich um die Auf- 
hebung und Abwicklung des Reichserbhofrechts, das 
Grundstücksverkehrsrecht, Maßnahmen zur Siche- 
rung der Landwirtschaft und für die Länder in der 
ehemaligen britischen Zone um das Höferecht. 

Bei der Aufhebung und Abwicklung des Reichs- 
erbhofrechts kann es sein Bewenden haben. Im 
übrigen erweist es sich als notwendig, das KRG 
Nr. 45 abzulösen, es im Bundesrecht fortzubilden 
und im Interesse der Rechts- und Wirtschaftseinheit 
möglichst zu vereinheitlichen. Ein wesentliches Ziel 
der Neuregelung muß es sein, gesetzliche Grund- 
lagen zu schaffen, die zur Verbesserung der Agrar- 
struktur führen, und die die Maßnahmen unter- 
stützen und sichern können, die in den bisher er- 
lassenen Gesetzen eingeieitet sind. Außerdem müs- 
sen die materiellen und verfahrensmäßigen Verein- 
fachungen getroffen werden, die ohne Schaden für 
die Sache möglich sind. 

Im besonderen geht es darum, lebensfähige land- 
wirtschaftliche Betriebe geschlossen zu erhalten, die 
durch die Flurbereinigung verbesserte Besitzord- 
nung zu sichern und ausbaufähige landwirtschaft- 


liche Klein- und Grenzbetriebe zu einer Ackernah- 
rung aufzustocken. In diesem Sinne hat sich auch 
der Deutsche Bundestag in seinem Beschluß vom 
12. März 1954 betr. Reorganisation des Agrarrechts 
und der Agrarwirtschaft — Drucksache 251 der 
2. Wahlperiode — ausgesprochen. Auf Grund die- 
ses Beschlusses hat die Bundesregierung ein Pro- 
gramm vorgelegt, das unter anderem Maßnahmen 
mit den angegebenen Zielen vorsieht. Schließlich 
hat die Neuregelung auch die Bemühungen um die 
Ansiedlung der vertriebenen und geflüchteten 
Landwirte zu fördern. 

Das für die Länder in der ehemaligen britischen 
Zone noch geltende HÖferecht wird in einem beson- 
deren Gesetz behandelt werden. 


B. 

Der vorgelegte Entwurf gliedert sich in folgende 
Abschnitte: 

I. Sachlicher Geltungsbereich 

II. Rechtsgeschäftliche Veräußerung 

IIL Gebote bei der Zwangsversteigerung 

IV. Gerichtliche Zuweisung einer Besitzung 

V. Landbewirtschaftung 

VI. Verfahren 

VII. Siedlungsrechtliche Vorschriften 

VIII. Zusatz-, Übergangs- und Schlußbestimmun- 
gen. 

Die Zuständigkeit des Bundes für das Gesetz ergibt 
sich aus Artikel 74 Nr. 1, 17 und 18 GG, wonach 
das bürgerliche Recht, die Förderung der iand- und 
forstwirtschaftlichen Erzeugung, der Grundstücks- 
verkehr und das Bodenrecht zur konkurrierenden 
Gesetzgebung des Bundes gehören. Für die bundes- 
gesetzliche Regelung besteht ein Bedürfnis im 
Sinne des Artikels 72 Abs. 2 Nr. 2 GG. Weite Teile 
der Materie sind zudem bereits heute Bundesrecht 
und deshalb der Gesetzgebung der Länder entzo- 
gen. Mit dem Inkrafttreten des neuen Gesetzes soll 
das KRG Nr. 45, soweit es noch gilt, im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes bis auf Artikel XII Abs. 2 
seine Wirksamkeit verlieren. 
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C. 

Ein Kernstück des Entwurfs bildet das Grundstücks- 
verkehrsrecht. Die Veräußerung eines land- und 
forstwirtschaftlichen Grundstücks bedarf seit 1918 
einer behördlichen Genehmigung (Bekanntmachung 
des Bundesrates vom 15. März 1918 — RGBl. S. 123 
— neugefaßt durch Bekanntmachung vom 26. Ja- 
nuar 1937 — RGBl. I S. 35 — ). Die Genehmigungs- 
pflicht ist seinerzeit eingeführt worden, um die 
Spekulation mit land- und forstwirtschaftlichem 
Grund und Boden zu unterbinden und die Ernäh- 
rung zu sichern. Eine Normalisierung ist in der Zeit 
bis zum zweiten Weltkrieg nicht eingetreten, so 
daß die Verfügungsbeschränkungen nicht nur bei- 
behalten, sondern vor und während des letzten 
Krieges sogar noch verschärft werden mußten. 
Auch das am 24. April 1947 in Kraft getretene Kon- 
trollratsgesetz Nr. 45 hat an der Genehmigungs- 
pflicht für die Veräußerung land- und forstwirt- 
schaftlicher Grundstücke festgehalten. 

Es fragt sich, ob heute die Überwachung des Grund- 
stücksverkehrs noch erforderlich ist. Der Bundes- 
tag selbst ist in seinem Besdiluß vom 12. Juni 1951 
(Drucksache Nr. 1991 der 1. Wahlperiode) davon 
ausgegangen, daß iZ''ht auf alle Beschränkungen 
verzichtet werden kann. Auch bei der Regelung des 
Pachtwesens durch das Landpachtgesetz hat der Ge- 
setzgeber die Notwendigkeit einer gewissen Kon- 
trolle der Verträge und damit eine Beschränkung 
der persönlichen Verfügungsfreiheit bejaht. Dabei 
war vor allem die Überlegung maßgebend, daß bei 
der Knappheit des Bodens in Deutschland ein völ- 
lig freier Pachtmarkt zu unerfreulichen Auswüchsen 
führen müßte. Wenn dieser Grund aber schon für 
die Nutzungsüberlassung gilt, so fällt er verstärkt 
ins Gewicht, wenn es um die Übertragung des Ei- 
gentums an landwirtschaftlichen Grundstücken 
geht. Hier zwingt die Unterbringung der Heimat- 
vertriebenen, der existenzlos gev/ordenen Pächter, 
nachgeborenen Bauernsöhne und Landarbeiter nach 
wie vor dazu, das Streben landwirtschaftsfremder 
Kreise nach Sachwerten und nach einer neuen Ver- 
bindung mit dem Lande vor allem in landschaft- 
lich schönen oder aus anderen Gründen bevorzug- 
ten Gegenden zu kontrollieren sowie Angebot und 
Nachfrage in den richtigen Bahnen zu halten. Auch 
kann das Ziel, aus staatspolitischen Gründen die 
bäuerlichen Betriebe in weitestmöglichem Umfang 
in der Hand selbständiger und als Eigentümer dar- 
auf wirtschaftender Familien zu erhalten, die Ent- 
stehung von Zwergparzellen und die Wiederzer- 
splitterung der mit erheblichen öffentlichen Mitteln 
zusammengelegten und neugeordneten Flur zu ver- 
hindern, nur mit Hilfe einer überv/achung des ge- 
samten ländlichen Grundstücksverkehrs erreicht 
werden. Zuletzt noch ist bei der Erörterung des 
Landwirtschaftsgesetzes in den gesetzgebenden 
Körperschaften hervorgehoben worden, daß die 
Verbesserung der Agrarstruktur vordringlich zu 
förden sei. Ohne eine ordnende Hand ist eine 
solche Förderung nicht möglich, wenn auch nach 
wie vor die Einsicht und der entsprechende Wille 
der Beteiligten ausschlaggebend dafür sind, ob das 
angestrebte Ziel erreicht wird. 


D. 

Der Entwurf übernimmt das in der Praxis einge- 
spielte Genehmigungsverfahren und beschränkt 
sich insoweit darauf, den Rechtszustand zu verein- 
fachen und zu vereinheitlichen. Der Genehmigungs- 
zwang ist dadurch gelockert, daß einige Gruppen 
von rechtsgeschäftlichen Veräußerungen für nicht 
genehmigungsbedürftig erklärt werden, andere 
ohne weitere Nachprüfung zu genehmigen sind, 
wenn die gesetzlichen Voraussetzungen vorliegen. 
Wesentlich ist auch, daß nicht nur formell die Vor- 
schriften über den Preisstopp für land- und forst- 
wirtschaftliche Grundstücke aufgehoben werden, 
sondern daß die Preisentwicklung nur noch inso- 
weit überwacht wird, als die veräußerten Grund- 
stücke nach wie vor land- oder forstwirtschaftlichen 
Zwecken dienen. Da die Verhältnisse auf dem 
Grundstücksmarkt nicht in allen Ländern gleichlie- 
gen, werden die Länder ermächtigt, von sich aus 
die Grundstücksgrößen festzulegen, bei denen die 
Überwachung beginnen soll. 

Belastungen mit Ausnahme der Nießbrauchsbestel- 
lung für juristische Personen sollen genehmigungs- 
frei sein. Bei Veräußerung im Wege der Zv/angs- 
vollstreckung ist zwar noch eine Bieterlaubnis vor- 
gesehen, jedoch sollen die hierauf sich beziehenden 
Bestimmungen erst durch eine Verordnung der 
Bundesregierung in Kraft gesetzt werden, wenn die 
Einführung sich infolge von Mißbräuchen als not- 
wendig erwiesen hat, 


E. 

Die im Rahmen der Überwachung des Grundstücks- 
verkehrs möglichen Maßnahmen beschränken sich 
fast ausschließlich darauf, unerwünschte Veräuße- 
rungen zu unterbinden oder sie durch Bedingungen 
oder Auflagen so zu beeinflussen, daß sie als trag- 
bar gebilligt werden können. Hingegen reichen 
diese Möglichkeiten nicht aus, positiv zur Verbes- 
serung des Agrargefüges beizutragen. Andererseits 
kann aber aus den oben angeführten Gründen nicht 
darauf verzichtet werden, mehr als bisher lenkend 
und ordnend in den Grundstücksmarkt einzugrei- 
fen, um nicht die z. T. mit erheblichem Aufwand an 
öffentlichen Mitteln eingeleiteten und durchge- 
führten Maßnahmen zur Verbesserung der Agrar- 
struktur nachträglich um ihre Wirkung zu bringen. 
Es müssen daher die gesetzlichen Grundlagen ge- 
schaffen werden, die es ermöglichen, zur Veräuße- 
rung gelangenden Grund und Boden dorthin zu 
bringen, wo er dem angestrebten Ziel, das Agrar- 
gefüge zu verbessern, am besten dient. Die ur- 
sprüngliche Absicht, das Vorkaufsrecht als ein Mit- 
tel zur Lenkung des Grundstücksverkehrs im Rah- 
men des Genehmigungsverfahrens einzusetzen, ist 
fallengelassen worden, weil — abgesehen von an- 
deren Gründen — die mit der Überwachung des 
Grundstücksverkehrs betrauten Behörden überfor- 
dert würden, wenn sie eine lenkende Bodenpolitik 
betreiben müßten. Als gangbarer Weg bot sich 
hierzu aber eine entsprechende Ergänzung und Er- 
weiterung der Vorschriften des Reichssiedlungsge- 
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setzes, insbesondere des siedlungsrechtlichen Vor- 
kaufsrechts, an. Den vorgesehenen Änderungen des 
RSG liegen folgende Erwägungen zugrunde: 

1. Das Vorkaufsrecht muß seinen sachlichen Vor- 
aussetzungen nach ausgeweitet werden, und zwar 
in der Weise, daß es nicht nur zu den bisher in 
§ 1 RSG bestimmten Zwecken ausgeübt werden 
kann, sondern auch allgemein zur Verbesserung 
der Agrarstruktur. 

2. Der Kreis der Vorkaufsberechtigten muß dahin 
erweitert werden, daß neben den gemeinnützi- 
gen Siedlungsunternehmen auch juristische Per- 
sonen, die sich satzungsgemäß mit Aufgaben der 
Agrarstruktur befassen, und die Teilnehmerge- 
meinschaft einer Flurbereinigung für die in ih- 
rem Gebiet liegenden Grundstücke zugelassen 
werden können. 

3. Die für die Ausübung des Vorkaufsrechts maß- 
gebende Grundstücksgröße muß den besonderen 
Verhältnissen in den einzelnen Ländern oder in 
Teilen eines Landes angepaßt werden können. 

Ein wesentlicher Nachteil der bisherigen Verfah- 
renspraxis lag für die Betroffenen darin, daß die 
Entscheidung über die Ausübung des Vorkaufsrechts 
erst nach abgeschlossenem Genehmigungsverfah- 
ren getroffen werden konnte. Es soll der Verein- 
fachung dienen, wenn nunmehr im formellen Ab- 
lauf das Genehmigungsverfahren und die Entschei- 
dung über die Ausübung des Vorkaufsrechts zu- 
sammengezogen werden. In Zukunft wird bis zum 
Ende des Genehmigungsverfahrens klargestellt 
sein, ob eine vorkaufsberechtigte Stelle von ihrem 
Vorkaufsrecht Gebrauch macht, so daß die Ver- 
tragsparteien nach Ablauf verhältnismäßig kurzer 
Frist Gewißheit über das Schicksal des Vertrages 
erlangen. Es v.drd demnach in Zukunft drei Mög- 
lichkeiten geben, ein Genehmigungsverfahren ab- 
zuschließen, und zwar wird 

a) entweder die Genehmigung ausdrücklich oder 
durch Fristablauf erteilt oder 

b) versagt oder 

c) den Vertragsparteien mitgeteilt, daß das Sied- 
lungsunternehmen das Vorkaufsrecht ausübt. 

Die Voraussetzung für ein reibungsloses Funktio- 
nieren des Verfahrens ist eine enge Zusammen- 
arbeit zwischen der Landwirtschaftsbehörde und 
der Siedlungsbehörde. Es bleibt den Ländern über- 
lassen, durch geeignete Verwaltungsanordnungen 
diese Zusammenarbeit zu sichern. Es würde we- 
sentlich zur Vereinfachung des Verfahrens beitra- 
gen, wenn beide Behörden identisch wären. Da die 
Ausführung des Gesetzes jedoch den Ländern ob- 
liegt, können im Rahmen des Gesetzes keine An- 
ordnungen hierzu gegeben werden. 

Der Vereinfachung dient ferner eine Bestimmung 
im Entwurf, durch die in Zukunft das Genehmi- 
gungsverfahren nach dem Wohnsiedlungsgesetz 
oder nach dem in Vorbereitung befindlichen Bun- 
desbaugesetz — Drucksache 3028 der 2. Wahl- 
periode — und nach dem Grundstücksverkehrsrecht 
ziisammengezogen werden soll. 


Die Auseinandersetzung der Miterben über einen 
der Erbengemeinschaft gehörenden landwirtschaft- 
lichen oder forstwirtschaftlichen Betrieb führt oft 
zur Teilung eines gesunden Betriebes in eine Mehr- 
zahl kleiner Ackerstücke. Eine solche Teilung ist 
meist unv/irtschaftlich, weil sie den wirtschaftlichen 
Wert der Hofstelle vermindert; sie ist agrarpoli- 
tisch unerwünscht, weil sie eine selbständige Wirt- 
schaftseinheit zerstört und oft auch die Ergebnisse 
der Flurbereinigung wieder zunichte macht. Wird 
die Teilung durch behördliche Maßnahmen verhin- 
dert, so werden damit wirtschaftliche Nachteile 
nicht ausgeschlossen. Die Bewirtschaftung des Be- 
triebes durch den Erblasser geht in eine Bewirt- 
schaftung über, bei der eine Mehrheit von Perso- 
nen, die meist nicht alle genügende landwirtschait- 
liche Erfahrungen haben, über die Nutzung dp., Be- 
triebes zu entscheiden hat. 

In den Ländern der britischen Zone ist durch Nr. 17 
der MR-Verordnung Nr. 84 nach dem Vorbild der 
in der Schweiz geltenden Regelung vorgesehen, 
daß eine landwirtschaftliche Besitzung, falls sie 
nicht nach Plöferecht vererbt wird und die Mit- 
erben nicht eine durchführbare Auseinandersetzung 
vereinbaren, einem Miterben auf seinen Antrag 
durch gerichtliche Anordnung ungeteilt zugewiesen 
werden kann. Das Gericht holt hierbei nach, was 
ein verständiger Erblasser vor seinem Tode vor- 
aussichtlich angeordnet hätte, wenn er die weitere 
Entwicklung übersehen hätte. 

Dieses Zuweisungsverfahren, bei dem das Gericht 
gleichzeitig die AbfinÜLmg der Miterben in Anleh- 
nung an die Vorschriften des Höferechts regelt, hat 
sich gut bewährt. Es führt in vielen Fällen den 
agrarpolitisch erwünschten Erfolg herbei, ohne 
durch eine starre Regelung so weitgehend wie ein 
obligatorisches Anerbonrecht in die Rechte der Be- 
teiligten einzugreifen. 

Das Zuweisuiigsverfahren erfordert allerdings eine 
gerechte Regelung der Abfindung der weichenden 
Erben und die Bereitstellung ausreichender Kredit- 
mittel zur Durchführung dieser Abfindung. Die Be- 
schaffung der Kreditmittel wird durch die Zinsver- 
billigungsmaßnahnien und durch Mittel des bei der 
landwirtschaftlichen Rentenbank gebildeten Zweck- 
vermögens erleichtert. 

Das Zuweisungsverfahren erscheint besonders ge- 
eignet für Gebiete, in denen bisher kein Anerben- 
recht eingeführt ist oder von den Möglichkeiten 
eines bestehenden fakultativen Anerbenrechts nur 
wenig Gebrauch gemacht worden ist. Das vorlie- 
gende Gesetz sieht daher ein solches Verfahren für 
das gesamte Bundesgebiet vor, beschränkt es aber 
auf Besitzungen, die im wesentlichen eine wirt- 
schaftliche Lebensgrundlage für eine bäuerliche Fa- 
milie abgeben können. 


G. 

Behördliche Eingriffe bei schlechter Bewirtschaftung 
eines landwirtschaftlichen Grundstücks kennt man 
in Deutschland seit Jahrzehnten. Vom Ausland ist 
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vor allem England zu nennen, das sehr einschnei- 
dende Maßnahmen gegen den schlechtwirtschaften- 
den Landwirt seit längerem in der Praxis mit Er- 
folg handhabt. Ein geschlossenes System von Maß- 
nahmen brachten die Landbewirtschaftungsordnung 
und das Reichserbhofgesetz. Das Kontrollratsgesetz 
Nr. 45 hat daran im wesentlichen nichts geändert. 
Die besonders ausgeprägte Sozialgebundenheit des 
landwirtschaftlichen Eigentums rechtfertigt und ver- 
langt auch für die Zukunft eine Handhabe, um Miß- 
stände in der Bewirtschaftung zu beseitigen. Dabei 
mag gegenwärtig nicht so sehr die Besorgnis einer 
Gefährdung der Volksernährung ausschlaggebend 
sein. Mehr noch fällt ins Gewicht, daß schlecht be- 
wirtschaftete Grundstücke und Betriebe eine stän- 
dige Belastung und Gefährdung für die Nachbarn 
bedeuten (Unkrautinseln, Verbreiter von Schäd- 
lingen und Krankheiten). In den anzuwendenden 
Mitteln beschränkt sich der Entwurf auf die Maß- 
nahme, die sich in der Vergangenheit als allein 
brauchbar und wirksam erwiesen hat, nämlich auf 
die Zwangsverpachtung. Sie ist zwar bereits nach 
dem Bundesvertriebenengesetz zulässig. Dort dient 
sie aber nur dem besonderen Zweck der Eingliede- 
rung eines Vertriebenen oder Flüchtlings, während 
sie hier mit einer weitergehenden Zielsetzung für 
alle anhaltend und in erheblichem Maße schlecht 
bewirtschafteten Grundstücke und Betriebe in Be- 
tracht kommen soll. 


H, 

Die Handhabung der Vorschriften über den land- 
wirtschaftlichen Grundstücksverkehr und über die 
Sicherung der Landbewirtschaftung wird im we- 
sentlichen in den Händen der Landwirtschaftsbe- 
hörde liegen. Welche Behörde als Landwirtschafts- 
behörde zu gelten hat, ob und welche weiteren Be- 
hörden noch zu beteiligen sind, haben die Länder 
zu bestimmen. Bei der Veräußerung von forstwirt- 
schaftlichen Grundstücken ist nach ausdrücklicher 
Bestimmung des Entwurfs die Forstbehörde zu be- 
teiligen. Den Ländern bleibt es überlassen. Näheres 
über die Mitwirkung der land- und forstwirtschaft- 
lichen Berufsvertretung zu bestimmen. 

Der Entwurf will mit der Bezeichnung „Landwirt- 
schaftsbehörde" bewußt andeuten, daß eine Be- 
hörde in Frage kommt, die geeignet und in der 
Lage ist, die Ziele des Gesetzes sachgemäß und 
wirksam zur Geltung zu bringen. Denn es kann 
kein Zweifel darüber bestehen, daß allein die Art 
und Weise der praktischen Durchführung darüber 
entscheidet, ob die an das Gesetz geknüpften Er- 
wartungen erfüllt werden. 

Das Verfahren wird in Anlehnung an den bisheri- 
gen Rechtszustand geregelt. Das bedeutet, daß die 
erste Entscheidung, soweit es sich um Aufgaben der 
Verwaltung handelt, einer Behörde obliegt und im 
übrigen die Gerichte nach dem Gesetz über das ge- 
richtliche Verfahren in Landwirtschaftssachen zu- 
ständig sind. Das gilt jetzt auch im Geltungsbereich 
der Höfeordnung für die Genehmigung von Uber- 
gabeverträgen. 


2, Im einzelnen 

ERSTER ABSCHNITT 

Sachlicher Geltungsbereich 

Zu § 1 

Die Vorschrift umgrenzt den sachlichen Geltungs- 
bereich des Gesetzes. Erfaßt werden alle Grund- 
stücke, die land- oder forstwirtschaftlich genutzt 
werden oder auf denen nach wirtschaftlichen Ge- 
sichtspunkten eine ordnungmäßige land- oder forst- 
wirtschaftliche Nutzung möglich ist. Es kommt also 
nicht darauf an, ob die Grundstücke im Augenblick 
der Veräußerung land- oder forstwirtschaftlich ge- 
nutzt werden. Ausgenommen sind jedoch Bau- 
lücken innerhalb der bebauten Ortslage oder 
Grundstücke im räumlichen Geltungsbereich eines 
Bebauungsplanes, da sie nicht dazu bestimmt sind, 
auf die Dauer landwirtschaftlich genutzt zu werden, 
es sei denn, daß es sich um die Wirtschaftsstelle 
eines land- oder forstwirtschaftlichen Betriebes 
handelt. 

Der Begriff „Landwirtschaft" ist in Anlehnung an 
die bisherigen Grundstücksverkehrsvorschriften 
umschrieben, so daß zu seiner Abgrenzung im ein- 
zelnen auf die bereits gewonnenen Erfahrungen zu- 
rückgegriffen werden kann. Das gilt insbesondere 
auch für den Erwerbsgartenbau, der jedenfalls dann 
als Landwirtschaft im Sinne dieses Gesetzes anzu- 
sehen ist, wenn er nur oder überwiegend in Frei- 
landkulturen und nicht oder nicht überwiegend in 
Gewächshäusern betrieben wird. Zu bestimmen, 
was unter Forstwirtschaft zu verstehen ist, muß 
im Einzelfall der Praxis überlassen bleiben. Würde 
im Gesetz auch noch eine Definition der Forstwirt- 
schaft gegeben, so könnte nicht ausreichend ge- 
währleistet werden, daß bei dieser generellen und 
zwangsläufig umständlichen Definition zwischen 
land- und forstwirtschaftlichen Grundstücken noch 
andere blieben, die in beiden Kategorien nicht un- 
terzubringen wären. 

Auch das Grundstück ist im Sinne der bisherigen 
Grundstücksverkehrsvorschriften abweichend v on 
der Grundbuchordnung in erster Linie als wirt- 
schaftlicher Begriff zu verstehen, umfaßt also auch 
den Betrieb. Da Freigrenzen vorgesehen sind, läßt 
sich der Begriff der Grundbuchordnung schlecht 
verwerten. Darüber hinaus bezeichnet der Entwurf 
als Grundstück aber auch eine Mehrheit von räum- 
lich zusammenhängenden Grundstücken, die dem- 
selben Eigentümer gehören, ohne Rücksicht darauf, 
ob sie im maßgeblichen Zeitpunkt eine wirtschaft- 
liche Einheit bilden oder nicht. Diese Erweiterung 
soll in flurbereinigten Gebieten ihre Bedeutung ge- 
winnen. 

ZWEITER ABSCHNITT 

Rechtsgeschäftliche Veräußerung 

Zu § 2 

Genehmigungsbedürftig ist nicht nur das dingliche 
Veräußerungsgeschäft, sondern auch der schuld- 
rechtliche Vertrag, wie Kauf, Tausch, Schenkung 
usw. 
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Es genügt die Genehmigung des sdiuldrechtlidien 
Vertrages, weil damit die für die Vertragsparteien 
bestehende Verfügungsbesdiränkung für die in 
Aussicht genommene Verfügung bereits beseitigt 
wird. Soweit der schuldred^tliche Vertrag noch 
nicht die unmittelbare Grundlage für eine Eigen- 
tumsänderung abgibt, insbesonciere die Einzelheit 
ten der Veräußerung noch nicht erkennen läßt, z. B. 
bei der Bestellung eines Vorkaufs- oder Ankaufs- 
(Options-) rechts, ist er nicht genehmigungsfähig. 
Es bleibt dann der später noch abzuschließende 
oder zustande kommende Vertrag oder die Auflas- 
sung selbst zu genehmigen. 

Das im Landpachtgesetz eingeführte Anzeigever- 
fahren ist nicht übernommen worden, weil es sich 
nicht so gestalten läßt, daß es gegenüber dem Ge- 
nehmigungsverfahren eine nennenswerte Verein- 
fachung mit sich bringt. 

In Absatz 2 ist aufgezählt, was der Veräußerung 
eines Grundstücks gleichzubehandeln ist. Um keine 
Zweifel aufkommen zu lassen, ist die Begründung 
und Veräußerung von Miteigentumsanteilen an 
Grundstücken ausdrücklich für genehmigungsbedürf- 
tig erklärt worden. Würde sie aus der Über- 
wachung entlassen, ergäbe sich ein Weg, gerade in 
kritischen Fällen den Zweck des Gesetzes zu ver- 
eiteln. 

Durch Übernahme einzelner oder aller Erbanteile 
kann sich ein Dritter das wirtschaftliche Eigentum 
am Grundstück verschaffen, ohne daß eine rechtsbe- 
gründende Grundbucheintragung notwendig wird. 
Um etwaige Umgehungsgeschäfte zu verhindern, 
ist deshalb auch die Übertragung von Erb- 
anteilen für genehmigungsbedürftig erklärt wor- 
den, aber beschränkt auf die Fälle, in denen ein 
land- oder forstwirtschaftlicher Betrieb den wesent- 
lichen Teil^des Nachlasses bildet. Gehören nur ein- 
zelne Grundstücke zum Nachlaß oder bildet der Be- 
trieb nicht den wesentlichen Teil des Nachlasses, 
so kann auf die Überwachung verzichtet werden, 
da die Beurteilung der Erbteilsübertragung nach 
den Vorschriften dieses Gesetzes in vielen Fällen 
zu einer empfindlichen und dem Zweck dieses Ge- 
setzes nicht gebotenen Beeinträchtigung der Inter- 
essen einer Erbengemeinschaft führen kann. 

Die Bestellung des Nießbrauchs ist nur insoweit 
einbezogen worden, als er für juristische Personen 
bestellt wird. In diesen Fällen kann die Nießbrauchs- 
bestellung zu einer Dauerbelastung führen. Im 
übrigen ist sonst die Bestellung des Nießbrauchs 
ein Vorgang, der sich fast ausschließlich zwischen 
Verwandten abspielt und sich ohnehin längstens 
auf Lebenszeit des Nießbrauchers auswirkt. Soweit 
die Bestellung eines Nießbrauchs zur Umgehung 
eines sonst anzeigepflichtigen Pachtvertrages ge- 
wählt wird, kann aus dem Gesichtspunkt des Um- 
gehungsgeschäfts eingegriffen werden. 

Die in Absatz 3 enthaltene Ermächtigung an die 
Länder entspricht einem in der Praxis hervorgetre- 
tenen Bedürfnis. Eine bundeseinheitliche Regelung 
ist zu der in a) ermöglichten Erweiterung nicht not- 
wendig, da es sich bei grundstücksgleichen Rechten 
durchweg um landschaftlich gebundene Eigenarten 
handelt (z. B. Anteile an Haubergsgenossenschaf- 


ten), und zu der in b) ermöglichten Erweiterung 
nicht zweckmäßig, da in einzelnen Ländern oder 
Teilen von ihnen die Verhältnisse sehr unterschied- 
lich sein können. Soweit die Länder von dieser Er- 
mächtigung Gebrauch machen sollten, werden sie 
jedoch dafür Vorsorge treffen müssen, daß nicht die 
in einem Flürbereinigungsverfahren erzielte Zu- 
sammenlegung wieder aufgesplittert wird oder daß 
von größeren Grundstücken unwirtschaftliche 
Zwergparzellen abgetrennt werden. 

Zu § 3 

Zuständig für die Genehmigung ist die Landwirt- 
schaftsbehörde, die von den Ländern bestimmt 
wird. Eine Sonderregelung ist im Gesetz für den 
Fall vorgesehen, daß Gemeinden oder Gemeinde- 
verbände als Käufer oder Verkäufer beteiligt sind. 
Um der besonderen Lage und den Aufgaben dieser 
Körperschaften Rechnung zu tragen, tritt die nach 
dem kommunalen Verfassungsrecht zuständige 
Aufsichtsbehörde als Genehmigungsbehörde an die 
Stelle der Landwirtschaftsbehörde. Die Berücksich- 
tigirng der landwirtschaftlichen Interessen ist da- 
durch gewährleistet, daß die Aufsichtsbehörde sich 
mit der Landwirtschaftsbehörde ins Benehmen zu 
setzen hat. 

Aus § 31 der früheren Verfahrensordnung für Land- 
wirtschaftssachen (britische Zone) ist übernommen, 
daß auch der aus dem Vertrag Begünstigte antrags- 
berechtigt und insoweit auch der Notar über § 26 
RNotO hinaus bevollmächtigt sein soll. Unzuträg- 
lichkeiten haben sich in der Praxis nicht ergeben. 

Da die Zeit zur Prüfung des Rechtsgeschäfts ver- 
hältnismäßig kurz bemessen ist (1 Monat mit etwa- 
iger, Verlängerung auf 2 Monate, § 5 Abs. 1), muß 
mit dem Anträge der schuldrechtliche Vertrag vor- 
gelegt werden, imd gleichzeitig sind die für die Be- 
urteilung erforderlichen Angaben zu machen. Un- 
terliegt das Grundstück dem Vorkaufsrecht nach 
dem RSG und kommt eine Genehmigung nach dem 
Wohnsiedlungsgesetz in Betracht, sind der Geneh- 
migungsbehörde weitere Abschriften des Vertrages 
einzureichen. Einzelheiten hierüber können in Ver- 
waltungsanordnungen der Länder geregelt werden. 

Zu § 4 

Eine Gruppe von Rechtsgeschäften wird von der 
Genehmigungspflicht freigestellt, bei einer anderen 
(§ 7) darf die Genehmigung nicht verweigert wer- 
den, wenn die geforderten Voraussetzungen vor- 
liegen. Diese Unterteilung ist gewählt worden, weil 
bei den nicht genehmigungsbedürftigen Rechtsge- 
schäften sofort für den Grundbuchbeamten klar zu 
erkennen ist, ob ein Vertrag in diese Gruppe fällt, 
hingegen bei den anderen der Landwirtschaftsbe- 
hörde Vorbehalten bleiben muß, zu prüfen, ob die 
sachlichen Voraussetzungen gegeben sind. Ist der 
Bund oder ein Land als Vertragsteil beteiligt, so ist 
die Überwachung der einen Behörde durch die an- 
dere nicht angängig. Sind andere juristische Per- 
sonen des öffentlichen Rechts beteiligt, greift diese 
Ausnahme nicht durch. Insbesondere werden auch 
die Gemeinden und Gemeindeverbände von der 
Genehmigungspflicht nicht ausgenommen, wenn 
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sie an einem Vertrage beteiligt sind. Allerdings 
werden bei ihnen in der Regel die Voraussetzim- 
gen des Absatzes 1 Buchstabe c oder des § 7 Nr. 5 
und 7 gegeben sein. Im übrigen ist für sie Geneh- 
migungsbehörde nicht die Xandwirtschaftsbehörde, 
sondern die Aufsichtsbehörde (§ 3 Abs, 1). Im Flur- 
bereinigungs- und Siedlungsverfahren oder diesen 
gleichzu wertenden Verfahren ist eine Überwachung 
überflüssig, weil die in dieses Gebiet fallenden 
Verträge dem Ziel des Grundstücksverkehrsrechts 
dienen. Auch ein in Ausübung des Vorkaufsrechts 
nach dem RSG zustande kommender Vertrag ge- 
hört hierzu, da auch in diesem Falle die Veräuße- 
rung einem Siedlungsverfahren dient. Soweit 
Gnmdstücke innerhalb eines im Zusammenhang be- 
bauten Ortsteiles oder im räumlichen Geltungsbe- 
reich eines Bebauungsplanes liegen, erübrigt sich 
eine Überwachung, da diese Grundstücke praktisch 
als Bauland anzusehen sind, zudem die Landwirt- 
schaftsbehörde bei der Aufstellung des Bebauungs- 
planes beteiligt wird. Durch die Herausnahme kann 
vor allem die Überschneidung in der Zuständigkeit 
mit derjenigen der Wohnsiedlungs- oder Baube- 
hörde auf ein geringes Maß herabgedrückt werden. 
Handelt es sich um die Wirtschaftsstelle eines land- 
oder forstwirtschaftlichen Betriebes, bleibt eine et- 
waige Veräußerung genehmigimgsbedürftig, weil 
nur so verhindert werden kann, daß eine Besitzung 
zerschlagen wird. Wegen der besonderen Verhält- 
nisse kann auch eine nach dem bayerischen Alm- 
gesetz genehmigte Veräußerung aus der Überwa- 
chung nach dem Grundstücksverkehrsrecht entlas- 
sen werden. 

Um in etwaigen Zweifelsfällen dem Grundbuchbe- 
amten die Nachprüfung darüber, ob es sich um 
einen genehmigungsfreien Vorgang handelt, zu er- 
leichtern, ist das Negativattest vorgesehen. Es kann 
auch erteilt werden, wenn es sich nicht um ein 
land- oder forstwirtschaftliches Grundstück oder die 
Veräußerung eines grimdstücksgleichen Rechts 
handelt. Wird ein Negativ attest verweigert, so 
kann das Gericht angerufen werden (§ 29 Abs. 1). 

Das Zeugnis bindet andere Behörden und Gerichte. 

Zu $ 5 

Die Prüfimgsfrist ist auf 1 Monat begrenzt, um für 
die Beteiligten eine rasche Klärxmg über das 
Schicksal des Vertrages herbeizuführen. Damit 
wird der in der Vergangenheit vielfach geübten 
Kritik an der Verzögerung des Genehmigimgsver- 
fahrens Rechnung getragen. In manchen Fällen 
wird aber eine abschließende Prüfung in dieser 
Frist nicht möglich sein, vor allem dann nicht, wenn 
sich aus dem Vertrag selbst Bedenken ergeben und 
wertere Ermittlungen anzustellen sind. Ferner wird 
auch in dieser Frist eine Entscheidung über die Aus- 
übung des etwaigen Vorkaufsrechts (§11) nicht im- 
mer schon getroffen werden können. Darum ver- 
längert sich die Frist auf 2 Monate, wenn dem An- 
tragsteller ein Zwischenbescheid erteilt wird. In 
dem Zwischenbescheid brauchen die Gründe, aus 
denen die Prüfung noch nicht abgeschlossen wer- 
den konnte, nicht angegeben zu werden. Die Betei- 
ligten sollen durch ihn nur darüber unterrichtet 


werden, daß das Verfahren noch nicht beendet ist. 
Um den Zweck der Fristen zu gewährleisten, gilt 
für den Fall, daß vor Fristablauf keine Entschei- 
dung ergangen ist, der Vertrag als genehmigt (Ab- 
satz 2). 

Hat die Genehmigungsbehörde bis zu Fristablauf 
nicht über die Genehmigung entschieden, so hat 
sie auf Antrag ein Zeugnis darüber zu erteilen. Es 
ermöglicht den Vertragsparteien den Nachweis des 
Fristablaufs gegenüber dem Grundbuchamt, ohne 
andere Beweismittel auszuschließen. Wird die Er- 
teilung des Zeugnisses verweigert, so kann das 
Gericht angerufen werden (§ 29 Abs. 1). 

Zu 5 6 

Die Genehmigimgspf licht wirkt sich als Verfü- 
gungsbeschränkung aus. Das Grundbuchamt darf 
daher eine Eintragung erst dann vornehmen, wenn 
der rechtskräftige Genehmigungsbescheid oder in 
Zweifelsfällen ein Negativattest (§ 4 Abs. 2) vor- 
gelegt wird oder der Ablauf der Fristen nach den 
Vorschriften der GBO nachgewiesen wird. Wird 
ungeachtet dieser Bestimmung eine Eintragung vor- 
genommen, ist auf Antrag der Genehmigungsbe- 
hörde oder, falls das Verfahren schon bei einem 
Landwirtschaftsgericht anhängig ist, des Vorsitzen- 
den des Gerichts ein Widerspruch einzutragen und 
nach Beendigung gegebenenfalls auf Antrag der 
gleichen Stelle oder nach nachgewiesenem Fristab- 
lauf zu löschen. Selbst wenn kein Antrag gestellt 
wird, bleibt es dem Gnmdbuchamt unbenommen, 
von Amts wegen einen Widerspruch einzutragen. 

Zu § 7 

Diese Bestimmung enthält eine Aufzählimg der 
Fälle, in denen eine Genehmigung zu erteilen ist. 
Die Genehmigungsbehörde hat den Antrag darauf 
nachzuprüfen, ob einer dieser Tatbestände vorliegt. 
Ist das der Fall, so hat sie den Vertrag zu geneh- 
migen. Die Gründe, die für die Erteilung der Ge- 
nehmigung sprechen, lassen andererseits die Aus- 
übimg' des Vorkaufsrechts als untunlich erscheinen. 
Deshalb unterbleibt in diesen Fällen die Weiter- 
gabe des Vertrages zur Erklärung über die Aus- 
übung des Vorkaufsrechts (§ 11 in Verbindimg mit 
RSG § 4 Abs. 1 Satz 2 in der Fassung des § 33 
Abs. 1 Nr. 2). 

Die einzelnen Tatbestände bringen zum Teil eine 
erhebliche Lockerung gegenüber dem bisherigen 
Zustand. Sie sind daraus zu erklären, daß das Ge- 
setz seiner Zielsetzung nach hauptsächlich darauf 
ausgerichtet ist, zur Verbesserung der Agrarstruk- 
tur beizutragen. Darum sollen die Rechtsgeschäfte, 
die in dieser Hinsicht bedeutungslos sind, keiner 
besonderen Überwachung unterliegen. Dazu ge- 
hören 

1. die Geschäfte unter Verwandten, wenn ein Be- 
trieb geschlossen (d. h. ohne Absplitterungen) ver- 
äußert oder übergeben wird, des weiteren 

2. die Rechtsgeschäfte über gemischte Betriebe, bei 
denen das Schwergewicht nicht auf dem land- oder 
forstwirtschaftlichen Teil liegt, 
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3. Grenzverbesseningen, 

4. freiwilliger Landaustausdi zur Verbesserung der 
Landbewirtsdiaftung oder aus sonstigen Volkswirt- 
sdiaftlidi gereditfertigten Gründen, 

5. Veräußerungen zur Vermeidung von Enteig- 
nungen, zu denen audi die bergreditlidie Grund- 
abtretung rechnet, 

6. Erwerb von Ersatzland unter den im Gesetz be- 
zeicbneten Voraussetzungen und 

7. Begradigung oder Erweiterung öffentlicher Ver- 
kehrswege. 

Erwerb voh Ersatzland wird hauptsächlich dann in 
Frage stehen, wenn vorher Land enteignet oder zur 
Vermeidimg einer Enteignung abgegeben worden 
ist. Es sind aber auch Fälle denkbar, in denen aus 
anderen Gründen freiwillig Land für förderungs- 
würdige Zwecke (z. B. Siedlung, sozialer Woh- 
nungsbau) zur Verfügung gestellt worden ist. In 
diesen Fällen kann der Erwerb von Ersatzland un- 
ter den im Gesetz genannten Voraussetzungen ge- 
billigt werden. Würde es nicht geschehen, müßten 
die Eigentümer bis zu einem Enteignungsverfah- 
ren gedrängt werden, in dem ihnen Ersatzland zu- 
gesichert werden müßte. Das wäre unbillig. Bei 
dem Erwerb von Ersatzland zur Erfüllung der dem 
Erwerber wesensgemäß obliegenden Aufgaben ist 
z. B. zu denken an Land, das in der Hand des Er- 
werbers ebenso wie das abgegebene Land weiter- 
hin sozial gebunden bleibt (z. B. Kirchenland). 
Landwirtschaftliche Betriebe (d. h. Wirtschaftsstei- 
len mit zugehörigen Ländereien) sind jedoch aus- 
genommen. 

8. Schließlich ist die Genehmigung auch dann zu 
erteilen, wenn der Vertragsentwurf bereits gebil- 
ligt worden ist. In diesen Fällen darf die Erklärung, 
keine Bedenken geltend zu machen, von der Ge- 
nehmig\mgsbehörde nur im Benehmen mit der 
Siedlungsbehörde abgegeben werden, da die er- 
teilte Genehmigung die Ausübung des Vorkaufs- 
rechts ausschließt. Verfahrenstechnische Einzelhei- 
ten können durch, Verwaltungsanordnungen gere- 
gelt werden. 

Zu S 8 

Die Genehmigimg darf nur aus den drei im Gesetz 
aufgeführten Tatbeständen versagt oder einge- 
schränkt werden. Eine Klausel in dem Sinne, wie 
sie in einigen Ländern noch besteht, daß aus ent- 
gegenstehendem öffentlichem Interesse die Geneh- 
migung versagt werden kann, ist nicht aufgenom- 
men worden. Sie würde die Prüfungspflicht zu sehr 
ausweiten und Eingriffe in den Grundstücksver- 
kehr ermöglichen, die sich nicht mehr rechtfertigen 
lassen. Andererseits sind bei der Frage, ob eine 
Genehmigung erteilt oder versagt werden soll, 
nicht nur landwirtschaftliche, sondern auch allge- 
meine volkswirtschaftliche Gesichtspunkte zu be- 
rücksichtigen, so daß einseitige Entscheidimgen ver- 
mieden werden. 

Die einzelnen Tatbestände übernehmen inhaltlich 
die wesentlichen Versagimgsgründe nach dem KRG 
Nr. 45 nebst Ausfühnmgsvorschriften: a) ungesxmde 


Verteilung des Grund und Bodens, b) unwirtschaft- 
liche Zersplitterung (Verkleinerung oder Auftei- 
lung eines Grundstücks) und c) Preismißverhältnis. 
Eine Auflösung dieser in Rechtsprechung imd Lite- 
ratur eingehend behandelten und umgrenzten Be- 
griffe in einzelne Tatbestände läßt sich praktisch 
nicht durchführen, da eine kasuistische Regelung 
das Gesetz unübersichtlich machen und seine Hand- 
habung erheblich erschweren würde. 

Einen verhältnismäßig weiten Ermessensspielraum 
gibt der unter aj auf geführte Versagungsgrund. Es 
soll durch ihn gesichert werden, daß durch die Ver- 
äußerung an den Erwerber ein vordringliches 
öffentliches Interesse an der Befriedigung des 
Landbedürfnisses anderer Personen nicht beein- 
trächtigt wird. 

Daß der Erwerber wirtschaftsfähig oder hauptbe- 
ruflicher Landwirt sein muß oder daß in seiner 
Hand die Bewirtschaftung des Grundstücks nicht ge- 
fährdet sein darf, wird nicht mehr ausdrücklich ge- 
fordert, ohne daß dadurch zum Ausdruck gebracht 
werden soll, daß das Fehlen dieser Voraussetzun- 
gen in Zukunft nicht mehr berücksichtigt werden 
darf. Ungesund kann ein Erwerb deshalb sein, weil 
der Erwerber zur Bewirtschaftung fachlich unge- 
eignet oder aus anderen Gründen dazu nicht iii der 
Lage ist. 

Das Gesetz sieht keine obere Grenze für den Um- 
fang eines landwirtschaftlichen Betriebes vor. In- 
folgedessen will es auch nicht allgemein den Grund- 
erwerb durch Eigentümer von Betrieben über eine 
bestimmte Größe als ungesund verhindern. Die 
Wanderung des landwirtschaftlichen Grund und 
Bodens zum besseren Wirt soll nicht imterbunden, 
sondern gefördert werden. Von den näheren Um- 
ständen im einzelnen Falle wird es daher abhän- 
gen, ob einem selbstwirtschaftenden Landwirt der 
Zuerwerb von Land als imgesund versagt werden 
kann. Die Umstände können je nach der Gegend 
und der vorherrschenden Struktur der Landwirt- 
schaft so verschieden sein, daß sich generelle Richt- 
linien nicht aufstellen lassen. Das Gesetz will nicht 
jeden Erwerb von land- oder forstwirtschaftlichen 
Grundstücken durch einen Nichtlandwirt als unge- 
sund hinstellen. Auch hierzu wird jeweils zu be- 
rücksichtigen sein, welche Pläne zu dem Kaufver- 
trag geführt haben, ferner ob das Grundstück aus 
besonderen Gründen für den Erwerb durch einen 
Berufslandwirt nicht in Betracht kommt. Nicht un- 
erheblich wird es auch sein, ob es sich um einzelne 
Grundstücke oder um einen landwirtschaftlichen 
Betrieb handelt. Allerdings werden Grundstücks- 
käufe zu Kapitalanlagezwecken auch in Zukunft 
nicht zu billigen sein. 

Der Tatbestand der ungesunden Verteilung kann 
auch dann erfüllt sein, wenn die Vertragsbedin- 
gungen so gehalten sind, daß sie den Erwerber 
an der ordnungsmäßigen Bewirtschaftung des 
Grundstücks ernstlich behindern. Schließlich wird 
eine Genehmigung auch dann versagt werden kön- 
nen, wenn mit der Veräußerung eine bereits be- 
stehende ungesunde Verteilung aufrechterhalten 
wird. Um das im Gesetz selbst zu verdeutlichen, 
ist nicht das Wort „herbeiführen", sondern „bedeu- 
ten" gebraucht worden. 
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Eine Einschränkung ergibt sich für den Fall, daß 
die Voraussetzungen vorliegen, unter denen das 
Vorkaufsrecht nach dem RSG geltend gemacht wer- 
den kann (Absatz 2). Mit dem Vorkaufsrecht kön- 
nen ungesunde Veräußerungen abgefangen wer- 
den. Nur bei land- oder forstwirtschaftlichen Be- 
trieben wird es wegen ihrer Bedeutung nicht allein 
auf das Vorkaufsrecht abgestellt werden können, 
zumal hier nicht auf dem Siedlungsgebiet liegende 
Gesichtspunkte eine erhebliche Rolle spielen kön- 
nen. 

Mit b) soll erfaßt werden, was bisher als unwirt- 
schaftliche Zerschlagung angesehen worden ist. Es 
soll sowohl die unwirtschaftliche Verkleinerung 
eines Betriebes als auch die Aufsplitterung eines 
einzelnen Grundstücks verhindert werden. Die Un- 
wirtschaftlichkeit kann sowohl aus volkswirtschaft- 
lichen wie auch aus betriebswirtschaftlichen Grün- 
den hergeleitet werden. Die Fälle, in denen in be- 
sonderem Maße die Voraussetzungen dieses Ver- 
sagungsgrundes in der Regel gegeben sind, sind im 
Absatz 3 noch besonders herausgestellt worden. 
Es sollen einmal landwirtschaftliche Betriebe er- 
halten bleiben, die wirklich lebensfähig sind, zum 
anderen sollen die Quellen für Flurzersplitterungen 
verstopft werden. Es ist ein besonderes Anliegen 
des Gesetzes, den im Flurbereinigungsverfahren 
erzielten Erfolg zu erhalten. 

Die Preisüberwachung ist gegenüber der bisheri- 
gen Rechtslage eingeschränkt. Nach c) hat die Land- 
wirtschaftsbehörde darauf zu achten, daß für Grund- 
stücke, die weiterhin der Land- und Forstwirtschaft 
dienen, nicht Preise gezahlt werden, die in keinem 
Zusammenhang mehr mit der vorgesehenen oder 
möglichen Nutzung des Grundstücks stehen j inso- 
weit ist „Wert des Grundstücks" eine objektiv fest- 
zustellende Größe; dazu darf der Kaufpreis nicht in 
einem groben Mißverhältnis stehen. 

Bei Widmungsänderungen, d. h. beim Ausscheiden 
des Grundstücks aus dem landwirtschaftlichen Be- 
reich (z. B. bei einer Veräußerung für Bau- oder 
Industriezwecke) liegt das Schwergewicht der Prü- 
fung bei der Frage, ob die Veräußerung für diese 
Zwecke gebilligt werden kann. Nur wenn das der 
Fall ist, darf die Genehmigung erteilt werden. Dann 
besteht nach dem Zweck dieses Gesetzes allerdings 
keine Veranlassung mehr, daß die Genehmigungs- 
behörde noch die Angemessenheit des Kaufpreises 
prüft, zumal sie damit auch überfordert wäre. 

Es sind Fälle denkbar, in denen die nach dem Ge- 
setz gebotene Versagung der Genehmigung den 
Veräußerer unbillig hart treffen kann. In der Regel 
wird es sich hierbei um sogenannte Sanierungs- 
verkäufe handeln. Es genügt dann aber nicht, daß 
die Versagung der Genehmigung wirtschaftliche 
Nachteile mit sich bringt, sondern es muß hinzu- 
kommen, daß sie sich natürlichem Empfinden ge- 
genüber besonders hart auswirkt. Das wird anzu- 
nehmen sein, wenn das Unterbleiben der geplan- 
ten Veräußerung zum Verlust der wirtschaft- 
lichen Existenz oder zu einer nicht zumutbaren Än- 
derung der Betriebsstruktur des Veräußerers füh- 
ren muß. Mit der vorgesehenen Regelung wird 
eine Genehmigung in solchen Fällen erteilt werden 


können, ohne daß den vorgesehenen Versagungs- 
gründen im Wege der Auslegung Zwang angetan 
werden muß. 

Zu § 9 

Die Aufzählung der möglichen Auflagen ist ab- 
schließend. Damit soll gesichert werden, daß der 
Grundstücks verkehr nicht durch eine unbegrenzte 
Ausweitung der Möglichkeiten, Auflagen zu er- 
teilen, über das notwendige Maß hinaus gehemmt 
wird. Durch die unter a) vorgesehene Möglichkeit 
soll nicht jede Veräußerung an einen Nichtland- 
wirt mit der Auflage der Verpachtung gebilligt 
werden können, sondern hiermit soll nur ein Weg 
eröffnet werden, die letzten Bedenken gegen eine 
Veräußerung zu beseitigen. Eine Verpachtung wird 
z. B. für den Zeitraum auf erlegt werden können, 
in dem sonst der Erwerb als ungesund angesehen 
werden müßte, z. B. für die Lebenszeit des Erwer- 
bers, wenn ihm die Wirtschaftsfähigkeit fehlt. Die 
Veräußerung (Buchstabe b) kann zur Auflage ge- 
macht werden, wenn aus den in § 8 Nr. 1 oder 2 
aufgeführten Gründen nicht gebilligt werden kann, 
daß das Grundstück als landwirtschaftlich genutz- 
tes Grundstück auf die Dauer beim Erwerber ver- 
bleibt. So kann dem Erwerber eines für gewerb- 
liche Zwecke erworbenen landwirtschaftlichen 
Grundstüdes aufgegeben werden, das Grundstück 
an einen Landwirt zu veräußern, wenn es nicht bis 
zu einem bestimmten Zeitpunkt tatsächlich gewerb- 
lich genutzt wird. Positive Grundstückslenkung in 
dem Sinne, daß an einen bestimmten Landwirt zu 
veräußern ist, soll hiermit nicht ermöglicht werden. 
Was unter „angemessenen Bedingungen" zu ver- 
stehen ist, beantwortet sich in erster Linie aus 
den Bedingungen, zu denen das Grundstück erwor- 
ben worden ist. Die Auflage zu c) entspricht einem 
praktischen Bedürfnis, wenn z. B. für industrielle 
Zwecke Grundstücke in bestimmter Lage benötigt 
werden, das Unternehmen aber an anderer Stelle 
Land besitzt. Die Auflage zu d) nimmt auf forst- 
wirtschaftliche Belange Rücksicht. 

Der Vollzug der Auflagen kann nach § 34 durch 
Geldbußen erzwungen werden. 

Neu ist die Einführung eines Rücktrittsrechts für 
die Vertragspartei, die durch eine Auflage (z. B. 
Veräußerung oder Verpachtung) betroffen wird. 
Durch eine Auflage kann für sie der Vertrag sei- 
nen vorausgesetzten Zwecken nach bedeutungslos 
werden. Es wäre unbillig, sie für diesen Fall an 
den Vertrag zu binden. Nach dem BGB könnte die 
Rechtslage zweifelhaft sein. Ursprünglich war dar- 
an gedacht, das Rücktrittsrecht nur für den Fall zu 
gewähren, daß die Erfüllung der Auflage den Ver- 
tragszweck vermutlich beeinträchtigen würde. Da 
aber sämtliche dem Gesetz nach noch möglichen 
Auflagen ihrer Natur nach erheblich in das verein- 
barte Vertragsverhältnis eingreifen, kann auf die 
Beschränkung verzichtet werden. 

Zu § 10 

Die Aufzählung ist formell abschließend, läßt dem 
Inhalt nach aber durch Buchstabe a einen nicht 
näher abgrenzbaren Kreis vom Bedingungen zu, die 
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aber ihre Grundlage in den Tatbeständen des § 8 
Abs. 1 haben müssen. Die Bedingungen dürfen sich 
nur auf einzelne Vertragsbestimmungen beziehen 
und müssen genau angeben, in welchem Umfang 
diese zu ändern sind. Es ist nicht angängig, durch 
Bedingungen die Grundlage der Vereinbarung we- 
sentlich ändern zu wollen. Die Verpachtung kann 
nur für eine bestimmte Zeit verlangt werden, weil 
die Bedingung eindeutig und sofort erfüllbar sein 
muß. Die Veräußerung ist gegebenenfalls sofort 
durchführbar. Ob Auflagen erteilt oder Bedingun- 
gen gestellt werden, wird jeweils von den Ver- 
hältnissen des einzelnen Falles abhängen. Können 
die Bedenken gegen die Genehmigung mit den ge- 
gebenen Möglichkeiten sofort beseitigt werden, 
kommt eine Bedingung in Betracht. Sind hin- 
gegen in der Zukunft liegende Entwicklungen zu 
berücksichtigen, werden Auflagen zu bevorzugen 
sein. Die Bedingung muß befristet werden, da die 
Vertragsparteien, insbesondere die durch eine Be- 
dingung nicht betroffene Vertragspartei, recht bald 
wissen müssen, ob der Vertrag noch wirksam wird. 

Dem Grundbuchamt gegenüber wird der Nachweis 
über den Vollzug der Bedingung durch eine Be- 
scheinigung der Landwirtschaftsbehörde geführt 
(Absatz 2). Wenn andere öffentliche Urkunden vor- 
liegen (notariell beurkundete Abänderung des Ver- 
trages oder Verkauf eines anderen Grundstücks), 
reichen diese in der Regel zum Nachweis aus. 

Zu § 11 

Wie bereits in der allgemeinen Begründung unter 
E. ausgeführt, soll die Ausübung des siedlungs- 
rechtlichen Vorkaufsrechts verfahrensmäßig mit dem 
Genehmigungsverfahren gekoppelt werden. In Zu- 
kunft werden die Vertragsparteien den Vertrag 
nur noch bei der Genehmigungsbehörde zur Geneh- 
migung einzuraichen haben. Nach Ablauf der im 
§ 5 vorgesehenen Frist (1 bzw. 2 Monate) muß ge- 
klärt sein, wie über den Antrag zu entscheiden ist 
oder ob das Vorkaufsrecht ausgeübt wird. Die Ver- 
tragsparteien erhalten daher entweder einen Be- 
scheid über die Genehmigung oder eine Erklärung 
über die Ausübung des Vorkaufsrechts. Wird ihnen 
weder das eine noch das andere mitgeteilt, so gilt 
der Vertrag nach § 5 Abs. 2 als genehmigt. 

Da nach §§ 1 und 4 Abs. 4 RSG unter Umständen 
mehrere Vorkaufsberechtigte in Betracht kommen 
(vgl. § 32 Nr. 1, 2), muß eine Stelle eingeschaltet 
werden, die den Vorkaufsberechtigten zu bestim- 
men hat. Hierfür kommt die Siedlungsbehörde in 
Frage, ohne deren Zustimmung bisher schon prak- 
tisch das Vorkaufsrecht nicht ausgeübt werden 
konnte. Da die Genehmigungsbehörde nicht dar- 
über unterrichtet sein kann, welche Vorkaufsberech- 
tigten im einzelnen Fall in Frage kommen, hat sie 
lediglich den Kaufvertrag der Siedlungsbehörde 
mitzuteilen. Diese setzt sich mit dem Vorkaufsbe- 
rechtigten in Verbindung und leitet schließlich die 
Erklärung über die Ausübung des Vorkaufsrechts 
an die Landwirtschaftsbehörde, die sie ihrerseits 
den Vertragsparteien mitteilt. Damit kommt zu den 
Bedingungen des urspünglichen Vertrages nunmehr 
ein Vertrag zwischen dem Verkäufer und dem Sied- 


lungsunternehmen zustande, der seinerseits nach 
§ 4 Abs. 1 Buchstabe b keiner Genehmigung be- 
darf. 

Die Genehmigungsbehöide hat in den Fällen, in 
denen die Erklärung über die Ausübung des Vor- 
kaufsrechts vorliegt, über den Antrag auf Geneh- 
migung des Rechtsgeschäfts nicht mehr zu befinden, 
weder positiv noch negativ. Die Genehmigung 
selbst schließt mit Ausnahme des in Absatz 3 ge- 
regelten Falles die Ausübung des Vorkaufsrechts 
aus. Etwaige Bedenken gegen die Veräußerung, die 
selbst durch die Ausübung des Vorkaufsrechts nicht 
restlos behoben werden können, müssen außer Be- 
tracht bleiben, weil sie zum wesentlichen Teil da- 
durch aufgewogen werden, daß mit der Ausübung 
des Vorkaufsrechts ein Erfolg im Sinne des RSG 
erzielt wird. Im übrigen wird es vor allem darauf 
ankommen, daß die Genehmigungsbehörde und die 
Siedlungsbehörde aus praktischer Erfahrung den 
basten Weg der Zusammenarbeit finden, weil nur 
diese Zusammenarbeit einen Erfolg im Sinne der 
Verbesserung der Agrarstruktur herbeiführen kann. 

Eine Besonderheit ergibt sich noch für den Fall, daß 
der Vorkaufsberechtigte von dem Eigentümer oder 
einem Dritten gehindert wird, das Grundstück zu 
besichtigen. In diesem Fall läuft nach § 7 Abs. 2 
RSG die Frist zur Ausübung des Vorkaufsrechts 
von dem Tage ab, an dem das Hindernis fortfällt. 
Hierdurch kann sich ergeben, daß die Frist des § 5 
nicht mehr ausreicht, um eine sachgerechte Ent- 
I Scheidung über die Ausübung des Vorkaufsrechts 
herbeizuführen. Die Genehmigimgsbehörde hat 
i dann über den Antrag auf Genehmigung zu ent- 
j scheiden. Will sie genehmigen, darf sie es nur 
unter der Bedingung, daß das Vorkaufsrecht nicht 
in der verlängerten Frist ausgeübt wird. Würde 
sie vorbehaltlos genehmigen, wäre die Ausübung 
des Vorkaufsrechts nicht mehr möglich. Da der 
Grund für die Verlängerung der Frist bei dem 
Eigentümer oder einem am Vertrag Interessierten 
liegt, wäre es unbillig, wenn ihnen hieraus ein Vor- 
teil erwachsen würde. 

Zu § 12 

Daß im Interesse der Beteiligten dann, wenn die 
Voraussetzungen für eine Genehmigung nach dem 
Wohnsiedlungsgesetz erfüllt sind, nur ein einheit- 
liches Genehmigungsverfahren anzustreben ist, 
dürfte ein Gebot der Vereinfachung sein. Es geht 
nur darum, ob die nach dem Wohnsiedlungsgesetz 
oder die nach diesem Gesetz zuständige Behörde 
den Bescheid zu erteilen hat. Da räumlich weit aus- 
gedehnte Gebiete dem Wohnsiedlungsgesetz unter- 
stellt sind, die Gesichtspunkte hingegen, nach 
denen eine Veräußerung zu überprüfen ist, sich auf 
einen schmalen Sektor begrenzen, erscheint es 
zweckmäßig, der umfassenderen Prüfung des 
Rechtsgeschäfts nach dem Grundstücksverkehrs- 
recht den Vorrang zu geben und die danach zu- 
ständige Genchmigungsbehörde für zuständig zu 
erklären. Sie muß sich mit der nach dem Wohn- 
siedlungsgesetz zuständigen Behörde ins Beneh- 
men setzen. Es werden somit zwei Genehmigungen 
in einer formell zusammengefaßt. Sind die Voraus- 
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Setzungen für eine Genehmigung nach dem Wohn- 
siedlungsgesetz nicht erfüllt, muß es den Beteilig- 
ten überlassen bleiben, diese Genehmigung ge- 
trennt einzuholen. Sonst würde die angestrebte 
Vereinfachung des Verfahrens durch die verschie- 
denartigen Rechtsmittel nur kompliziert. Das im 
Entwurf vorliegende Bundesbaugesetz — Druck- 
sache 3028 der 2. Wahlperiode — ist ebenfalls auf 
diese Regelung abgestimmt. 

Es bleibt den Ländern überlassen, die erforder- 
lichen Verwaltungsvorschriften für die praktische 
Durchführung zu erlassen. 

Es hätte nahegelegen, in diesem Zusammenhang 
auch die noch bestehenden Vorschriften über die 
Genehmigung von Veräußerungen bei Fideikom- 
missen usw. und Familienstiftungen in das Gesetz 
einzubeziehen. Durch § 4 des Gesetzes zur Ände- 
rung von Vorschriften des Fideikommiß- und Stif- 
tungsredits vom 28. Dezember 1950 (BGBl. S. 820) 
sind jedoch die Länder ermächtigt worden, die be- 
stehenden Vorschriften zu ändern, zu ergänzen 
oder aufzuheben. Zum Teil ist es bereits geschehen. 
Es bleibt daher den Ländern überlassen, weitere 
Vereinfachungen einzuführen. 

DRITTER ABSCHNITT 

Gebote bei der Zwangsversteigerung 

Da zur Zeit ein Bedürfnis für die Überwachung der 
Grundstücksveräußerungen im Wege der Zwangs- 
versteigerung noch nicht zu erkennen ist und der 
Ablauf von Zwangsversteigerungsverfahren, so- 
weit möglich, durch Zwangseingriffe nicht behin- 
dert werden soll, werden die §§ 13 bis 16 vorläufig 
noch nicht in Kraft gesetzt. Um aber dann, wenn 
sich Mißstände bei der Durchführung der Zwangs- 
versteigerung ergeben sollten, ohne großen gesetz- 
geberischen Aufwand den Verhältnissen gerecht 
werden zu können, sind die Bestimmungen schon 
jetzt aufgenommen worden. Dabei ist vorgesehen, 
daß sie je nach Bedarf auch für einzelne Teile der 
Bundesrepublik eingeführt werden können. 

Zu § 13 

Die Bieterlaubnis soll beibehalten werden. Eine 
anderweitige Überwachung der Zwangsveräuße- 
rung läßt sich praktisch nicht durchführen. Ein ohne 
Biete rlaubnds abgegebenes Gebot ist unwirksam 
(§ 71 ZVG). Werden die Rechte aus dem Meist- 
gebot abgetreten oder hat der Bieter für einen 
anderen geboten (§ 81 Abs. 2 und 3 ZVG), muß der 
Zessionär oder der Vertreter eine Bieterlaubnis 
beibringen, ehe ihm der Zuschlag erteilt werden 
darf. Zuständig ist nur die Landwirtschaftsbehörde. 
Für Gemeinden und Gemeindeverbände ist keine 
Sonderregelung vorgesehen, weil die Bieterlaubnis 
nicht versagt werden kann. Damit das Verfahren 
auf Erteilung der Bieterlaubnis schnell durchgeführt 
werden kann, hat das Vollstreckungsgericht schon 
die Anordnung der Zwangsversteigerung über ein 
land- oder forstwirtschaftliches Grundstück der 


Landwirtschaftsbehörde mitzuteilen. Die Erweite- 
rungen oder Beschränkungen des Genehmigungs- 
zwanges bei freihändigen Veräußerungen gelten 
sinngemäß auch hier. 

Zu § 14 

Die Befreiungen zu a) und b) und in Absatz 2 ent- 
sprechen den Befreiungen bei freihändigen Ver- 
äußerungen in § 4 Abs. 1 Buchstaben a, b und c. 
Zusätzlich sollen auch die in Buchstabe c aufge- 
führten Kreditinstitute freigestellt werden, wenn 
das Grundstück von ihnen belieben worden ist. Es 
sind nur diese Kreditinstitute bevorzugt, weil ge- 
rade sie das landwirtschaftliche Kreditgeschäft pfle- 
gen und weil bei ihnen zu erwarten ist, daß sie ein 
erworbenes Grundstück alsbald wieder veräußern 
werden. Im übrigen kann auch einem anderen Kre* 
ditinstitut die Bieterlaubnis nicht versagt werden. 
Es können jedoch die in § 15 Abs. 1 vorgesehenen 
Beschränkungen und die in § 9 bezeichneten Auf- 
lagen angeordnet werden. 

Zu § 15 

Die Bieterlaubnis kann mit Beschränkungen und Auf- 
lagen der in den Absätzen 1 und 2 bestimmten Art 
versehen, nicht aber versagt werden. Es soll alles 
vermieden werden, was die Kreditfähigkeit der 
Landwirtschaft beeinträchtigen könnte. Die Bedin- 
gungen und Auflagen stellen nur das Mindestmaß 
dessen dar, was gefordert werden muß, um nicht 
über den Weg der Zwangsversteigerung die Siche- 
rungen bei der rechtsgeschäftlichen Veräußerung zu 
umgehen. Fristen und Mitteilungen sollen der Be- 
schleunigung und reibungslosen Abwicklung dienen. 

Zu § 16 

Die mit Einschränkungen erteilte Bieterlaubnis ist 
wie eine Genehmigung mit Einschränkungen an- 
fechtbar durch Antrag auf Entscheidung durch das 
zuständige Landv/irtschaftsgericht. Bleibt die Land- 
wirtschaftsbehörde untätig, liegt darin — anders als 
bei der Genehmigung einer Veräußerung — noch 
keine Entscheidung über die Bieterlaubnis. Doch ist 
die Landwirtschaftsbehörde nach Fristablauf ver- 
pflichtet, eine Bieterlaubnis ohne Beschränkungen 
und Auflagen zu erteilen (§ 15 Abs. 3). 

VIERTER ABSCHNITT 

Gerichtliche Zuweisung einer Besitzung 

Der Vierte Abschnitt regelt die gerichtliche Zuwei- 
sung einer Besitzung, die einer Erbengemeinschaft 
gehört, an einen der Miterben. Die Gründe für die 
Aufnahme dieses Abschnitts in das Gesetz ergeben 
sich aus dem Allgemeinen Teil der Begründung un- 
ter F. Da die Bestimmungen für die Länder der ehe- 
maligen amerikanischen und französischen Zone 
wesentlich neues Recht erhalten, ist die Begründung 
entsprechend ausführlich gehalten. 
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Zu § 17 

§ 17 soll die Fälle erfassen, in denen gemeinschaft- 
liches Eigentum auf Erbfolge einer Mehrzahl von 
Erben beruht, und zwar ohne Unterschied, ob die 
Erbfolge auf Gesetz oder auf Verfügung von Todes 
v/egen zurückgeht. Wenn Miteigentum nach Bruch- 
teilen rechtsgeschäftiich begründet werden soll, be- 
darf schon das Rechtsgeschäft der Genehmigung nach 
diesem Gesetz, so daß dann unerwünschte Geschäfte 
durch Versagung der Genehmigung verhindert wer- 
den können. Für Fälle des Miteigentums sind daher 
keine Vorschriften erforderlich, um das Miteigen- 
tum in das Eigentum eines einzelnen zu überfüh- 
ren. Ist gemeinschaftliches Eigentum mehrerer Per- 
sonen auf Grund des Bestehens einer Gesellschaft 
oder einer Gütergemeinschaft entstanden, so er- 
scheint es nicht gerechtfertigt, durch eine Zuwei- 
sung in die Eigentumsverhältnisse einzugreifen. 
Auch das bisher in der früheren britischen Besat- 
zungszone geltende Zuweisungsverfahren erfaßt 
solche Fälle nicht. Aus diesen Gründen ist § 17 auf 
die Fälle des Bestehens einer Erbengemeinschaft be- 
schränkt. 

Die Zuweisung soll nur in Betracht kommen, wenn 
es sich um eine landwirtschaftliche oder forstv/irt- 
schaftüche Besitzung, also um einen Betrieb in sei- 
ner Gesamtheit handelt. Nur hier tritt unter den 
in § 18 Abs. 1 bezeichneten weiteren Voraussetzun- 
gen in besonderem Maße das Bedürfnis auf, im 
öffentlichen Interesse darauf hinzuwirken, daß das 
Eigentum in die Hand eines einzelnen überführt 
wird. Denn hier handelt es sich um die Erhaltung 
des Betriebes. Bei Einzelgrundstücken, die keine Be- 
triebe darstellen, sind erhebliche volkswirtschaft- 
liche Nachteile aus dem Bestehen des gemeinschaft- 
lichen Eigentums einer Erbengemeinschaft weniger 
zu befürchten. 

Die Zuweisung soll nicht von Amts wegen, sondern 
nur auf Antrag eines Miterben stattfinden. Dafür ist 
in erster Linie die Erwägung maßgebend, daß kein 
genügender Anlaß zum Eingreifen des Gerichts be- 
steht, solange die Miterben unter sich einig sind. 
Beträchtliche Gefahren für die Erhaltung und ord- 
nungsmäßige Bewirtschaftung der Besitzung erge- 
ben sich erst aus einer Uneinigkeit der Miterben. 
Bei der Regelung wird ferner berücksichtigt, daß die 
Zuweisung der Besitzung nur dann den gewünschten 
Erfolg verspricht, wenn ein Miterbe sich um sie be- 
müht und selbst zur Übernahme der Besitzung be- 
reit ist. Daß das Antragserfordernis das Gericht hin- 
dern könnte, den am besten geeigneten Miterben 
für die Zuweisung zu wählen, ist nicht zu befürch- 
ten. Wenn einmal ein Miterbe den Antrag gestellt 
hat, werden andere für die Übernahme in Betracht 
kommende Miterben sich nicht länger zurückhalten, 
gleichfalls die Zuweisung zu beantragen. 

Antragsberechtigt sollen nur Miterben sein. Erwer- 
ber eines Miterbenanteils, die nicht selbst Miterben 
sind, scheiden damit als Antragsteller aus. Dies be- 
ruht auf der Erwägung, daß die Zuweisung das nach 
holen soll, was der Erblasser bei Voraussicht der 
weiteren Entwicklung getan hätte, und daß nicht an- 
genommen werden kann, der Erblasser hätte bei 


solcher Voraussicht einen anderen als einen der 
Miterben zum Erben der Besitzung eingesetzt. 
Absatz 1 schreibt nicht zwingend vor, daß eine Zu- 
weisung der Besitzung zu erfolgen hat. Er stellt die 
Zuweisung in das Ermessen des Gerichts. Der Ermes- 
sensspielraum des Gerichts wird nur durch § 18 be- 
grenzt, weil die Vielzahl der vorkommenden Ver- 
hältnisse eine geeignete Abgrenzung in anderer 
Richtung nicht zuläßt. Die Regelung geht davon aus, 
daß unter den in § 17 Abs. 1 und § 18 vorgesehenen 
Voraussetzungen im Regelfälle die Zuweisung an 
einen der Miterben stattfinden wird, aber dem Ge- 
richt die Möglichkeit belassen v/erden muß, eine Zu- 
v/eisung aus besonderen Gründen vorläufig oder 
endgültig abzulehnen. Damit sollen u. a. die Fälle 
berücksichtigt werden, daß sämtliche Antragsteller 
zur Übernahme der Besitzung nicht geeignet sind 
oder daß unter den Antragstellern Minderjährige 
sind, deren Eignung zur Übernahme der Besitzung 
erst später beurteilt werden kann, oder daß bei einer 
Zuweisung eine für die Besitzung erträgliche und 
für die weichenden Erben zumutbare Regelung der 
Abfindungen nicht möglich wäre. 

Absatz 1 sieht neben der Möglichkeit, die Besitzung 
einem Miterben ungeteilt zuzuweisen, auch die Mög- 
lichkeit einer geteilten Zuweisung an mehrere ein- 
zelne Miterben vor. Voraussetzung dafür soll sein, 
daß durch die Teilung mehrere Besitzungen entste- 
hen. Diese Besitzungen müssen lebensfähig sein. 
Das ergibt sich daraus, daß auch bei geteilter Zu- 
weisung die Vorschrift des § 18 Abs. 1 gilt. Ist diese 
I Voraussetzung gegeben und bewerben sich mehrere 
I geeignete Miterben um die Zuweisung, so wird es 
meistens dem vermutlichen Willen des Erblassers 
entsprechen, die Besitzung nicht in ihrem vollen Be- 
stände einem Miterben, sondern in mehrere Besit- 
zungen geteilt verschiedenen Miterben zuzuweisen. 
Im Falle einer Teilung wird auch § 8 Abs. 3 Buch- 
stabe a zu beachten sein. 

Absatz 2 regelt die Wirkung der Zuweisung dahin, 
daß unmittelbar durch sie das Eigentum auf den Er- 
werber übergeht. Es erscheint zv/eckmäßig, auf die- 
sem Wege eine rechtsgescbäftliche Übertragung des 
Eigentums entbehrlich zu machen. Dies ist auch un- 
bedenklich, weil die Ansprüche der weichenden Er- 
ben gleichzeitig mit der Zuweisung festgesetzt wer- 
den. Da die Zuweisung die Besitzung als Ganzes er- 
fassen soll, bezieht sie sich nicht nur auf die zu ihr 
gehörenden Grundstücke, sondern auch auf die an- 
deren zu ihr gehörenden Gegenstände, insbesondere 
auf das der Erbengemeinschaft gehörende Zubehör 
der Besitzung und die mit ihr verbundenen Rechte. 

Absatz 3 soll verhindern, daß die Zuweisung durch 
eine Zwangsversteigerung zum Zwecke der Aufhe- 
bung der Gemeinschaft v/ährend des Laufs des Zu- 
weisungsverfahrens vereitelt vvird. Das Zwangsver- 
steigerungsverfahren ist aber nur auf Antrag eines 
Beteiligten einzustellen. Es ist nach den bisher in 
den Ländern der ehemaligen britischen Zone ge- 
wonnenen Erfahrungen nicht zu befürchten, daß das 
Zv/angsversteigerungsverfahren durch unzulässige 
oder offenbar unbegründete Anträge auf Zuweisung 
verzögert wird, weil auch das Zuweisungsverfahren 
Kosten verursacht. 
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Zu § 18 

Absatz 1 bestimmt die Eigenschaften der Besitzung, 
die Voraussetzung für die Zuweisung sein sollen. 
Die Zuweisung rechtfertigt sich nur bei Besitzungen, 
die besonders erhaltungswürdig sind. Die tatsäch- 
lichen Merkmale, nach denen sich dies richtet, sind 
in Absatz 1 dahin bestimmt, daß die Besitzung mit 
einer zu ihrer Bewirtschaftung geeigneten Hofstelle 
versehen ist und daß ihre Erträge im wesentlichen 
zum Unterhalt einer bäuerlichen Familie äusreichen. 
Hierbei können die Erträge aus ständig genutztem 
Pachtland berücksichtigt werden, da der Umfang der 
Wirtschaftsgebäude und des Inventars wesentlich 
durch das Pachtland mitbestimmt sein kann. Damit 
wird auf die natürlichen Eigenschaften der Besit- 
zung Bezug genommen. Es würde aber zu einem nur 
scheinbar zutreffenden Ergebnis führen, wenn bei 
dem danach notwendigen Vergleich der Erträge mit 
dem Unterhaltsbedarf einer bäuerlichen Familie völ- 
lig außer acht gelassen würde, daß aus den Erträgen 
neben diesem Unterhaltsbedarf auch die Grund- 
stückslasten bestritten werden müssen. Soweit 
ordentliche öffentliche Lasten in Betracht kommen, 
handelt es sich um Lasten, die ebenfalls an die na- 
türlichen Eigenschaften der Besitzung anknüpfen; 
sie müssen deshalb bei dem Vergleich mit berück- 
sichtigt werden. Soweit dagegen privatrechtliche Be- 
lastungen oder außerordentliche öffentliche Lasten, 
die als auf den Stammwert des Grundstücks gelegt 
anzusehen sind, wie z. B. die öffentliche Last der 
Hypothekengewinnabgabe, in Betracht kommen, 
handelt es sich um Lasten, deren Entstehung und 
Fortbestand von früheren oder künftigen Maßnah- 
men des Eigentümers abhängt, und die deshalb bei 
der Entscheidung, ob die Besitzung objektiv als be- 
sonders erhaltungswürdig anzusehen ist, ebenso 
außer Betracht bleiben müssen wie die Frage, wie 
groß die aus der Besitzung zu unterhaltende Familie 
im konkreten Fall ist. Deshalb bestimmt Absatz 1 
ausdrücklich, daß hierbei auf die privatrechtlichen 
Belastungen keine Rücksicht zu nehmen ist. 

Absatz 2 bestimmt für die Zuweisung weitere Vor- 
aussetzungen anderer Art. Nach Satz 1 soll aus den 
bereits erörterten Gründen die Zuweisung grund- 
sätzlich nicht zulässig sein, wenn die Miterben sich 
über die Auseinandersetzung hinsichtlich der Be- 
sitzung einigen. Von diesem Grundsatz wird der 
Fall ausgenommen, daß eine von den Miterben ver- 
einbarte Auseinandersetzung nicht vollzogen wer- 
den kann, z, B. weil einer vereinbarten Teilung die 
erforderliche behördliche Genehmigung versagt 
wird. Denn in diesem Falle ist die Lage ebenso, wie 
wenn die Einigung nicht getroffen worden wäre. 

§ 18 Abs. 2 setzt nicht voraus, daß eine Einigung in 
einem Verfahren nach §§ 86 ff. des Gesetzes über 
die Angelegenheiten der freiwilligen Gerichtsbar- 
keit erfolglos versucht worden ist. Die obligato- 
rische Vorschaltung eines solchen Verfahrens vor 
das Zuweisungsverfahren wäre unzweckmäßig, weil 
oft im voraus feststeht, daß keine Aussicht auf Eini- 
gung in dem Verfahren besteht. Es bleibt also den 
Miterben überlassen, ob sie ein solches Verfahren 
einleiten wollen. Die bisher in der früheren briti- 
schen Besatzungszone vorgesehene Zuständigkeit 


der für Landwirtschaftssachen zuständigen Gerichte 
auch für das Verfahren nach §§ 86 ff. FGG ist nicht 
übernommen. Da es sich in diesem Verfahren um 
die Auseinandersetzung über den gesamten Nach- 
laß, also nicht nur über die landwirtschaftliche Be- 
sitzung handelt, erscheint eine Ausnahme von der 
sonst geltenden Zuständigkeit des Nachlaßgerichts 
nicht zweckmäßig. 

Absatz 2 Satz 2 ergibt, daß eine Anordnung des Erb- 
lassers, wonach einer der Miterben das Recht haben 
soll, die Besitzung zu übernehmen, eine gerichtliche 
Zuweisung der Besitzung grundsätzlich ausschließen 
soll. In das Recht des begünstigten Miterben soll 
nicht eingegriffen werden, weil der erstrebte Erfolg, 
die Besitzung in die Hand eines Alleineigentümers 
zu überführen, durch Ausführung der vom Erblasser 
getroffenen Anordnung bereits erreicht wird. Im 
Gesetz muß jedoch berücksichtigt werden, daß die 
Anordnung des Erblassers möglicherweise nicht ver- 
wirklicht wird. Scheitert ihre Ausführung daran, daß 
die nach diesem Gesetz erforderliche Genehmigung 
des Veräußerungsgeschäfts versagt wird, so ergibt 
sich bereits aus Absatz 2 Satz 1 die Zulässigkeit der 
gerichtlichen Zuweisung. Wird die Anordnung des 
Erblassers deshalb nicht verwirklicht, weil der durch 
sie begünstigte Miterbe auf das Recht zur Über- 
nahme der Besitzung verzichtet, so besteht kein 
Grund, die Zuweisung der Besitzung an einen ande- 
ren auszuschließen. Verzögert der begünstigte Mit- 
erbe die Ausübung des Übernahmerechts unange- 
messen lange, so ist die Ausführung der Anordnung 
des Erblassers so wenig gesichert, daß es auch hier 
gerechtfertigt erscheint, den Weg der Zuweisung 
der Besitzung an einen Miterben zu eröffnen. Für 
beide Fälle läßt daher Satz 2 die Zuweisung zu. 

Absatz 3 schließt die Zuweisung in drei Fällen vor- 
übergehend aus. Solange die Auseinandersetzung 
ausgeschlossen ist oder ein zu ihrer Bewirkung be- 
rechtigter Testamentsvollstrecker vorhanden ist, soll 
die Zuweisung unzulässig sein, damit dem Willen 
des Erblassers Rechnung getragen wird. Die Rück- 
sicht auf den Willen des Erblassers läßt es auch 
nicht angemessen erscheinen, eine Anordnung des 
Erblassers gesetzlich für nichtig zu erklären, wo- 
nach denjenigen ein Nachteil treffen soll, der einen 
Antrag auf Zuweisung der Besitzung stellt. Denn es 
besteht kein Grund, eine derartige Anordnung an- 
ders zu behandeln als die Anordnung des Erblassers, 
daß die Auseinandersetzung ausgeschlossen sein 
soll. Solange ein Miterbe den Aufschub der Ausein- 
andersetzung verlangen kann (§§ 2043, 2045 BGB), 
soll die Zuweisung gleichfalls unzulässig sein, weil 
die Gründe für den Aufschub auch für die Zuweisung 
von Bedeutung sind. Die geschilderten Einschrän- 
kungen der Zulässigkeit einer Zuweisung entspre- 
chen der bisher in der britischen Besatzungszone 
geltenden Regelung. 

Zu § 19 

§ 19 regelt, welchem der Miterben die Besitzung zu- 
gewiesen werden kann. 

Wenn nicht die Umstände anderes ergeben, kann 
davon ausgegangen werden, daß auch der Erblasser 
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sich bei der Auswahl der Person, der die Besitzung 
zukommen soll, nach den Grundsätzen gerichtet 
hätte, die sich aus einem in der Gegend geltenden 
Anerbenrecht oder Erbbrauch ergeben. Absatz 1 
Satz 1 bestimmt daher, daß diese zugrunde zu legen 
sind. Für Gegenden, in denen weder ein Anerben- 
gesetz gilt noch ein Erbbraudi festzustellen ist, sol- 
len die Bestimmungen des im Entwurf vorliegenden 
Höfegesetzes über die gesetzliche Hoffolge zugrunde 
gelegt werden. Sollte das Höfegesetz nicht recht- 
zeitig eingebracht werden können, bleibt es Vorbe- 
halten, im weiteren Verlauf des Gesetzgebungsver- 
fahrens die Bestimmung zu ändern. Aus den Um- 
ständen, insbesondere aus der wirtschaftlichen Lage 
und den Eigenschaften der Miterben, kann sich er- 
geben, daß die Grundsätze des Absatzes 1 Satz 1 
nicht zu einem für den Einzelfall angemessenen Er- 
gebnis führen würden und daher eine Abweichung 
von ihnen geboten ist. Dieser Möglichkeit trägt Ab- 
satz 1 Satz 2 in der Weise Rechnung, daß das Gericht 
in solchen Fällen von Absatz 1 Satz 1 abweichen 
kann und muß. Schließlich muß berücksichtigt wer- 
den, daß in manchen Fällen feststellbar ist, welchem 
der antragsberechtigten Miterben der Erblasser die 
Besitzung zugedacht hatte, z. B. wenn der Erblasser 
eine solche Bestimmung in einem Testament getrof- 
fen hat, das wegen Formmangels nichtig ist, oder 
wenn der Erblasser ohne Errichtung eines Testa- 
ments aus seinem Verhalten zweifelsfrei hat erken- 
nen lassen, wem er die Besitzung zukommen lassen 
wollte. Es wäre nicht gerechtfertigt, in solchen Fäl- 
len die Absichten des Erblassers zu übergehen. Des- 
halb bestimmt Absatz 1 Satz 3, daß hier die Besit- 
zung demjenigen zuzuweisen ist, dem sie der Erb- 
lasser zugedacht hatte. 

Nach Absatz 2 sollen diese Grundsätze sinngemäß 
gelten, wenn gemäß § 17 eine Besitzung, die in 
mehrere Besitzungen geteilt werden kann, in sol- 
chen Teilen einzelnen Miterben zugewiesen werden 
soll. 

Absatz 3 behält den Ländern vor, von Absatz 1 
Satz 1 abweichende Bestimmungen zu treffen, weil 
insoweit ein Bedürfnis für eine dauernde Beibehal- 
tung der bundesrechtlichen Regelung nicht besteht 
und örtliche Bedürfnisse eine abweichende Rege- 
lung als angebracht erscheinen lassen können. 

Zu § 20 

§ 20 stellt die Grundsätze auf, nach denen sich die 
Ansprüche der weichenden Erben bestimmen. 

Absatz 1 bestimmt, daß diese Ansprüche an die 
Stelle der bisherigen Anteile an der Besitzung tre- 
ten. (Damit soll zum Ausdruck kommen, daß sich 
die Zuweisung der Besitzung auf die Auseinander- 
setzung der Miterben über den übrigen Nachlaß 
nicht auswirkt. Absatz 1 bestimmt weiter, daß die 
Ansprüche der weichenden Erben vom Gericht bei 
der Zuweisung festgesetzt werden. Die gerichtliche 
Festsetzung ist vorgesehen, weil die Ansprüche dem 
Zweck der Zuweisung entsprechend unter Mitbe- 
rücksichtigung der Ertragsfähigkeit der Besitzung 
abweichend von den allgemein geltenden Grund- 
sätzen der Auseinandersetzimg 'bestimmt werden 


sollen, so daß sie sich ohne solche Festsetzung nicht 
errechnen ließen, und weil eine einheitliche Ent- 
scheidung über sämtliche Ansprüche mit Wirkung 
gegenüber allen Beteiligten erforderlich ist. Die Be- 
stimmung, daß die Festsetzung der Ansprüche schon 
bei der Zuweisung zu erfolgen hat, ist zur Wahrung 
der Interessen der weichenden Erben notwendig, 

Absatz 2 bestimmt die Grundsätze für die Fest- 
setzung der Ansprüche entsprechend den Grund- 
sätzen, die nach § 19 für die Auswahl des Erwerbers 
gelten. Auch hier sollen also die Grundsätze eines 
in der Gegend geltenden Anerbenrechts oder der 
örtliche Brauch zugrunde gelegt werden, hilfsweise 
die Bestimmungen des im Entwurf vorliegenden 
Höfegesetzes (Satz 1). Auch hier muß noch eine 
Änderung für den Fall Vorbehalten bleiben, daß das 
Höfegesetz nicht rechtzeitig eingebracht werden 
kann. Abweichungen davon sind entsprechend § 19 
Abs. 1 und 2 vorgesehen. Diese Regelung beruht auf 
den gleichen Erwägungen wie die Regelung in § 19. 
Soweit auf anerbenrechtliche Bestimmungen ver- 
wiesen wird, sind damit sowohl die Bestimmungen 
über Abfindungen wie auch solche über eine Versor- 
gung anderer Art, z. B. Altenteil, Naturalversor- 
gung auf dem Hof, betroffen. 

Die in Absatz 3 enthaltene Ermächtigung, landes- 
rechtlich Abweichendes von Absatz 2 Satz 1 zu be- 
stimmen, beruht auf denselben Erwägungen wie die 
entsprechende Bestimmung in § 19 Abs. 3. 

Absatz 4 regelt die Möglichkeit, daß ein weichen- 
der Erbe unter bestimmten Voraussetzungen ganz 
oder teilweise in Land abgefunden wird. Dadurch 
sollen Härten vermieden werden, die sich aus einer 
unnötig starren Handhabung der Grundsätze der 
§§ 17 ff. ergeben würden. Zwar würde es mit den 
Zielen, die im Zu weisungs verfahren verfolgt wer- 
den, nicht vereinbar sein, alle Wünsche der wei- 
chenden Erben nach Landabfindung bis zu der 
Grenze zu erfüllen, die sich für die Größe der zuzu- 
weisenden Besitzimg aus § 18 Abs. 1 Satz 1 ergibt. 
Denn diese Grenze ist als eine untere Grenze anzu- 
sehen und läßt im übrigen den Grundsatz unberührt, 
daß die Besitzung in ihrem vollen Umfange der Zu- 
v/eisung unterliegen soll. Satz 2 sieht aber vor, daß 
ein angemessener Landbedarf des Antragstellers be- 
rücksichtigt wird. Dabei ist in erster Linie an Fälle 
gedacht, in denen ein Miterbe sich ein Eigenheim 
oder ein Gebäude für seine Berufsausübung errich- 
ten will und ihm die Beschaffung eines passenden 
Baugrundstückes, das nicht zu der Besitzung gehört, 
nicht oder nur unter besonderen Opfern möglich 
wäre. 

Absatz 4 Satz 3 läßt das Erfordernis der Genehmi- 
gung des Veräußerungsvertrages, durch den eine 
Landabfindung vollzogen wird, wegfallen, weil die 
für eine Entscheidung über eine Genehmigung maß- 
gebenden Gesichtspunkte schon vom Gericht bei 
seiner Entscheidung berücksichtigt werden. 

Absatz 5 gibt dem Gericht die Möglichkeit, für das 
Innenverhältnis der Mit erben die Verpflichtung, die 
Nachlaßverbindlichkeiten zu tragen, abweichend von 
den Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs zu 
regeln. Die Bestimmung erscheint im Zusammenhang 
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mit der in Absatz 2 geschaffenen Regelung erforder- 
lich, weil nur so eine gerechte Bemessung der An- 
sprüche bei Anwendung des Absatzes 2 Satz 1 mög- 
lich ist. Denn im Anerbenrecht sind die Vorschriften 
über die Abfindung oft eng mit Spndervorschriften 
über die Verteilung der Nachlaß Verbindlichkeiten 
verknüpft (vgL z. B. die Vorschriften der §§ 12, 15 
des Entwurfs eines Höfegesetzes). 

Zu § 21 

Die Vorschrift gewährt den weichenden Erben Aus- 
gleichsansprüche auf nachträgliche Erhöhung der 
Abfindung, wenn der Erwerber die zugewiesene Be- 
sitzung ganz oder teilweise veräußert oder anderen 
Zwecken widmet. Sie beruht auf der Erwägung, daß 
die weichenden Erben bei der Zuweisung nach den 
Regeln der §§ 17 bis 20 meistens Opfer zu bringen 
haben, und daß es nicht gerecht wäre, es hierbei 
auch dann zu belassen, wenn der Erwerber die Be- 
sitzung nicht mehr für seine Landwirtschaft benutzt. 
Die Veräußerung könnte sonst dem Erwerber Vor- 
teile bringen, die durch den Zweck der Zuweisung 
nicht gerechtfertigt sind. Die Regelung entspricht 
dem § 13 des Entwurfs des Höfegesetzes. 

Absatz 1 Satz 1 stellt den Grundsatz auf, daß in den 
bezeichneten Fällen der Erwerber die Miterben so 
zu stellen hat, wie wenn er sich mit ihnen nach den 
Vorschriften des Bürgerlichen Gesetzbuchs ausein- 
andergesetzt hätte. Die von den Miterben gebrach- 
ten Opfer sollen also grundsätzlich voll ausgegli- 
chen werden. Voraussetzung dafür ist, daß die Ver- 
äußerung oder Widmungsänderung innerhalb 15 
Jahren nach dem Erwerb stattfindet. Die zeitliche 
Begrenzung erscheint erforderlich, weil nach Ablauf 
längerer Zeit eine gerichtliche Auseinandersetzung 
kaum noch möglich ist. Eine sachliche Begrenzung 
des vollen Ausgleichs ist bei der Veräußerung oder 
Widmungsänderung einzelner zur Besitzung gehö- 
render Gegenstände vorgesehen. Wenn deren Wert 
nicht mehr als ein Zehntel des Wertes der Besitzung 
ausmacht, soll die Veräußerung oder Widmungs- 
änderung wegen Geringfügigkeit der in Betracht 
kommenden Werte unberücksichtigt bleiben, 

Absatz 1 Satz 2 und Absatz 2 schränken den 
Grundsatz des Absatzes 1 Satz 1 in der Weise ein, 
daß die nachträgliche Erhöhung der Abfindung nicht 
verlangt werden kann, soweit besondere Umstände 
das Bedürfnis dafür nicht rechtfertigen. 

Absatz 3 erstreckt den Grundsatz des Absatzes 1 
Satz 1 auf Maßnahmen desjenigen, dem der Erwer- 
ber die Besitzung im Wege der vorweggenommenen 
Erbfolge übereignet hat. Da nach Absatz 1 Satz 2 der 
Übergabe vertrag selbst keinen Ausgleichsanspruch 
der Miterben begründet, sprechen hier die gleichen 
Gründe wie im Falle des Absatzes 1 Satz 1 für den ] 
nachträglichen Ausgleich. i 

Absatz 4 Satz 1 bestimmt, um Zweifel auszuschlie- 
ßen, daß die Ansprüche nach den Absätzen 1 bis 3 
vererblich und übertragbar sind. Satz 2 bestimmt 
eine Verjährungsfrist von 2 Jahren für die Aus- 
gleichsansprüche. Dadurch soll vermieden werden, 
daß der Erwerber längere Zeit darüber im Unge- 
wissen bleibt, ob die Miterben den Ausgleich ver- 
langen. 


FÜNFTER ABSCHNITT 
Landbewirtschaftung 

Zu § 22 

Die Gründe für die Aufnahme der Bestimmungen 
zur Sicherung einer ordnungsmäßigen Landbewirt- 
schaftimg ergeben sich aus der allgemeinen Begrün- 
dimg Abschnitt G. Durch die maßgebliche Einschal- 
tung einer Kommission, bestehend aus unabhän- 
gigen sachkundigen Personen, zur Begutachtung der 
Bewirtschaftimg eines landwirtschaftlichen Betrie- 
bes soll möglichst objektiv das Vorliegen der Vor- 
aussetzungen für ein Eingreifen nachgewiesen 
werden. Soll das Grundstück des Betroffenen be- 
treten werden (Wohnungen sind im Hinblick auf 
Artikel 13 GG ausgenommen) oder sollen an Ort 
und Stelle Untersuchungen durchgeführt werden, 
hat zuvor die Landwirtschaftsbehörde eine entspre- 
chende Anordnung zu treffen. Die Maßnahme selbst 
führt dann die Landwirtschaftsbehörde durch, wobei, 
der Zwangsverpachtung eine förmliche Aufforde- 
rung zur besseren Bewirtschaftxmg voranzugehen 
hat Selbstverständlich bleibt es der Landwirt- 
schaftsbehörde unbenommen, durch verstärkte Be- 
ratung, durch Vermittlung von Krediten, durch Bil- 
dung besonderer Beratimgsringe imd ähnliches eine 
Wiederherste llimg der ordnungsmäßigen Bewirt- 
schaftung zu versuchen, bevor sie zu Zwangs- 
maßnahmen schreitet. 

Zu § 23 

Die Zwangsverpachtung ist nach dem Vorbild des 
Bundes vertriebenengesetzes (§§ 58 ff.) geregelt. Die 
Landwirtschaftsbehörde soll nur ein Pachtverhältnis 
oder sonstiges Nutzungsverhältnis begründen kön- 
nen, Das Land wird im Sinne des Gesetzes zu ver- 
wenden sein, d. h, daß Einzelgrundstücke in erster 
Linie an Inhaber von Kleinbetrieben, lebensfähige 
Betriebe aber geschlossen zu verpachten sind. 

Zu § 24 

Wird das Grundstück nicht von Verfügungsberech- 
tigten genutzt, so muß die Landwirtschaftsbehörde 
die Möglichkeit haben, das Rechtsverhältnis zwi- 
schen dem Verfügungsberechtigten imd dem 
schlechten Bewirtschafter aufzuheben. Der Ver- 
fügungsberechtigte ist nach Aufhebung des bis- 
herigen Nutzimgsverhältnisses berechtigt, selbst 
über das Grundstück zu verfügen. Nur wenn er die 
erforderlichen Maßnahmen nicht ergreift oder nicht 
ergreifen kann, soll die Landwirtschaftsbehörde die 
Zwangsverpachtung anzuordnen befugt sein. 

Zu § 25 

Die Vorschrift ist zweckmäßig, da andernfalls nach 
der Zwangsverpachtung noch ein besonderes 
Räumimgsverfahren notwendig wäre. Die Besitz- 
einweisimg ist keine neue Rechtsform, sondern ein 
nach verschiedenen Enteignungsgesetzen, insbeson- 
dere auch nach § 60 Bundes vertriebenengesetz, 
übliches Rechtsinstitut. Sie bewirkt, daß ein beson- 
derer Bescheid über die Besitzeinweisimg nicht 
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erforderlidi ist. Die Verfügung über die Zwangs- 
verpachtung oder die geriditlidie Entscheidung ent- 
hält ohne weiteres die Besitzeinweisung. Von dem 
Zeitpunkt der Reditskraft ab stellt sie einen voll- 
streckbaren Titel dar. 

SECHSTER ABSCHNITT 
Verfahren 

Zu § 26 

Die örtliche Zuständigkeit ist nach dem Vorbild des 
§ 17 LPG und des § 10 LwVG geregelt. Eine beson- 
dere Vorschrift über das Verfahren bei örtlicher 
Unzuständigkeit der angerufenen Behörde (Abgabe- 
verpflichtimg, Abgabefrist vmd Fristennovation) ist 
im Hinblick auf die Bestimmungen der §§ 5 Abs. 1 
und 16 Abs. 3 erforderlich. Die Abgabe der Sache 
kann, weil eine etwaige Entscheidimg der Land- 
wirtschaftsbehörde an eine Frist gebunden ist, nur 
innerhalb dieser Frist erfolgen. Eine spätere Ab- 
gabe setzt die Frist nicht erneut in Lauf. Die Be- 
troffenen müssen vielmehr darauf vertrauen kön- 
nen, daß mit Ablauf der Frist die rechtsgeschäftliche 
Veräußerung unangreifbar geworden ist bzw. der 
Antrag auf eine Bieterlaubnis nicht mehr abgelehnt 
werden kann. 

Zu § 27 

Die Landwirtschaftsbehörde ist berechtigt, die Er- 
mittlungen anzustellen, die erforderlich sind, um 
eine sachgerechte Entscheidung zu treffen. Sie kann 
also das Grundstück besichtigen, die Beteiligten 
oder sonstige Personen, die zur Aufklärung bei- 
tragen können, hören, Auskünfte einholen usw. Um 
die Belange der Fbrstwirtschaft zu wahren, ist bei der 
Genehmigimg der Veräußerimg forstwirtschaftlicher 
Gnmdstücke die örtliche Forstbehörde zu betei- 
ligen. Durch diese Vorschrift erübrigen sich im Ge- 
setz weitere Vorschriften über die Genehmigung 
bei der Veräußerung forstwirtschaftlicher Grund- 
stücke. Im übrigen soll die Landwirtschaftsbehörde, 
falls Bedenken gegen die Genehmigung bestehen, 
und in allen anderen Verfahren die Beteiligten 
hören. Das Bemühen um die Verbesserung der 
Agrarstruktur muß auch vom Berufsstand mitgetra- 
gen werden, wenn es von Erfolg sein soll. Um den 
unterschiedlichen Gegebenheiten Rechnung zu tra- 
gen, soll es den zuständigen Ministem der Länder 
überlassen sein, nähere Bestimmungen über die Be- 
teiligung der Berufs Vertretung zu treffen 

Zu § 28 

Eine entsprechende Vorschrift findet sich bereits in 
§ 17 Abs. 3 LPG und in anderen geltenden Ge- 
setzen. Die Bestimmung des Absatzes 1 ist vor 
allem im Hinblick auf § 29 Abs. 3 GBO erforderlich. 
Sie gilt auch für Zeugnisse im Sinne des § 4 Abs. 2 
und § 5 Abs. 3 sowie für Bescheinigungen nach § 10 
Abs. 2. Die Pflicht zu einer Belehrung der Betei- 
ligten über das zulässige Rechtsmittel ist an- 
gebracht, da die Beteiligten häufig keinen Rechts- 
berater haben. 


Zu § 29 

Hat die Landwirtschaftsbehörde nicht uneinge- 
schränkt genehmigt oder eine der anderen auf- 
geführten Entscheidrmgen getroffen, kann sich ein 
gerichtliches Verfahren nach den Vorschriften des 
Gesetzes über das gerichtliche Verfahren in Land- 
wirtschaftssachen anschließen. Das Gericht steht 
einem Genehmigungsantrage frei gegenüber und 
kann wie die Landwirtschaftsbehörde den Vertrag 
genehmigen, notfalls unter Auflagen oder mit Be- 
dingvmgen, oder nicht genehmigen. Es ist durch die 
Vorentscheidung der Landwirtschaftsbehörde nicht 
gebunden. 

Zu § 30 

Die bisher im Genehmigungsverfahren erhobenen 
Gebühren und Auslagen haben immer wieder An- 
laß zu Verärgerung und Kritik gegeben. Es er- 
scheint auch in der Tat nicht berechtigt, Gebühren 
und Auslagen für ein Verfahren zu erheben, das 
im öffentlichen Interesse und nicht im Interesse der 
Beteiligten durchgeführt wird. Auch für die Über- 
prüfung eines Landpachtvertrages besteht Ge- 
bührenfreiheit (§ 17 Abs. 1 LPG). 

Zu § 31 

Auch wenn bei einem Veräußerungsgeschäft, an 
dem eine Gemeinde oder ein Gemeinde verband be- 
teiligt ist, die Dienstaufsichtsbehörde tätig wird, 
werden die Verfahrens Vorschriften, wie sie beim 
Verfahren vor den Landwirtschaftsbehörden gelten, 
entsprechend angewandt. Insbesondere ist sicher- 
gestellt, daß auch die Entscheidimgen der Dienst- 
aufsichtsbehörde als Genehmigungsbehörde durch 
das Landwirtschaftsgericht und nicht durch das Ver- 
waltungsgericht überprüft werden können. 

Zu § 32 

Das Gesetz über das gerichtliche Verfahren in Land- 
wirtschaftssachen muß in verschiedenen Punkten an 
die neuen Vorschriften angepaßt werden. 

Nr. 1: § 1 Nr. 2 und 3 sind in ihrer Formulierung 
auf KRG Nr. 45 abgestellt. Das ist zu ändern. § 1 
Nr. 4 ist zu erweitern, da nach § 7 Abs. 2 RSErgG 
die Zuständigkeit des Landwirtschaftsgerichts sach- 
lich erweitert wird. 

Nr. 2 enthält für Absatz 1 des § 36 eine redaktio- 
nelle Änderung, da § 1 Nr. 2 geändert worden ist. 
Der neue Absatz 2 bringt die Geschäftswert- und 
Gebührenbestimmvmg für eine geriAtliche Entschei- 
dung über die Bieterlaubnis. Sie lehnt sich an 
Absatz 1 an. 

Nr. 3: Der neue § 36 a übernimmt in Absatz 1 und 2 
inhaltlich die Regelung des § 44 Abs. 2 und § 45 
Abs. 3 LVO. Absatz 3 bringt eine Ergänzung, die 
sich sinngemäß an die bisherige Regelung zur Höfe- 
ordnung (§ 44 Abs. 3 c) anlehnt, 

Nr. 4: § 37 ist zu vereinfachen, weil auch die Vor- 
schriften über die Landbewirtschaftung entspre- 
chend vereinfacht worden sind. 
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Nr, 5: § 37 a ist ne^ aufzunehmen, um die kosten- j 
reditiidien Bestimmungen in den zur Zeit noch gel- 
tenden Gesetzen der Länder voll ersetzen zu kön- 
nen. Der Geschäftswert stimmt mit der bisherigen 
Regelung in den Ländern der britischen und ameri- 
kanischen Zone überein. Die vorgesehene Erhebung 
der vollen Gebühr stellt einen Mittelweg zwischen 
der in der britischen und der in der amerikanischen 
Zone geltenden Gebührenregelung dar. Auch für 
die französische Zbne bedeutet die vorgesehene 
Neuregelung keine wesentliche Änderung, da kaum 
Fälle Vorkommen können, in denen die nach § 37 a 
zu berechnende Gebühr außerhalb "des dort bisher 
geltenden Gebührenrahmens liegt. 

Nr. 6: § 38 ist entsprechend der Neufassung des 1 
Nr. 4 zu ergänzen. 

Nr. 7: Redaktionelle Änderung, die sich aus der 
Einfügung des § 37 a ergibt. 

SIEBENTER ABSCHNITT 
Siedlungsrechtliche Vorschriften 

Zu § 33 

Mit Rücksicht auf die verfahrensmäßige Verbindung 
des Genehmigungsverfahrens mit dem Verfahren 
auf Ausübung des Vorkaufsrechts und zur Erwei- 
terung des siedliingsrechtlichen Vorkaufsrechts im 
Sinne der Verbesserung der Agrarstruktur sind 
Änderungen des Reichssiedlungsgesetzes (§ 33 
Abs. 1), des RSiedlimgsergänzungsgesetzes (Ab- 
satz 2) und der Vorkauf srechtsv^ordnung (Absatz 3) 
notwendig. 

Absatz 1 Nr. 1: Während bisher schon Behörden 
und Anstalten des öffentlichen Rechts als Siedlungs- 
untemehmen im Sinne des Reichssiedlimgsgesetzes 
anerkannt werden konnten, wird diese Vorschrift 
dahin erweitert, daß auch die Teilnehmergemein- 
schaft nach dem Flurbereinigungsgesetz und son- 
stige juristische Personen, die sich mit praktischen 
Arbeiten zur Verbesserxmg der Agrarstruktur be- 
fassen, als Siedlungsimtemehmen und damit für die 
Ausübung des Vorkaufsrechts (Nr. 2) zugelassen 
werden können. Gerade in Gebieten, in denen eine 
Flurbereinigung durchgeführt werden soll, kann die 
Ausübung des Vorkaufsrechts durch die Teil- 
nehmergemeinschaft die Durchführung der Flur- 
bereinigung unter Umständen wesentlich fördern. 
Außerdem werden auf die Dauer die gemein- 
nützigen Siedlimgsuntemehmen allein nicht in der 
Lage sein, die mit der Verbesserimg der Agrar- 
struktur verbimdenen Aufgaben zu übernehmen. In 
der Erweitenmg des Kreises der Vorkaufsberech- 
tigten kommt zum Ausdruck, daß das Vorkaufs- 
recht nicht nur zu den in § 1 genannten Zwecken, 
sondern auch zur sonstigen Verbesserung der 
Agrarstruktur ausgeübt werden kann. Es ergibt sich 
das auch noch aus § 9 imd RSiedlimgsergänzungs- 
gesetz § 6. 

Nr. 2: Das Vorkaufsrecht besteht, wenn ein Grund- 
stück durch Kaufvertrag veräußert wird. Obwohl 
§ 11 RSG, der nach seiner Auslegung in der Praxis 


hauptsächlich Umgehungsgeschäfte erfassen sollte, 
aufgehoben wird, werden jetzt etwaige Um- 
gehungsges.chäfte mit dem Ziel, das Vorkaufsrecht 
auszuschalten, nicht etwa gutgeheißen, sondern sie 
sind im Wege der Auslegimg zu prüfen. Enthalten 
sie ' einen verschleierten Kaufvertrag, bleibt das 
Vorkaufsrecht anwendbar. Im übrigen liegt die 
Äußerung der Bestimmung darin, daß die Verbin- 
dung mit dem Gnmdstück Verkehrsgesetz her- 
gestellt wird. Das Vorkaufsrecht erstreckt sich auf 
alle die bestimmte Größe übersteigenden Grund- 
stücke, deren Veräußerung genehmigxmgsbedürftig 
ist. Jedoch sind die Fälle ausgenommen, in denen 
die Genehmigung nach § 7 des Grundstückverkehrs- 
gesetzes zu erteilen ist, weil sie praktisch sowieso 
nicht für ein Vorkaufsrecht in Betracht kommen. 

Absatz 2 ist erforderlich, um den Vertragsparteien 
die Möglichkeit zu nehmen, sich daraiif zu berufen, 
daß der Kaufvertrag wegen unrichtiger Preisangabe 
nichtig sei. Darum muß kraft Gesetzes das beurkun- 
dete Entgelt als vereinbart bezeichnet werden. 

Mit Absatz 3 soll der bis zum Erlaß der Vorkaufs- 
rechtsverordnung bestehende Rechtszustand wieder- 
hergestellt werden, daß die Landesregierungen die 
Größe der dem Vorkaufsrecht unterliegenden 
Grundstücke nach oben und unten abweichend fest- 
setzen können. Dabei werden sie darauf zu achten 
haben, daß, wenn sie Freigrenzen für den Gnmd- 
stücksverkehr bestimmen (ygl. § 2 Abs. 3 Buch- 
stabe b), die Vorkaufsrechtsgrenze nicht geringer 
sein kann. Die Herabsetzung der Grenze wird für 
Gebiete in Frage kommen, in denen besondere 
agrarstnikturelle Probleme zu lösen sind. Damit der 
Gruridstücksverkehr aber nicht uimötig behindert 
wird, ist vorgesehen, daß eine geringere Grund- 
stücksgröße als 2 ha nur für bestimmte Zeit fest- 
gesetzt werden kann. 

Absatz 4: Während das gemeinnützige Siedlungs- 
untemehmen im Sinne des § 1 Abs. 1 RSG nach 
wie vor das Vorkaufsrecht kraft Gesetzes für sei- 
nen Bezirk hat, kann es aber dieses Vorkaufsrecht 
in Zukunft nicht ausüben, soweit für den einzelnen 
Fall oder allgemein die Siedlungsbehörde ein an- 
deres Siedlungsunternehmen als vorkaufsberechtigt 
bestimmt hat. 

Nr. 3: Die Neufassung des § 6 Abs. 1 RSG berück- 
sichtigt die verfahrensmäßige Koppelung des Vor- 
kaufsrechtsverfahrens mit dem Genehmigungs- 
verfahren. Danach legen nicht mehr die Vertrags- 
parteien dem Siedlungsuntemehmen den Vertrag 
zur Erklärung über die Ausübimg des Vorkaufs- 
rechts vor, sondern diese Mitteilung übernimmt die 
Genehmigungsbehörde, imd zwar legt sie die Ver- 
träge der Siedlungsbehörde vor, die ihrerseits das 
vorkaufsberechtigte Siedlungsuntemehmen zur Er- 
klärimg über die Ausübung des Vorkaufsrechts 
auffordert. Will das Siedlungsuntemehmen das 
Vorkaufsrecht ausüben, so geht seine Erklärung 
über die Siedlungsbehörde der Genehmigungs- 
behörde zu, die ihrerseits die Erklärimg mit den 
Wirkungen des § 501 BGB an den Verkäufer weiter- 
leitet (vgl. hierzu auch die Erläuterimgen zu § 11). 
Es bleibt also das gemeinnützige Siedlungsunter- 
nehmen die vorkaufsberechtigte Stelle, und durch 
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die Einschaltung der Siedlungs- und Genehmigungs- 
behörde wird hieran nichts geändert. Ist die Geneh- 
migung erteilt oder gilt sie nach § 5 Abs. 2 des 
Grunds tüdcverkehrsgesetzes als erteilt, kommt die 
Ausübung des Vorkaufsrechts nicht mehr in Be- 
tracht, da der Geriehmigungsbescheid das Verfahren 
abschließt. 

Nr. 4: Eine besondere Frist zur Ausübung des Vor- 
kaufsrechts für den Vorkaufsberechtigten braucht 
nicht mehr gesetzt zu werden. Nach der neuen Re- 
gelung kann das Vorkaufsrecht wirksam nur inner- 
halb der Frist des § 5 des Grundstücicverkehrs- 
gesetzes ausgeübt werden. Lediglich die Frist zur 
Besichtigimg des Grundstücks mußte dieser neuen 
Fristbestimmung angepaßt werden. Auf den mög- 
lichen Fall, daß der Vorkaufsberechtigte an der 
Besichtigung gehindert wird, nimmt § 1 1 Abs. 3 des 
Grundstückverkehrsgesetzes Rücksicht. 

Nr. 5: Die Bezugnahme auf die Bestimmimgen des 
BGB in § 8 Abs. 1 ist der Neuregelung anzupassen. 

Der im bisherigen § 8 Abs. 3 RSG geregelte Tat- 
bestand entfällt in Zukunft. Infolgedessen kann 
diese Bestimmung aufgehoben werden. 

Nr. 6: Die geringfügige textliche Änderimg ist da- 
durch bedingt, daß nach der Neufassung des § 4 
nicht nur das gemeinnützige Siedlungsuntemehmen 
vorkaufsberechtigt ist, sondern es gegebenenfalls 
auch andere Siedlungsunternehmen sein können. 

Nr. 7: Der bisherige § 10 ist überflüssig geworden, 
weil durch die Verbindimg des Genehmigungsver- 
fahrens mit dem Verfahren auf Ausübung des Vor- 
kaufsrechts für den Grundbuchbeamten die Eintra- 
gung einer Eigentumsändenmg nur in Betracht 
kommt, wenn der Genehmigungsbescheid vorliegt. 
Ist der Vertrag genehmigt, scheidet die Ausübung 
des Vorkaufsrecht aus (§ 6 RSG). 

Der bisherige § 11 ist praktisch überflüssig, weil 
sich das siedlimgsrechtliche Vorkaufsrecht seinem 
Inhalt nach nur auf Kaufverträge erstrecken kann. 
Umgehungsgeschäfte, die bisher durch § 11 erfaßt 
werden sollten, können im Wege der Auslegung 
wie Kaufverträge behandelt werden. Die Zwangs- 
versteigerung besonders vorzusehen, erübrigt sich, 
weil jedem Siedlungsuntemehmen ohne Bieterlaub- 
nis freisteht (§ 14 Abs. 1 Buchstabe a), sich an 
Zwangsversteigerungen zu beteiligen. Da von ein- 
geleiteten Zwangsversteigerungen der Landwirt- 
schaftsbehörde jMitteilung zu machen ist, reicht es 
aus, wenn durA Verwaltungsanordnungen sicher- 
gestellt wird, daß die Landwirtschaftsbehörde von 
Zwangsversteigerungen gegebenenfalls der Sied- 
lungsbehörde Kenntnis gibt 

Absatz 2 Nr. 1; Gegen die Beibehaltung der in § 6 
Abs. 2, 3 des RSiedlungsergänzungsgesetzes vor- 
gesehenen Möglichkeit der Kaufpreisherabsetzxmg 
bestehen aus dem Gesichtspimkt des Artikels 14 
GG Bedenken. Außerdem ist der Vorschrift in der 
Vergangenheit keine Bedeutung zugekommen, und 
sie wird sie auch voraussichtlich in Zukimft nicht 
haben, weil im Falle ihrer Beibehaltung den Par- 
teien das Rücktrittsrecht eingeräumt werden müßte. 
Außerdem wäre es notwendig, das Verfahren neu 


zu regeln, weil der Ausschluß des Rechtsweges dem 
Gmndgesetz widerspricht. 

Nr. 2: Durcii die Ändenmg der vorkaufsrechtlichen. 
Bestimmungen des Reichssiedlungsgesetzes wird die 
Verordnung über das Vorkaufsrecht nach dem 
Reichssiedlungsgesetz überflüssig. Sie soll infolge- 
dessen aufgehoben werden (vgl. Absatz 3). Von 
sachlicher Bedeutung bleibt jedoch Artikel 5 Abs. 1 
der Vorkaufsrechts Verordnung. Diese Vorschrift soll 
infolgedessen mit der durch den Wegfall des 
Reichserbhofgesetzes gebotenen Änderung in das 
Siedlungsergänzungsgesetz aufgenommen werden. 
Außerdem ist die Vorschrift insoweit ergänzt, als 
klarzustellen war, daß das Vorkaufsrecht auch all- 
gemein zur Verbesserung der Agrarstruktur aus- 
geübt werden kann. 

Nr. 3; Die verfahrensmäßige Bestimmung für die 
Entscheidung über den Ersatz oder Entschädigungs- 
anspruch bei Aufhebxmg eines Pachtverhältnisses 
steht nicht mehr im Einklang mit dem Grundgesetz. 
Es erscheint zweckmäßig, bei dieser Gelegenheit der 
Änderung des Siedlungsergänzungsgesetzes auch 
diese Vorschrift zu ändern imd die Entscheidung 
dem auch sonst für die Entscheidung in Landwirt- 
schaftssachen zuständigen Gericht zu übertragen. 

Absatz 3: Die Aufhebung der Vorkaufsrechtsver- 
ordnung ist bedingt durch die Änderung der vor- 
kaufsrechtlichen Bestimmungen des Reichssiedlungs- 
gesetzes — vgl. die Begründung zur Änderung 
des § 4 RSG (§ 33 Abs. 1 Nr. 2) und des § 6 des 
Siedlungsergänzimgsgesetzes (§ 33 Abs. 2 Nr, 2). 

ACHTER ABSCHNITT 

Zusatz-, Übergangs- und Schlußbestimmungen 
Zu § 34 

Zwar darf die Eintragung eines Erwerbers auf Grund 
einer genehmigungspflichtigen Veräußerung nur 
erfolgen, wenn die Genehmigung nachgewiesen 
wird. Eine Umgehung der Genehmigungspflicht ist 
aber in der Weise möglich, daß das Veräußerungs- 
geschäft zwar abgeschlossen und der Besitz des 
Grimdstücks übertragen, die Eintragung ins Grund- 
buch aber nicht beantragt wird. Eine solche Umge- 
hung muß mit einer empfindlichen Geldbuße ge- 
ahndet werden können. Eine kriminelle Strafe 
braucht nicht angedroht zu werden. Mit einer Geld- 
buße soll auch die Nichteinhaltung einer Auflage 
geahndet werden. 

Zu § 35 

Soweit über Genehmigungsanträge bis zum Inkraft- 
treten des Gesetzes entschieden worden ist, muß es 
dabei verbleiben. Auflagen bleiben bestehen. Das 
Vorkaufsrecht kann nur nach den bisherigen Be- 
stimmungen ausgeübt werden, weil eine überlei- 
timg des Verfahrens in die durch dieses Gesetz ab- 
geänderten Bestimmungen zur Ausübung des Vor- 
kaufsrechts technisch nicht möglich ist. Das gilt 
auch, wenn ein Rechtsbehelf gegen eine Entschei- 
dung eingelegt wird. 
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Überleitungsvorschriften sind insofern notwendig, 
als die Fristen des § 5 Abs. 1 in Lauf gesetzt werden 
müssen. Da das Gesetz erst einige Zeit nach seiner 
Verkündung in Kraft treten wird, ist die vorgese- 
hene Regelung tragbar. 

Für Genehmigungsanträge, die nach den bisherigen 
Bestimmungen beim Landwirtschaftsgericht gestellt 
worden sind und über die noch nicht entschieden 
worden ist, muß eine Regelung in dem Sinne ge- 
troffen werden, daß sie an die Genehmigungs- 
behörde übergehen, da nur auf diesem Wege die 
siedlungsrechtlichen Bestimmungen beachtet wer- 
den können. Hat jedoch bereits ein Gericht in erster 
Instanz entschieden, so bleibt es dabei. Ebenso ist 
das Verfahren fortzusetzen, wenn gegen eine Ent- 
scheidung der Landwirtschaftsbehörde das Landwirt- 
schaftsgericht angerufen worden ist. Dann ist für 
die Entscheidimg über die Genehmigung zwar neues 
Recht anzuwenden, das Verfahren zur Ausübung 
des Vorkaufsrechts richtet sich jedoch noch nach 
den alten Bestimmungen des RSG, Entfällt die Ge- 
nehmigungspflicht nach den neuen Vorschriften, ist 
das Verfahren einzustellen. Es kann auf Antrag je- 
doch ein Zeugnis nach § 4 Abs. 2 erteilt werden. 

Da die Vorschriften über Gebote in der Zwangs- 
versteigerung noch nicht in Kraft treten (§ 41), 
dürfen Entscheidungen über Bieterlaubnisse nach 
den bisherigen Vorschriften nicht mehr beachtet 
werden. 

Auflagen, die bei einer Genehmigung vor Inkraft- 
treten des Gesetzes gemacht worden sind, gelten 
fort. Werden sie nicht erfüllt, kann das als Ord- 
nungswidrigkeit nach § 34 geahndet werden. Würde 
die Auflage nach den neuen Bestimmungen nicht 
mehr zulässig sein, kann dem dadurch Rechnung- 
getragen werden, daß eine Maßnahme nach § 34 
nicht ergriffen wird. 

Zu § 36 

Die Anwendung der Vorschriften der §§17 bis 20 
über die Zuweisung einer Besitzung auf Fälle, in 
denen diese vor dem Inkrafttreten dieser Vorschrif- 
ten auf eine Erbengemeinschaft übergegangen ist, 
würde insoweit in eine feste Rechtsstellimg der 
Miterben eingreifen, als bisher eine Zuweisung 
gesetzlich nicht vorgesehen war. 

Absatz 1 Satz 1 beschränkt daher die Geltung der 
§§17 bis 20 auf diejenigen vor ihrem Inkrafttreten 
eingetretenen Fälle der Erbengemeinschaft, für die 
schon nach bisher geltendem Recht die Zuweisung 
zulässig war, nämlich auf Grund des Artikels VI 
Abs. 17 der Verordnung Nr. 84 der früheren briti- 
schen Militärregierung in den Ländern Hamburg, 
Niedersachsen, Nordrhein-Westfalen und Schleswig- 
Holstein. 

Absatz 1 Satz 2 bestimmt zur Klarstellung, daß 
über die Anträge, die nach den bisher geltenden 
Bestimmungen gestellt und noch nicht rechtskräftig 
erledigt sind, nach den Vorschriften der §§17 bis 20 
zu entscheiden ist. 

Absatz 2 beschränkt die Anwendbarkeit des § 21 
über den nachträglichen Ausgleich zwischen den 


Miterben auf die Fälle, in denen die Zuweisung auf 
Grund der §§ 17 bis 20 erfolgt. § 21 soll also die 
Rechtsstellung derjenigen unberührt lassen, die vor 
dem Inkrafttreten der §§ 17 bis 20 auf Grund des 
erwähnten Artikels VI Abs. 17 der Verordnung 
Nr. 84 eine Besitzung im Wege der Zuweisung er- 
worben haben. Diese Einschränkung erscheint 
geboten, weil die Erstreckung des § 21 auf die alten 
Zuweisungsfälle einen Eingriff in die Rechtsstellung 
bedeuten würde, die der Zuweisungsempfänger auf 
Grund der Zuweisung schon erworben hatte. Die 
Frage, ob § 13 HöfeO in den alten Fällen entspre- 
chend anwendbar ist, kann hier dahingestellt blei- 
ben. 

Zu § 37 

Die Übergangsbestimmung ist erforderlich, da das 
Gesetz nur noch die Möglichkeit der Zwangsver- 
pachtung, aber keine sonstigen Maßnahmen zur 
Sicherung der Landb^wirtschaftung kennt. Beson- 
dere Vorschriften über die Abwicklung dieser Maß- 
nahmen sind bei der Aufforderung zur besseren 
Bewirtschaftung und bei der Bestellung einer Auf- 
sichtsperson nicht erforderlich. Nur für die Treu- 
handverwaltung muß eine Regelung getroffen wer- 
den, wonach die bisherigen, nach § 41 aufgehobenen 
Bestimmungen für die Abwicklung maßgebend 
bleiben. 

Zu § 38 

Die Vorschriften über Preisbildung sind bei der 
vorgesehenen Überwachung des Grundstücksver- 
kehrs und den möglichen Gründen zur Versagung 
einer Genehmigung entbehrlich, zumal auch bisher 
schon in der Rechtsprechung der Landwirtschafts- 
gerichte überwiegend die Beachtung der Preisstopp- 
bestimmungen nur im Rahmen der Versagungs- 
gründe nach KRG Nr. 45 für zulässig gehalten wor- 
den ist. 

Zu § 39 

Die Übergangsregelung entspricht dem § 59 Satz 2 
LwVG. 

Zu § 40 

Diese Bestimmung enthält die übliche Berlin-Klausel, 

Zu § 41 

Es ist eines der Hauptanliegen des Gesetzes, eine 
Bereinigung der Vorschriften über den Grundstücks- 
verkehr vorzunehmen und alle Beschränkungen im 
ländlichen Grundstücksverkehr, die nicht unbedingt 
notwendig sind, aufzuheben. Für Bayern bleibt, wie 
sich aus § 3 Abs, 1 Buchstabe d ergibt, das bayeri- 
sche Almgesetz erhalten. Von den Ausführungs- 
vorschriften zum KRG Nr. 45 bleiben im wesent- 
lichen nur noch diejenigen in Kraft, die sich mit der 
Aufhebung und Abwi(i:lung des Erbhofrechts be- 
fassen. Das KRG Nr. 45 selbst verliert im Geltungs- 
bereich dieses Gesetzes seine Wirksamkeit mit Aus- 
nahme der Übergangsvorschrift in Artikel XII 
Abs. 2, 
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Anlage 2 


Der Präsident des Bundesrates Bonn, den 29. November 1957 


An den 

Herrn Bundeskanzler 


Auf das Schreiben vom 8. November 1957 — 6 — 71001 — 
1366/57 — beehre ich mich mitzuteilen, daß der Bundesrat in 
seiner 185. Sitzung am 29. November 1957 gemäß Artikel 76 
Abs. 2 des Grundgesetzes zu dem 

Entwurf eines Gesetzes über Maßnahmen zur 
Verbesserung der Agrarstruktur und zur 
Sicherung land- und forstwirtschaftlicher 
Betriebe (Grundstück Verkehrsgesetz) 

die in seiner 166. Sitzung am 23. November 1956 zu dem Ent- 
wurf beschlossene Stellungnahme in der sich aus der Anlage 
ergebenden Fassung erneut beschlossen hat. 

Im übrigen erhebt der Bundesrat gegen den Entwurf keine 
Einwendungen. 

Der Bundesrat ist der Ansicht, daß das Gesetz seiner Zu- 
stimmung bedarf. 


Steinhoff 

Vizepräsident 
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Stellungnahme des Bundesrates 

! 4. Zu § 4 


1 . 

1. Zu 1 und 2 

a) In § 1 Abs. 2 sind die Worte „ , sowie die | 
Fischerei in Binnengewässern" und 

b) in § 2 Abs. 3 Buchstabe a die Worte „sowie j 

von selbständigen Fischereirechten'' ; 

zu streichen. 

Begründung zu a) und b) 

Eine Gesetzgebungskompetenz des Bundes 
für die Regelung der Binnenfischerei kann 
aus Artikel 74 GG nicht hergeleitet werden. 
Falls aber die Gesetzgebungskompetenz des 
Bundes zu bejahen wäre, besteht kein Be- 
dürfnis zur bundesgesetzlichen Regelung im 
Sinne von Artikel 72 Abs. 2 GG, da die tat- 
sächlichen und rechtlichen Verhältnisse der 
Binnenfischerei in den einzelnen Ländern 
verschiedenartig sind. I 

I 

2. Zu § 2 j 

In § 2 Abs. 2 Buchstabe c sind die Worte „für j 
eine juristische Person" zu streichen. | 

Begründung 

Nießbrauchrechte werden zwar in der Regel nur ' 
im Familienbereich bestellt; insofern würde eine 
Einbeziehung der Bestellung eines Nießbrauchs 
in die Grundstückskontrolle nicht erforderlich 
erscheinen. Diesem Gedanken wird durch die 
vorgesehene Ergänzung zu § 7 Rechnung ge- | 
tragen [vgl. 6. a)]. 

Im übrigen erscheint es aber notwendig, die 
Bestellung von Nießbräuchen zur Vermeidung 
von Umgehungsgeschäften unter Kontrolle zu 
stellen. 

3. Zu § 3 

a) In § 3 Abs. 1 sind die Worte „auf Genehmi- 
gung" zu streichen. 

b) In § 3 Abs. 1 Satz 1 und durchgehend im ■ 
Gesetzentwurf ist das Wort „Landwirtschafts- 
behörde" jeweils zu ersetzen durch das Wort 
„Genehmigungsbehörde". 

Begründung zu a) und b) 

Die Dispositionsfreiheit der Länder für die 
Regelung der Zuständigkeit von Verwal- 
tungsbehörden sollte grundsätzlich durch Bun- 1 
desgesetze nicht eingeschränkt werden (vgl. | 
auch die Stellungnahme des Bundesrates zum | 
Entwurf eines Atomgesetzes — Druck- i 
Sache 3026 der 2. Wahlperiode). 

c) § 3 Abs. 1 Satz 2 ist zu streichen. 
Begründung 

Folge der Ergänzung des § 4 Abs. 1 Buch- 
stabe a. 


a) In § 4 Abs. 1 ist zwischen den Buchstaben a 
und b folgender neuer Buchstabe aa einzu- 
fügen: 

„aa) eine Gemeinde oder ein Gemeindever- 
band an der Veräußerung beteiligt ist 
und das veräußerte Grundstück im Ge- 
biet der beteiligten Gemeinde oder des 
beteiligten Gemeindeverbandes gelegen 
ist, ". 

Begründung 

Auch Gemeinden und Geineindeverbände 
müssen von der Genehmigungspflicht befreit 
sein, soweit es sich um den Grundstückver- 
kehr innerhalb ihrer Grenzen handelt. An- 
dererseits dient es einer organischen Len- 
kung des Grundstückverkehrs, wenn jeder 
unkontrollierte Erwerb landwirtschaftlicher 
Grundstücke durch Gemeinden und Ge- 
meindeverbände außerhalb ihres Bezirks 
verhindert wird. 

b) In § 4 Abs. 1 ist hinter dem Buchstaben aa 
folgender Buchstabe bb einzufügen: 

„bb) eine ausschließlich kirchlichen, gemein- 
nützigen oder mildtätigen Zwecken 
dienende Körperschaft, Anstalt oder 
Stiftung des öffentlichen Rechts, eine 
mit den Rechten einer Körperschaft des 
öffentlichen Rechts ausgestattete Reli- 
gionsgesellschaft oder eine den Auf- 
gaben einer solchen Religionsgesell- 
schaft dienende rechtsfähige Anstalt, 
Stiftung oder Personenvereinigung als 
Vertragsteil an der Veräußerung betei- 
ligt ist,". 

Begründung 

Die Beschränkung der Ausnahme von der 
Genehmigungspflicht auf den Bund, die Län- 
der, Gemeinden und Gemeindeverbände ist 
zu eng. Eine Aufhebung dieser Beschränkung 
ist für die mit den Rechten einer Körper- 
schaft des öffentlichen Rechts ausgestattete 
Religionsgesellschaft und die ihren Aufgaben 
dienenden Anstalten und Stiftungen ebenso 
notwendig wie für Körperschaften, Anstal- 
ten oder Stiftungen des öffentlichen Rechts, 
die ausschließlich allgemein kirchlichen, ge- 
meinnützigen oder mildtätigen Zwecken zu 
dienen bestimmt sind. Die vom Land Bayern 
beantragte Fassung berücksichtigt nur die 
ausschließlich kirchlichen Anstalten und Stif- 
tungen. Auch bei öffentlich-rechtlichen Kör- 
perschaften, Anstalten oder Stiftungen, die 
allgemein ausschließlich kirchlichen, gemein- 
nützigen oder mildtätigen Zwecken zu dienen 
bestimmt sind, ist die Gewähr gegeben, daß 
der Grundbesitz nach sozialen und agrar- 
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wirtschaftlichen Gesichtspunkten verwaltet j 
wird. Diese Einrichtungen sind im übrigen 
ebenfalls erst dadurch in die Genehmigungs- 
pflicht einbezogen worden, daß die in natio- 
nalsozialistischer Zeit ergangene Neufassung 
der Grundstückverkehrsbekanntmachung vom 
26. Januar 1937 (RGBl. S. 35) allgemein für 
öffentlich-rechtliche Körperschaften die bis 
dahin geltende Freistellung aufgehoben hat. 

c) In § 4 Abs. 1 ist in Buchstabe b vor dem 
Wort „dient" einzufügen: „oder der Errich- 
tung von Kleinsiedlungen nach den hierfür 
geltenden Bestimmungen oder zur Errichtung 
von Kleinwohnungen oder Kleingärten durch 
öffentlich-rechtliche Körperschaften oder 
durch Wohnungs- oder Kleingartenunterneh- 
men". 

Begründung 

Nach der bisherigen Rechtslage (§ 3 der 
'Grundstückverkehrsbekanntmachung vom 
26. Januar 1937 — Artikel III Nr. 4 Buch- 
stabe b der Mil.-Reg.-VO Nr. 84) galt für 
Rechtsgeschäfte, die der Errichtung von 
Kleinsiedlungen, Kleinwohnungen und Klein- 
gärten dienten, die Genehmigung der Ge- 
nehmigungsbehörde weitgehend als erteilt. 
Nach dem Entwurf ist nunmehr eine zusätz- 
liche Genehmigung der Landwirtschaftsbe- 
hörden erforderlich, so daß also durch den 
Entwurf die übermäßig große Anzahl der zur 
Zeit erforderlichen Genehmigungen noch ver- 
mehrt wird. Hierin liegt eine erhebliche, nach 
den bisherigen Erfahrungen unnötige und 
auch zeitraubende Erschwerung für den Woh- 
nungsbau. 

d) Die Bundesregierung wird aufgefordert, im 
weiteren Gesetzgebungsverfahren der Tat- 
sache Rechnung zu tragen, daß § 4 Abs. 1 
Buchstabe c darauf aufgebaut ist, daß das 
Bundesbaugesetz spätestens gleichzeitig mit 
dem Grundstückverkehrsgesetz ergeht. Sollte 
das nicht der Fall sein, so müßte der (beson- 
ders in den beiden Hansestädten) zum Teil 
abweichenden baurechtlichen Regelung Rech- 
nung getragen werden. 

e) Die Bundesregierung wird aufgefordert, im 
weiteren Gesetzgebungsverfahren zu prüfen, 
ob der bisherige Absatz 2 des § 4 nicht 
zweckmäßiger in einen besonderen § 4 a auf- 
genommen wird, da das Negativattest nicht 
nur in den Fällen des § 4 Abs. 1 in Frage 
kommt. 

5 Zu § 5 

a) In § 5 Abs. 2 sind die Worte „zur Post gibt" 
zu ersetzen durch das Wort „zustellt". 

Begründung 

Das Erfordernis der Zustellung innerhalb der 
Fristen des § 5 Abs. 2 dient der Rechtssicher- 
heit und vermeidet das Auseinanderfallen 
der für § 5 Abs. 2 einerseits und für § 29 an- 
dererseits maßgeblichen Zeitpunkte. Außer- 


dem ist die in § 5 Abs. 2 vorgesehene „Auf- 
gabe zur Post" im Hinblick auf § 28 Abs. 2 
zu eng, da die Zustellungsgesetze noch an- 
dere Möglichkeiten der Zustellung vorsehen. 

b) In § 5 ist Absatz 2 durch folgenden Satz 2 zu 
ergänzen: 

„Das gilt auch dann, wenn das Vorkaufsrecht 
nicht wirksam ausgeübt ist." 

Begründung 

Der Entwurf schließt in § 5 Abs. 2 die Fiktion 
der Genehmigung durch Fristablauf bereits 
durch die Mitteilung über die Ausübung des 
Vorkaufsrechts aus und geht sowohl hier als 
auch in den §§ 11 und 33 Abs. 1 Nr. 3 (§ 6 
Abs. 1 RSG) davon aus, daß die Ausübung 
des Vorkaufsrechts wirksam erfolgt. Es sind 
jedoch auch die Fälle zu erfassen, in denen 
eine wirksame Ausübungserklärung nicht 
vorliegt oder sich herausstellt, daß die Vor- 
aussetzungen für die Ausübung des Vor- 
kaufsrechts nicht Vorgelegen haben, z. B. weil 
ein Fall des § 7 gegeben ist. Es ist angebracht, 
auch in solchen Fällen am Grundsatz des § 5 
Abs. 2 festzuhalten. 

6. Zu § 7 

a) In § 7 Nr. 1 sind hinter den Worten „über- 
tragen wird" die Worte „oder an einem 
Grundstück ein Nießbrauch bestellt wird" und 
hinter dem Wort „Erwerber" die Worte „oder 
Nießbraucher" einzufügen. 

Begründung 

Da die Nießbrauchbestellung durch die in § 2 
Abs. 2 vorgenommene Änderung grundsätz- 
lich genehmigungspflichtig ist, ist es erforder- 
lich, die Nießbrauchbestellung unter näheren 
Verwandten in den Bereich des § 7 cinzu- 
beziehen. 

b) In § 7 ist Nr. 2 zu streichen. 

Begründung 

Es muß verhindert werden, daß landwirt- 
schaftlich genutztes Land in die Hand von 
Nichtlandwirten gelangt und so der Siedlung 
verlorengeht. 

c) Die Bestimmung des § 7 Nr. 5 ist in § 4 Abs. 1 
unter einem neuen Buchstaben einzufügen, 

Begründung 

Aus Vereinfachungsgründen erscheint es an- 
gebracht, die durch diese Bestimmung erfaß- 
ten Fälle von vornherein von der Genehmi- 
gung freizustellen. 

d) In § 7 Nr. 5 sind hinter dem Wort „Enteig- 
nung" die Worte einzufügen „an den Ent- 
eignungsberechtigten " . 

Begründung 
Dient der Klarstellung. 

e) Die Bestimmung des § 7 Nr. 7 ist in § 4 Abs. 1 
unter einem neuen Buchstaben einzufügen. 


33 



Drucksache 119 


Deutscher Bundestag — 3. Wahlperiode 


Begründung 

Aus Vereinfachungsgründen erscheint es an- 
gebracht, die durch diese Bestimmung erfaß- 
ten Fälle von vornherein von der Genehmi- 
gung freizustellen. 

7. Zu § 8 

a) In § 8 Abs. 1 Buchstabe c ist hinter dem Wort 
„zum'' das Wort „ortsüblichen" einzufügen. 

Begründung 
Dient der Klarstellung. 

b) In § 8 ist Absatz 2 zu streichen. 
Begründung 

Die Regelung des Regierungsentwurfs wäre 
geeignet, besonders in den Realteilungs- 
gebieten die Ziele des Gesetzes ernsthaft zu 
gefährden, da im Ergebnis Grundstücke über 
2 ha weitgehend von dem Versagungsgrund 
des Absatzes 1 Buchstabe a ausgenommen 
würden. Zudem hängt die Frage, ob das Vor- 
kaufsrecht ausgeübt wird, weitgehend davon 
ab, in welchem Umfange Siedlungsmittel zur 
Verfügung stehen. 

c) In § 8 Abs. 3 Buchstabe b sind die Worte „ein 
einzelnes Grundstück" zu ersetzen durch die 
Worte „ein landwirtschaftliches Einzelgrund- 
stück". 

Begründung 

Es muß ausdrücklich klargestellt werden, daß 
sich Buchstabe b nur auf landwirtschaftliche 
Grundstücke beziehen soll. 

d) In § 8 ist Absatz 4 wie folgt zu fassen: 

„(4) Wird das Grundstück für andere als 
land- oder forstwirtschaftliche Zwecke ver- 
äußert, so darf die Genehmigung nur mit Zu- 
stimmung der Preisbehörde erteilt werden." 

Begründung 

Die im Regierungsentwurf in den §§38 und 8 
Abs. 4 vorgesehenen Regelungen sind für 
den Wohnungsbau nicht tragbar. Der Entwurf 
trägt nur den sich aus der Zielsetzung dieses 
Gesetzes ergebenden Gesichtspunkten Rech- 
nung. Er läßt dabei außer acht, daß auf an- 
deren Gebieten ein öffentliches Interesse an 
der Erhaltung stabiler Grundstückspreise be- 
steht (z. B. für Bauland, Verkehrs- und Er- 
holungsflächen, Ansetzung von Flüchtlings- 
betrieben u. ä.). Für den Fall der Widmungs- 
änderung kann gerade der Wohnungsbau 
unter den gegenwärtigen Verhältnissen auf 
die bestehenden Regelungen zur Verhütung 
von Preisauftriebstendenzen nicht verzichten. 
Die für den sozialen Wohnungsbau bestehen- 
den Schwierigkeiten würden noch wesentlich 
verschärft. Das für Kleinsiedlungen und son- 
stige Eigentumsmaßnahmen benötigte Bau- 
land könnte nicht mehr zu tragbaren Preisen 
erworben werden. Zwangsläufig müßte auch 
der Einsatz öffentlicher Mittel im Einzelfall 
und insgesamt weiter erhöht werden. Das 
mit dem Zweiten Wohnungsbaugesetz ange- 


strebte Ziel, breite Schichten des Volkes 
durch die Schaffung von Eigenheimen mit 
dem Grund und Boden zu verbinden, würde 
außerordentlich erschwert; insbesondere wä- 
ren die Bevölkerungsgruppen mit besonders 
niedrigem Einkommen durch die eintretende 
Kostensteigerung betroffen. 

e) In § 8 Abs. 5 sind die Worte „wenn dies eine 
unbillige Härte für den Veräußerer bedeuten 
würde." zu ersetzen durch die Worte „wenn 
durch die Versagung die wirtschaftliche 
Existenz des Veräußerers ernstlich gefährdet 
werden würde." 

Begründung 

Die in der Regierungsvorlage vorgesehene 
Härteklausel läßt sich nur dann rechtfertigen, 
wenn die Versagung eines Kaufvertrages 
für den Veräußerer eine ernstliche Gefähr- 
dung seiner wirtschaftlichen Existenz zur 
Folge haben würde. 

8 . Zu § 12 

In § 12 sind in Satz 2 hinter dem Wort „jedoch" 
die Worte einzufügen „bei der für die Wohn- 
siedlungsgenehmigung zuständigen Behörde". 

Begründung 

Durch die Einfügung wird sichergestellt, daß die 
Wohnsiedlungsbehörde in den in Betracht kom- 
menden Fällen vor der Erteilung der Genehmi- 
gung durch die Genehmigungsbehörden gehört 
wird. Dies ist erforderlich, weil nach § 12 Satz 1 
die Genehmigung der Genehmigungsbehörde 
u. U. die Wohnsiedlungsgenehmigung einschlie- 
ßen soll. 

9. Zu § 13 

In § 13 ist Absatz 2 durch folgenden Satz 2 zu 
ergänzen: 

„Die Erlaubnis darf nicht versagt werden; sie 
kann jedoch beschränkt oder unter Auflagen er- 
teilt werden (§ 15)." 

Begründung 

Klarstellung. 

10. Zu § 14 

§ 14 Abs. 1 Buchstabe a ist wie folgt zu fassen: 
„a) den Bund, ein Land, eine Gemeinde oder 
einen Gemeindeverband, eine mit den Rech- 
ten einer Körperschaft des öffentlichen 
Rechts ausgestattete Religionsgesellschaft 
oder eine den Aufgaben einer solchen Reli- 
gionsgemeinschaft dienende rechtsfähige An- 
stalt, Stiftung oder Personenvereinigung,". 

Begründung 

Folge der Neufassung des § 4 Abs. 1 Buch- 
stabe a. 

11. Zu § 16 

§ 16 ist zu streichen. 

Begründung 

Folge der Streichung in § 41 Abs. 1. 
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12. Zu § 17 

a) In § 17 Abs. 1 sind die Worte „so kann das 
Gericht die Besitzung ungeteilt einem Mit- 
erben auf dessen Antrag" zu ersetzen durch 
die Worte „so kann das Gericht auf Antrag 
eines Miterben die Besitzung ungeteilt einem 
Miterben". 

b) In § 17 Abs. 1 (Satzende) sind die Worte „auf 
deren Antrag" zu streichen. 

Begründung zu a) und b) 

Es muß sichergestellt werden, daß der An- 
trag auf Einleitung eines Zuweisungsverfah- 
rens auch von einem Miterben gestellt wer- 
den kann, der den Betrieb selbst nicht über- 
nehmen will. 

c) Im § 17 Abs. 2 ist folgender Satz 2 anzu- 
fügen: 

„Der Vorsitzende des Gerichts des ersten 
Rechtszuges ersucht das Grundbuchamt um 
Eintragung des Erwerbers." 

Begründung 

Es soll sichergestellt werden, daß der Grund- 
buchstand baldmöglichst mit der Eigentums- 
lage in Einklang gebracht wird. 

13. Zu § 19 

§ 19 ist wie folgt zu fassen: 

»§ 19 

(1) Der Erwerber muß zur Übernahme der 
Besitzung bereit und zu ihrer ordnungsmäßigen 
Bewirtschaftung geeignet sein. 

(2) Sind mehrere Miterben zur Übernahme 
der Besitzung bereit und in gleicher Weise zu 
ihrer ordnungsmäßigen Bewirtschaftung geeig- 
net, so erhält der Miterbe den Vorzug, dem 
nach dem wirklichen oder mutmaßlichen Willen 
des Erblassers die Besitzung zugedacht war. Ist 
ein solcher Wille des Erblassers nicht festzu- 
stellen, so sind die Bestimmungen eines in der 
Gegend geltenden Anerbengesetzes über die 
Anerbenfolge, bei Fehlen solcher Bestimmungen 
ein in der Gegend hierfür bestehender Erbbrauch 
und, falls auch ein solcher nicht besteht, die 

Bestimmungen des Höfegesetzes vom 

(Bundesgesetzbl. IS ) über die gesetz- 

liche Hoffolge sinngemäß zugrunde zu legen. 

(3) Die Bestimmungen der Absätze 1 und 2 
gelten für die Zuweisung von Teilen der Be- 
sitzung sinngemäß. 

(4) Die Länder können bestimmen, daß an- 
stelle der in Absatz 2 Satz 2 bezeichneten Be- 
stimmungen andere Bestimmungen der Entschei- 
dung zugrunde zu legen sind." 

Begründung 

Die Bereitschaftserklärung erscheint erforderlich 
mit Rücksicht auf die Änderung des Antrags- 
rechts in § 17 Abs, 1, 

Der nunmehrige Absatz 2 entspricht inhaltlich | 
dem Absatz 1 der Regierungsvorlage, Es er- | 


scheint jedoch notwendig, bei der Entscheidung 
nach Absatz 2 in erster Linie den wirklichen 
oder den mutmaßlichen Willen des Erblassers 
ausschlaggebend sein zu lassen. 

14. Zu § 20 

In § 20 ist Absatz 1 wie folgt zu ergänzen: 

„Dabei sind auch Bestimmungen über die Fällig- 
keit und Sicherstellung dieser Ansprüche zu 
treffen." 

Begründung 

Es erscheint erforderlich, bei der Festsetzung 
der Abfindungsansprüche auch deren Fälligkeit 
und gegebenenfalls ihre Sicherstellung zu regeln. 

15. Zu § 21 

In § 21 Abs. 4 ist Satz 2 wie folgt zu ändern: 
„Sie verjähren in zwei Jahren nach Kenntnis 
des Berechtigten von der Veräußerung oder 
Zweckentfremdung, spätestens aber in fünf 
Jahren nach ihrer Entstehung." 

Begründung 

Die vorgesehene Verjährungsfrist erscheint zu 
kurz, zumal sie nicht auf die Kenntnis des Be- 
rechtigten abstellt. 

16. Zu § 23 

In § 23 Abs. 2 Satz 1 sind die Worte „die inner- 
halb des Orstüblichen" zu streichen. 

Begründung 

Bei der Feststellung angemessener Pachtbedin- 
gungen kann nicht ausschließlich von dem Orts- 
üblichen ausgegangen werden. 

17. Nach § 25 

Nach § 25 (nach der Überschrift „Sechster Ab- 
schnitt — Verfahren") ist folgender neuer § 25 a 
einzufügen: 

.§ 25 a 

Die Landesregierung bestimmt die Geneh- 
migungsbehörde. " 

Begründung 

Vgl. die Begründung zu 3. a) und b) dieser Emp- 
fehlungen. 

18. Zu § 26 

§ 26 Abs. 2 ist wie folgt zu ändern: 

„(2) Hält sich die Genehmigungsbehörde für 
unzuständig, so hat sie die Sache unverzüglich, 
spätestens vor Ablauf eines Monats nach Ein- 
gang des Antrags, an die zuständige Behörde 
abzugeben und den Antragsteller von der Ab- 
gabe zu benachrichtigen. Erfolgt die Abgabe 
nicht binnen dieser Frist, so gilt § 5 Abs. 2 ent- 
sprechend. Die Abgabeverfügung ist für die in 
ihr bezeichnete Genehmigungsbehörde bindend 
und für die Beteiligten unanfechtbar." 

Begründung 

Notwendige Klarstellung im Hinblick auf § 5. 
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19. Zu § 27 

§ 27 ist zu streichen. 

Begründung 

Das Gesetz sollte von Vorschriften entlastet 
werden, die lediglich selbstverständliche Grund- 
sätze des allgemeinen Verwaltungsrechts zum 
Ausdruck bringen, deren Beachtung im Ver- 
waltungswege durchgesetzt werden kann. 

20. Zu § 28 

a) § 28 Abs. 1 ist zu streichen. 

Begründung 

Vgl. die Begründung zu Nr. 20 dieser Emp- 
fehlungen. 

Die Vorschrift ist mit Rücksicht auf § 29 
Abs. 3 der Grundbuchordnung überflüssig. 

b) § 28 Abs. 2 Satz 2 ist zu streichen. 
Begründung 

Die Zustellungen werden von den Behörden 
der Länder ausgeführt und haben daher nach 
Landesrecht zu erfolgen. 

21. Zu § 29 

In § 29 Abs. 1 sind nach dem Wort „Bedingun- 
gen" die Worte einzufügen „oder eine Biet- 
erlaiibnis nicht unbeschränkt oder nur unter 
Auflagen". 

Begründung 

Notwendige Folge der Streichung des § 16. 

22 . Zu § 30 

§ 30 ist zu streichen. 

Begründung 
Die Frage, ob und inwieweit Gebühren oder 
Auslagen zu erheben sind, beantwortet sich im 
Rahmen der Regelung des Verwaltungsverfah- 
rens im Sinne des Artikels 84 Abs. 1 GG grund- 
sätzlich nach Landesrecht. 

23. Zu § 31 

§ 31 ist zu streichen. 

Begründung 

Folge der Streichung des § 3 Abs. 1 Satz 2. 

24 Zu § 33 

a) Die im Entwurf vorgesehene Erweiterung 
des siedlungsrechtlichen Vorkaufsrechts (§ 33 
Abs. 1 Nr. 1, 2; § 33 Abs. 2 Nr. 2) verstößt 
im Hinblick auf die bereits vorhandenen Vor- 
kaufsberechtigten, deren Vorkaufsrecht nach 
§ 5 des Reichssiedlungsgesetzes und nach 
§ 33 Abs. 1 Nr. 6 des Entwurfs auch gegen- I 
über den jetzt vorgenommenen erweiterten 
Vorkaufsrechten nach dem Reichssiedlungs- j 
gesetz weichen muß, gegen Artikel 14 GG. i 
Dem muß im weiteren Verlauf des Ge- ■ 
setzgebungsverfahrens Rechnung getragen 
werden. 


b) In § 33 Abs. 1 Nr. 1 ist § 1 Abs. 1 Satz 3 RSG 
wie folgt zu fassen: 

„Die Landesregierungen können durch Rechts- 
verordnung auch Behörden, Anstalten des 
öffentlichen Rechts, Teilnehmergesellschaften 
nach dem Flurbereinigungsgesetz oder juri- 
stische Personen, die sich satzungsgemäß mit 
Aufgaben der Verbesserung der Agrarstruk- 
tur befassen, als Siedlungsimternehmen im 
Sinne dieser Vorschrift bezeichnen." 

Begründung 

Zur Bestimmung der Siedlungsunternehmen 
ist eine Rechtsvorschrift erforderlich. 

c) In § 33 Abs. 1 Nr. 2 sind in § 4 Abs. 1 Satz 1 
RSG hinter den Worten „landwirtschaftliches 
Grundstück" die Worte einzufügen „oder 
Moor- und Ödland, das in landwirtschaft- 
liche Kultur gebracht werden kann". 

Begründung 

Es erscheint notwendig, das siedlungsrecht- 
liche Vorkaufsrecht auch auf Moor- oder Öd- 
land der gekennzeichneten Art zu erstrecken. 

d) In § 33 Abs. 1 Nr. 3 sind in § 6 Abs. 1 Satz 4 
RSG die Worte „zur Post gegeben" zu erset- 
zen durch das Wort „ziigestellt". 

25. Zu § 34 

§ 34 ist wie folgt zu fassen: 

„§ 34 

Gegen denjenigen, der 

a) den Besitz eines Grundstücks erwirbt oder 
behält oder einem anderen überläßt oder 
beläßt, obwohl eine nach diesem Gesetz er- 
forderliche Genehmigung nicht beantragt 
oder die beantragte Genehmigung unanfecht- 
bar versagt worden ist, 

b) eine Auflage nicht erfüllt, die bei der Ge- 
nehmigung eines Rechtsgeschäftes oder der 
Erteilung einer Bieterlaubnis nach den bis- 
herigen Vorschriften über den Verkehr mit 
land- oder forstwirtschaftlichen Grundstük- 
ken oder nach diesem Gesetz gemacht wor- 
den ist, 

kann auf Antrag der Genehmigungsbehörde das 
Gericht Ordnungsstrafen, auch wiederholt, ver- 
hängen. Die Ordnungsstrafe muß, bevor sie 
festgesetzt wird, angedroht werden. Die ein- 
zelne Strafe darf den Betrag von 3000 Deutsche 
Mark nicht übersteigen." 

Begründung 

Es erscheint angebracht, der Regelung des § 12 
des Landpachtgesetzes entsprechend, die in § 34 
genannten Verstöße durch Androhung von 
Beugestrafen zu verhindern und nicht als Ord- 
nungswidrigkeiten zu ahnden. 

26. Zu § 35 

a) In § 35 Abs. 2 Satz 1 sind die Worte „für 
eine juristische Person" zu streichen. 
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Begründung 

Vgl. die Begründung zu Nr. 2 dieser Emp- 
fehlungen. 

b) In § 35 ist Absatz 4 zu streichen. 
Begründung 

Die Vorschriften über die Abgabe von Ge- 
boten in der Zwangsversteigerung sind 
gleichzeitig mit den übrigen Vorschriften der 
Regierungsvorlage in Kraft zu setzen. 

c) In § 35 ist Absatz 5 zu streichen. 
Begründung 

Die Vorschrift ist wegen der Fassung des 
§ 34 Abs. 1 Buchstabe b überflüssig. 

27. Zu § 38 

§ 38 ist wie folgt zu fassen: 

.§ 38 

Die Vorschriften über die Preisbildung gelten 
nicht für Grundstücke, die für land- oder forst- 
wirtschaftliche Zwecke veräußert werden." 

B egründung 

Vgl. die Begründung zu 7. g) dieser Emp- 
f^lungen. 

28. Nach § 39 

a) Nach § 39 ist folgender neuer § 39 a einzu- 
fügen: 

„§ 39a 

(1) § 7 Nr. 1 gilt nicht für Höfe im Sinne 
der in den Ländern Hamburg, Niedersachsen, 
Nordrhein-Westfalen und Schleswig-Holstein 
geltenden Höfeordnung vom 24. April 1947 
oder des Landesgesetzes über die Einführung 
einer Höfeordnung im Lande Rheinland-Pfalz 
vom 7. Oktober 1953 (Gesetz- und Verord- 
nungsblatt der Landesregierung Rheinland- 
Pfalz S. 101). 

(2) Soweit in der Höfeordnung vom 
24. April 1947 auf die Vorschriften des Kon- 
troilratsgesetzes Nr. 45. und der Verordnung 
Nr. 84 der britischen Militärregierung ver- 
wiesen wird, treten an deren Stelle die Vor- 
schriften dieses Gesetzes. Soweit hiernach 
das Gericht anstelle deF Genehmigungsbe- 
hörde über einen Antrag auf Genehmigimg 
zu entscheiden hat, ist § 5 nicht anzuwenden. 
§ 7 Abs. 2 der Höfeordnung bleibt unbe- 
rührt." 

Begründung 

Absatz 1 bringt zum Ausdruck, daß die frag- 
liche Bestimmung nicht für Höfe gelten soll. 
Absatz 2 Satz 1 enthält die allgemeine Über- 
gangsbestimmung im Verhältnis des Kontroll- 
rat sgesetzes Nr. 45 zur Regierungsvorlage. 
Absatz 2 Satz 2 sieht vor, daß § 5 im gericht- 
lichen Verfahren nicht angewandt werden 
soll, da diese Vorschrift mit der formellen 
Gestaltung des gerichtlichen Verfahrens nicht 
vereinbar ist. 


Absatz 2 Satz 3 stellt sicher, daß anstelle der 
Genehmigungsbehörde in diesen Fällen das 
Landwirtschaftsgericht zuständig ist. 

b) Nach § 39 a ist folgender neuer § 39 b einzu- 
fügen: 

„§ 39b 

Die Bundesregierung wird ermächtigt, zur 
Verhinderung von Mißbräuchen, welche die 
Wirksamkeit dieses Gesetzes erheblich beein- 
trächtigen, für die Veräußerung der durch 
§ 1 betroffenen Grundstücke im Wege der 
Zwangsversteigerung unter Anlehnung an 
die Vorschriften des Zweiten und Sechsten 
Abschnitts zu bestimmen, daß die Abgabe 
von Geboten und die Erteilung des Zuschlags 
an einen anderen als den Meistbietenden all- 
gemein oder unter bestimmten sachlichen 
oder örtlichen Voraussetzungen von einer 
Bieterlaubnis der Landwirtschaftsbehörde ab- 
hängt, sowie das Verfahren einschließlich der 
Kosten zu regeln." 

29. Nach § 40 

Nach § 40 ist folgender neuer § 40a einzufügen: 

«§ 40 a 

Dieses Gesetz gilt nicht im Saarland." 
Begründung 

Das Grundstückverkehrsgesetz ist, wie die Be- 
gründung ausführt, der Abschluß der neuen Re- 
gelung des Agrarrechts in der Bundesrepublik 
Deutschland. Die bisher ergangenen agrarrecht- 
lichen Gesetze, wie -Gesetz zur Abwicklung der 
landwirtschaftlichen Entschuldung, Landpachtge- 
setz, Gesetz über das gerichtliche Verfahren in 
Landwirtschaftssachen u. a. m. sind im Saarland 
bisher nicht eingeführt und werden auch zum 
Teil während der Dauer der übergangsfrist im 
Saarland nicht eingeführt werden können. Es ist 
daher nicht möglich, das vorliegende Gesetz 
ohne die übrigen Gesetze zur Neuregelung des 
Agrarrechts im Saarland einzuführen. 

30. Zu § 41 

a) In § 41 Abs. 1 Satz 1 sind die Worte „mit 
Ausnahme der §§13 bis 16" zu streichen. 

b) In § 41 Abs. 1 ist Satz 2 zu streichen. 
Begründung zua) und b) 

Es würde der Zielsetzung des Entwurfs wi- 
dersprechen, wenn sein Dritter Abschnitt 
vorläufig nicht in Kraft gesetzt, seine Inkraft- 
setzung vielmehr von einer Rechtsverordnung 
der Bundesregierung abhängig gemacht 
würde. 

Zudem wäre es mit Artikel 80 GG nicht -ver- 
einbar, die Exekutive zu ermächtigen, -gesetz- 
liche Vorschriften zu einem in ihrem Ermes- 
sen stehenden Zeitpunkt in Kraft zu setzen 
(vgl. die Niederschrift über die 84. Sitzung 
des Rechtsausschusses des Bundesrates S. 8). 
Im übrigen würde die Ermächtigung auch 
nicht genügend konkretisiert sein (Artikel 80 
Abs. 1 Satz 2 GG). 
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c) In § 41 Abs. 2 sind die Eingangsworte wie 
folgt zu fassen: 

„Folgende Vorschriften, soweit sie noch in 
Geltung sind, werden aufgehoben:". 

Begründung 

Um Schwierigkeiten in der Praxis zu vermei- 
den, empfiehlt es sich, aufzuhebende Vor- 
schriften im Gesetz abschließend zu nennen 
(vgl. z. B. die Empfehlung des Bundesrates 
zum Entwurf eines Gesetzes zur Änderung 
des Lebensmittelgesetzes — Drucksache 2923 
dej 2. Wahlperiode Anlage 2 Nr. 12). 

d) In § 41 Abs. 2 ist hinter Nr. 44 folgende neue 
Nr. 44 a einzufügen: 

„44a. § 4 des Landesgesetzes über die Ver- 
einheitlichung siedlungsrechtlicher Be- 
stimmungen des Landes Rheinland- 
Pfalz vom 14. März 1955 (Gesetz- und 
Verordnungsblatt der Landesregierung 
Rheinland-Pfalz S. 23);". 

Begründung 

Notwendige Ergänzung des Katalogs in Ab- 
satz 2. 


IL 

31. Der Bundesrat ist der Auffassung, daß im weite- 
ren Verlauf des Gesetzgebimgsverfahrens fol- 
gende Fragen einer Prüfung bedürfen: 

Der Deutsche Bundestag hat in einer Entschlie- 
ßung anläßlich der Verabschiedung des Zwei- 
ten Gesetzes zur Änderung und Ergänzung des 
Bundesvertriebenengesetzes die Bundesregie- 
rung aufgefordert, den Entwurf eines allgemei- 
nen Siedlungsgesetzes so rechtzeitig dem neuen 
Bundestag vorzulegen, daß sein Inkrafttreten 
zum 1. April 1958 gewährleistet ist. Der Bundes- 
rat teilt die Auffassung des Bundestages, daß 
eine Neuregelung des Siedlungsrechts in einem 
allgemeinen Siedlungsgesetz vordringlich ist. 
Der Entwurf des Grundstückverkehrsgesetzes 
enthält insbesondere in seinem Siebenten Ab- 
schnitt Änderungen siedlungsrechtlicher Vor- 
schriften. Der Bundesrat hält es nicht für zweck- 
mäßig, die Änderung eines Teiles der siedlungs- 
rechtlichen Vorschriften bereits in dem Grund- 
stückverkehrsgesetz vorwegzunehmen, wenn in 
Kürze eine Neuregelung des gesamten Sied- 
lungsrechts zu erwarten ist. Er ist deshalb der 
Äuffassung, daß der vorliegende Gesetzentwurf 
auf die Regelung des landwirtschaftlichen Grund- 
stückverkehrs beschränkt und die Änderung der 
siedlungsrechtlichen Vorschriften einem allge- 
meinen Siedlungsgesetz überlassen werden 
sollte. 
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Anlage 3 


Stellungnahme der Bundesregierung 
zu den Änderungsvorschlägen und Empfehlungen 
des Bundesrates 


Die Bundesregierung nimmt zu den Änderungsvor- 
schlägen und Empfehlungen des Bundesrates wie 
folgt Stellung: 

Zu 1. a), b) (§ 1 Abs. 2, § 2 Abs. 3 Buchstabe a) 

Den Empfehlungen wird widersprochen. 

Mit der Erwähnung der ,, Fischerei in Binnengewäs- 
sern" wird nicht die Gesetzgebungszuständigkeit 
des Bundes für die Binnenfischerei in Anspruch ge- 
nommen, sondern — wie sich aus dem Zusammen- 
hang unzweideutig ergibt — lediglich eine Legal- 
definition gegeben, welche Tätigkeiten als Land- 
wirtschaft „im Sinne dieses Gesetzes" anzusehen 
sind. Damit stellt die aus Artikel III Abs. 7 der Ver- 
ordnung der Britischen Militärregierung Nr. 84 
(Amtsblatt der Militärregierung Deutschland, Briti- 
sches Kontrollgebiet, S. 500) übernommene Begriffs- 
bestimmung nur klar, daß der Verkehr auch mit 
solchen Grundstücken, die zum Zwecke der Fisch- 
haltung mit Wasser bespannt sind, den Bestimmun- 
gen dieses Gesetzes unterliegen. 

Deshalb kann es dahingestellt bleiben, ob die kon- 
kurrierende Gesetzgebungszuständigkeit des Bun- 
des durch Artikel 74 Nr. 17 GG („Förderung der 
landwirtschaftlichen Erzeugung") begründet sein 
würde; die Überwachung des Verkehrs mit fischerei- 
lich genutzten Grundstücken ist in jedem Falle 
durch Artikel 74 Nr. 18 GG („Grundstücks verkehr") 
gedeckt. 

Zu 2. (§ 2 Abs. 2 Buchstabe c) 

Der Empfehlung wird zugestimmt. 

Zu 3. a) (§ 3 Abs. 1 Satz 1) 

Der Streichung der Worte „auf Genehmigung" wird 
nicht zugestimmt. Die Worte dienen der Klarstel- 
lung. 

Zu 3. b) (§ 3 Abs. 1 Satz 1) 

Der Empfehlung kann nicht zugestimmt werden. 

Das Gesetz will sicherstellen, daß bei der Bestim- 
mung der zur Entscheidung über die Genehmigungs- 
anträge zu berufenden Behörden auf deren land- 
wirtschaftlich-fachliche Eignung Bedacht genommen 
wird. Daß durch diesen allgemeinen Hinweis die 
Freiheit der Länder bei der Zuständigkeitsregelung 
der Verwaltungsbehörden eingeschränkt werde, 
kann nicht anerkannt werden, zumal Landwirt- 
schaftsbehörden schon auf Grund des Landpacht- 
gesetzes vom 25. Juni 1952 (BGBl. I S. 343) und des 
Gesetzes über das gerichtliche Verfahren in Land- 
wirtschaftssachen vom 21. Juli 1953 (BGBl. I S. 667) 
bestehen und tätig sind und es den Ländern frei- 
steht, zu bestimmen, welche Behörde Landwirt- 


schaftsbehörde sein soll. Zur Wahrung einer ein- 
heitlichen Linie erscheint es notwendig, auch die 
nach dem vorliegenden Gesetz erforderlichen Ent- 
scheidungen den Landwirtschaftsbehörden zu über- 
tragen. 

Zu 3. c) (§ 3 Abs. 1 Satz 2) 

Der Empfehlung wird zugestimmt. 

Zu 4. a) (§ 4 Abs. 1) 

Der Empfehlung wird zugestimmt. 

Zu 4. b) (§ 4 Abs. 1) 

Der Empfehlung wird nicht widersprochen. 

Zu 4. c) (§ 4 Abs. 1 Buchstabe b) 

Der Empfehlung wird mit der Maßgabe zugestimint, 
daß 

1. nach dem Wort „Siedlungsverfahren" ein Komma 
gesetzt und das Wort „oder" gestrichen wird, 

2. vor dem Wort „dient" eingefügt wird „oder der 
Errichtung von Wohnungen im Rahmen des so- 
zialen Wohnungsbaues oder von Kleingärten". 

Die Erwähnung der Kleinsiedlungen ist überflüssig, 
da der Begriff „Siedlungsverfahren" nicht nur Ver- 
fahren nach dem Reichssiedlungsgesetz, sondern 
auch die in der Empfehlung genannten Fälle umfaßt. 

Zu 4. d) und e) (§ 4 Abs. 1 Buchstabe c, Abs. 2) 

Den Empfehlungen wird im weiteren Gesetz- 
gebungsverfahren Rechnung getragen werden. 

Zu 5. a) (§ 5 Abs. 2) 

Der Empfehlung kann nicht zugestimmt werden. 

Der Änderungsvorschlag würde die ohnehin knapp 
bemessene Frist erheblich verkürzen, da auf diese 
Weise die weitreichenden Folgen der Fristwahrung 
nicht mehr — wie nach dem Regierungsentwurf ■ — 
von der rechtzeitigen Absendung der Entscheidung, 
sondern von ihrem Eingang beim Empfänger abhän- 
gen. Dadurch wird der der entscheidenden Behörde 
zur Verfügung stehende Zeitraum um die Zeit ver- 
kürzt, die die Zustellung mutmaßlich in Anspruch 
nimmt, ohne daß sie sicher sein kann, daß die Zu- 
stellung wirklich innerhalb der vorgeschriebenen 
Frist gelingt. Das belastet die Genehmigungs- 
behörde mit einer Verantwortung, die ihr mit Rück- 
sicht auf die schwerwiegenden Folgen einer Frist- 
versäumnis und im Hinblick auf die in ländlichen 
Verhältnissen oft schwierigen Postzustellungsbedin- 
gungen nicht zugemutet werden kann. 
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Zu 5, b) (§ 5 Abs. 2) 

Der Empfehlung wird ziigestiinint. 

Zu 6. a) (§ 7 Nr. 1) 

Der Empfehlung wird zugestimmt. 

Zu 6. b) (§ 7 Nr. 2) 

Dem Vorschlag wird widersprochen. 

Die mit der Streichung verbundene völlige Verhin- 
derung des Erwerbs land- und forstwirtschaftlicher 
Grundstücke durch Nichtlandwirte würde der Grund- 
konzeption des Entwurfs widersprechen (vgl. die 
Begründung zu § 8). 

Zu 6. c) (§ 7 Nr. 5) 

Der Empfehlung wird widersprochen. 

Die Regelung des Regierungsentwurfs beschränkt 
die Genehmigungsfreiheit auf die Fälle, in denen 
für den Grundbuchbeamten klar erkennbar ist, ob 
ein Veräußerungsvertrag in eine der in § 4 ge- 
nannten Gruppen fällt. Grundstücksveräußerungen 
zum Zweck der Vermeidung einer Enteignung oder 
der Begradigung oder Erweiterung öffentlicher Ver- 
kehrswege erfüllen diese Voraussetzungen nicht. 
Da infolgedessen der Grundbuchbeamte in solchen 
Fällen stets genötigt sein würde, die Vorlage eines 
Negativattestes nach § 4 Abs. 2 zu verlangen, müßte 
sich die Landwirtschaftsbehörde mit jedem dieser 
Fälle nachträglich befassen, ein Ergebnis, dem die 
ini Regierungsentwurf vorgesehene Regelung von 
vornherein Rechnung trägt. 

Zu 6. d) (§ 7 Nr. 5) 

Der Empfehlung wird zugestimmt. 

Zu 6. e) (§ 7 Nr. 7) 

Der Empfehlung wird aus den zu 6. c) angeführten 
Gründen widersprochen. 

Zu 7. a) (§ 8 Abs. 1 Buchstabe c) 

Der Empfehlung wird widersprochen. 

Die Einfügung würde zu einer Schädigung der Ver- 
tragsparteien führen, da gerade der ortsübliche 
Wert eines Grundstücks zu dem vereinbarten Ge- 
genwert in einem groben Mißverhältnis stehen 
kann. 

Zu 7. b) (§ 8 Abs. 2) 

Der Empfehlung wird widersprochen. 

Die Vorschrift will den Ermessensspielraum, den 
Absatz 1 Buchstabe a- den Landwirtschaftsbehör- 
den gewährt, einschränken, da bereits das Vorkaufs- 
recht des Reichssiedlungsgesetzes im allgemeinen 
ausreichend erscheint, ungesunde Veräußerungen 
land- oder forstwirtschaftlichen Grund und Bodens 
abzufangen, zumal die Bundesregierung die Sied- 
lungsgesellschaften finanziell in die Lage versetzt, 
derartige Grundstücke zu erwerben. 

Zu 7. c) (§ 8 Abs. 3 Buchstabe b) 

Der Empfehlung wird zugestimmt. 


Zu 7. d) {§ 8 Abs. 4 ) 

Der Empfehlung kann nicht zugestimmt werden. 

Infolge der vom Bundesrat vorgeschlagenen Fas- 
sung müßte der Kaufpreis nicht nur von der Preis- 
behörde nach preisrechtlichen Gesichtspunkten, son- 
dern auch von der Genehmigungsbehörde nach § 8 
Abs. 1 Buchstabe c geprüft werden. Hieraus würde 
sich ein gespaltenes Rechtsmittelverfahren ergeben, 
da es weder zweckmäßig erscheint noch nach der 
Bundesratsfassung zulässig wäre, Entscheidungen 
der Preisbehörde durch die Landwirtschaftsgerichte 
und Entscheidungen der Genehmigungsbehörde 
durch die Verwaltungsgerichte nachprüfen zu lassen. 
Außerdem würde durch den Vorschlag des Bundes- 
rates die Preisüberwachung für bebaute Grundstücke 
teilweise wieder eingeführt werden, für die sie 
durch die Verordnung PR Nr. 75/52 vom 28. No- 
vember 1952 (BGBl. I S. 792) beseitigt worden ist. 
Die im Regierungsentwurf vorgesehene Regelung 
löst eine Frage, deren Bereinigung durch die Ent- 
wicklung auf dem Grundstücksmarkt dringend er- 
forderlich geworden und auch vom Bundestag bei 
der Beratung des Landbeschaffiingsgesetzes am 
5. Dezember 1956 unter ausdrücklicher Berufung auf 
das Grundstückverkehrsgesetz im Sinne der Regie- 
rungsvorlage bereits beschlossen worden ist. 

Zu 7. e) (§ 8 Abs. 5) 

Der Empfehlung des Bundesrates kann nicht gefolgt 
werden. 

Es würde den Notwendigkeiten nicht genügend 
Rechnung tragen, sofern die Genehmigung nur dann 
erteilt werden soll, wenn durch die Versagung „die 
wirtschaftliche Existenz des Veräußerers ernstlich 
gefährdet werden würde'k Eine staatliche Behörde 
wird ohnehin in keinem Falle eine Genehmigung 
versagen, wenn dies zu einer ernstlichen Gefähr- 
dung der Existenz des Veräußerers führt. Vielmehr 
müssen auch die Fälle berücksichtigt werden kön- 
nen, in denen die Versagung eine unbillige Härte 
für den Veräußerer bedeutet. 

Zu 8. (§ 12) 

Der Empfehlung wird mit der Maßgabe zugestimmt, 
daß die Einfügung folgenden Wortlaut erhält: „bei 
der dafür zuständigen Behörde". Sprachliche Gründe. 

Zu 9. (§ 13) 

Es wird auf die Stellungnahme zu 28, a) und b) ver- 
wiesen. 

Zu 10. (§ 14) 

Der Empfehlung wird aus den unter 28. b) und 
30. a) und b) angeführten Gründen Vvddersprochon. 

Zu 11. (§ 16) 

Es wird auf die Stellungnahme zu 28. b) und 30. a) 
und b) verwiesen. 

Zu 12. a), b), c) (§ 17 Abs. 1, 2) 

Den Empfehlungen wird zugestimmt. 
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Zu 13. {§ 19) 

Der Neufassung dei' Vorschrilt wird mit lolgendci 
Maßgabe zugestimmt, daß 

a) in Absatz 2 Satz 1 die Worte „in gleicherweise" 
gestrichen werden, 

b) Absatz 2 Satz 2 folgende Fassung erhält: 

„Ist ein solcher Wille des Erblassers nicht fest- 
zustellen, so sind die Bestimmungen eines in der 
Gegend geltenden Anerbengesetzes über die 
Anerbenfolge und bei Fehlen solcher Bestim- 
mungen ein in der Gegend hierfür bestehender 
Erbbrauch sinngemäß zugrunde zu legen." 

Zu a): Die Berücksichtigung von Unterschieden in 
der Eignung zur Bewirtschaftung erscheint 
bei Würdigung aller Umstände nicht ge- 
rechtfertigt. 

Zu b): Da mit dem Inkrafttreten des Höfegesetzes 
bis zur Verkündung dieses Gesetzes nicht 
zu rechnen ist, kann das Höfegesetz nicht 
dem Zuweisungsverfahren zugrunde gelegt 
werden. 

Zu 14. {§ 20 Abs. 1) 

Der Empfehlung wird mit der Maßgabe zugestimmt, 
daß sie in folgender Fassung dem Absatz 2 ange- 
fügt wird: 

„Kann die Besitzung der Familie, aus der sie 
stammt, nur erhalten werden, wenn die Ansprüche 
gegen den Erwerber gestundet werden, so kann der ' 
Erwerber die Stundung gegen angemessene Siche- ; 
rung der Forderungen verlangen, soweit die Stun- i 
düng bei Abwägung der wirtschaftlichen Lage der ■ 
Beteiligten gerecht erscheint." 

Da die Erben bei der vorgesehenen Regelung der 
Abfindungen bereits bedeutende Opfer zu bringen 
haben, kann ihnen nicht zugemutet werden, stets 
eine Stundung der Abfindungen zu gewähren, wenn 
der Erwerber andernfalls die Besitzung nicht halten 
kann. Bei der Regelung der Stundungsmöglichkeiten 
muß auch auf die wirtschaftlichen Bedürfnisse der 
Abfindungsberechtigten Rücksicht genommen wer- 
den. Ein Schutz des Erwerbers, der die im Gesetz 
vorgesehenen Abfindungen bei Fälligkeit nicht lei- 
sten kann, ist nicht gerechtfertigt, wenn er nicht der 
Familie angehört, aus der die Besitzung stammt, 
oder wenn er zwar dieser Familie angehört, aber 
andere Mitglieder dieser Familie, insbesondere ab- 
findungsberechtigte Erben, bereit und in der Lage 
sind, die Besitzung und die Abfindungsverbindlich- 
keiten zu übernehmen. Kann aber die Besitzung der 
Familie nur erhalten werden, wenn der Erwerber, 
der ihr angehört, durch Stundung der Abfindungen 
in die Lage versetzt wird, die Besitzung in seiner 
Hand zu behalten, so muß dies nach Möglichkeit be- 
rücksichtigt werden. In solchen Fällen erscheint es 
geboten, dem Erwerber einen gesetzlichen Anspruch 
auf Stundung zu gewähren, soweit sie für die Ab- 
findungsberechtigten bei Berücksichtigung ihrer 
wirtschaftlichen Lage erträglich ist und im Vergleich 
zu den anderen Abfindungsberechtigten der Gerech- 
tigkeit entspricht. Allerdings kann die Stundung 


den Abfindungsberechtigten auch unter diesen Vor- 
aussetzungen nur zugemutet werden, wenn ihre An- 
sprüche in angemessener Weise, z. B. durch Bestel- 
lung eines genügend sicheren Grundpfandrechts an 
dem Hofe, gesichert werden. Was als angemessene 
Sicherung in Betracht kommt, richtet sich so sehr 
nach den im Einzelfall gegebenen Möglichkeiten, 
daß es nicht zweckmäßig ist, die Art der Sicher- 
stellung im Gesetz näher zu begrenzen. Im Streit- 
fall ist das Gericht auch ohne engere gesetzliche 
Vorschrift in der Lage, darüber zu entscheiden, in 
welcher Art die gestundete Forderung gesichert 
werden kann und ob diese Sicherung angemessen 
ist. 

Zu 15. (§ 21 Abs. 4 Satz 2) 

Der Empfehlung wird zugestimmt. 

Zu 16. (§ 23 Abs. 2 Satz 1) 

Der Empfehlung wird mit der Maßgabe zugestimmt, 
daß an Stelle der Worte „innerhalb des Orts- 
üblichen" die Worte „unter Berücksichtigung des 
Ortsüblichen" gesetzt werden. 

Es erscheint zur Wahrung der berechtigten Inter- 
essen des Eigentümers notwendig, im Gesetz einen 
Maßstab für die Angemessenheit der Pachtbedin- 
gungen aufzustellen. 

Zu 17. (§ 25 a) 

Der Empfehlung wird aus den zu 3. b) angegebe- 
nen Gründen widersprochen. Im übrigen ergibt sich 
die vorgesehene Zuständigkeitsregelung aus dem 
Grundsatz des Gesetzes. 

Zu 18. (§ 26 Abs, 2) 

Der Empfehlung wird zugestimmt. 

i Zu 19. (§ 27) 

I Der Empfehlung wird mit der Maßgabe zugestimmt, 

I daß folgende Fassung des Entwurfs aufrechterhalten 

I bleibt: 

i 

I „Die Landwirtschaftsbehörde hat die Forstbehörde 
I zu beteiligen, wenn über die Genehmigung der Ver- 
I äußerung forstwirtschaftlicher Grundstücke zu ent- 
I scheiden ist." 

I Die Beteiligung der örtlichen Forstbehörde ist bei 
der Genehmigung der Veräußerung forstwirtschaft- 
licher Grundstücke nicht zu entbehren, da diese 
Fälle eine Beurteilung erfordern, die über das 
Vermögen der Landwirtschaftsbehörden hinausgeht. 
Durch die Vorschrift erübrigen sich weitere Bestim- 
mungen über die Genehmigung bei der Veräuße- 
rung forstwirtschaftlicher Grundstücke. 

Zu 20. a), b) (§ 28 Abs. 1 und Abs. 2 Satz 2) 

Den Empfehlungen wird zugestimmt. 

Zu 21. (§ 29 Abs. 1) 

In Verfolg der Stellungnahme zu 28. a) und b) wird 
der Empfehlung widersprochen. 
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Zu 22. (§ 30) 

Der Empfehlung kann nicht zugestirnmt werden. 

Es erscheint nicht gerechtfertigt, Gebühren und Aus- 
lagen für Verfahren zu erheben, die nicht im Inter- 
esse der Beteiligten, sondern im öffentlichen Inter- 
esse durchgeführt werden. Auch das Landpacht- 
gesetz sieht für die Überprüfung eines Pacht- 
vertrages Gebührenfreiheit vor (§ 17 Abs. 1 LPG). 
Die Behandlung dieser Frage den Landesregierun- 
gen zu überlassen, erscheint im Interesse einer ein- 
heitlichen Regelung als nicht vertretbar. 

Zu 23. (§ 31) 

Der Empfehlung wird zugestimmt. 

Zu 24. a) (§ 33) 

Der Empfehlung wird im weiteren Verlauf des Ge- 
setzgebungsverfahrens Rechnung getragen werden. 

Zu 24. b), c) (§ 33 Abs. 1 Nr. 1 und 2) 

Den Empfehlungen wird zugestimmt. 

Zu 24. d) (§ 33 Abs. 1 Nr. 3 ) 

Der Empfehlung kann aus den zu 5. a) angegebenen 
Gründen nicht zugestimmt werden. 

Zu 25. (§ 34) 

Der Empfehlung wird nicht zugestimmt. 

Durch den Erlaß des Gesetzes über Ordnungswidrig- 
keiten ist für die weitere Gesetzgebung bestimmt, 
daß Ordnungsverstöße grundsätzlich nach diesem 
Gesetz mit Geldbuße verfolgt werden sollen. Da 
die Geldbuße geeignet ist, auch als Beugemittel zu 
wirken, liegt kein zwingender Grund vor, hiervon 
abzuweichen, wenn die Erfüllung von Verwaltungs- 
aufgaben durchgesetzt werden soll. 

Zu 26. a) (§ 35 Abs. 2 Satz 1) 

Der Empfehlung wird zugestimmt. 


Zu 26. b) (§ 35 Abs. 4) 

Der Empfehlung wird aus den zu 28. a) und b) an- 
gegebenen Gründen widersprochen. 

Zu 26. c) (§ 35 Abs. 5) 

Der Empfehlung wird zugestimmt. 

Zu 27. (§ 38) 

Der Empfehlung wird aus den zu 7. d) angeführten 
Gründen widersprochen. 

Zu 28. a) (§ 39 a) 

Der Empfehlung wird zugestimmt. 

Zu 28. b) (§ 39 b) 

Der Empfehlung wird zugestimmt mit der Maßgabe, 
daß zugleich 

1. die §§ 13 bis 16, 

2. in § 32 Nr. 1 Buchstabe a die Worte „die Gebote 
bei der Zwangsversteigerung und'' 

3. § 32 Nr. 2 Buchstabe b 
gestrichen werden. 

Eine Regelung der Zwangsversteigerung landwirt- 
schaftlicher Grundstücke entfällt hier, da die Bun- 
desregierung ermächtigt wird (§ 39 b), entsprechende 
Vorschriften im Verordnungswege zu erlassen. 

Zu 29. (§ 40 a) 

Der Empfehlung wird zugestimmt. 

Zu 30. a), b) (§ 41) 

Der Empfehlung wird zugestimmt (vgl. Stellung- 
nahme zu 28. a) und b). 

Zu 30. c), d) (§ 41 Abs. 2) 

Den Empfehlungen wird zugestimmt. 

Zu II. 

Der Entschließung wird bei der weiteren Gesetz- 
gebungsarbeit Rechnung getragen werden. 
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